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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Mai 1959 

7 — 81407 — 3168/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts und 
zur Anpassung der Berliner Rentenversiche- 
rung an die Vorschriften des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes und des 
Angestelltenversicherungs - Neuregelungsge- 
setzes (Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetz — FANG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 205. Sitzung am 8. Mai 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts 
und zur Anpassung der Berliner Rentenversicherung an die 
Vorschriften des Arheiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes Und des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 

gesetzes 

(Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz — FANG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Fremdrentengesetz 

Das Gesetz über Fremdrenten der Sozialversiche- 
rung an Berechtigte im Bundesgebiet und im Land 
Berlin, über Leistungen der Sozialversicherung an 
Berechtigte im Ausland sowie über freiwillige 
Sozialversicherung (Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetz) vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Sep- 
tember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767), erhält fol- 
gende Fassung: 


„Fremdrentengesetz (FRG) 

1. Gemeinsame Vorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz findet unbeschadet des § 5 Abs. 4 
und des § 17 Anwendung auf 

a) Vertriebene im Sinne des § 1 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, die als solche im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin anerkannt sind, 

b) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und frühere deutsche Staats- 
angehörige im Sinne des Artikels 116 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes, wenn sie unabhän- 
gig von den Kriegsauswirkungen bis zum 
31. Dezember 1952 ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt im Bundesgebiet oder im Land Berlin ge- 
nommen haben, jedoch infolge der Kriegs- 
auswirkungen den früher für sie zuständigen 
Versicherungsträger eines auswärtigen Staates 
nicht mehr in Anspruch nehmen können, 

c) heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 


im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269), auch wenn sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben oder er- 
werben, 

d) Hinterbliebene der in Buchstaben a bis c ge- 
nannten Personen bezüglich der Gewährung 
von Leistungen an Hinterbliebene. 


§2 

Dieses Gesetz gilt nicht für 

a) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, wenn 
nach einer von einer europäischen Gemein- 
schaft erlassenen Rechtsvorschrift, die in der 
Bundesrepublik Deutschland verbindlich ist 
und unmittelbar gilt, nach einem für die Bun- 
desrepublik Deutschland wirksamen zwischen- 
staatlichen Abkommen über Sozialversiche- 
rung oder nach innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften eines Staates, für den ein auch für die 
Bundesrepublik Deutschland verbindliches Ab- 
kommen über Sozialversicherung wirksam ist, 
für die Entscheidung über die Entschädigung 
eine Stelle außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und des Landes Berlin zustän- 
dig ist, 

b) Versicherungszeiten und Beschäftigungszeiten, 
die nach einer von einer europäischen Gemein- 
schaft erlassenen Rechtsvorschrift, die in der 
Bundesrepublik Deutschland verbindlich ist 
und unmittelbar gilt, nach einem für die Bun- 
desrepublik Deutschland wirksamen zwischen- 
staatlichen Abkommen über Sozialversiche- 
rung oder nach innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften eines Staates, für den ein agch 
für die Bundesrepublik Deutschland verbind- 
liches Abkommen über Sozialversicherung 
wirksam ist, in einer Rentenversicherung 
des anderen Staates, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie im Einzelfall der Berechnung der Lei- 
stung zugrunde gelegt werden, anrechnungs- 
fähig sind oder nur deshalb nicht anrechnungs- 
fähig sind, weil es Beschäftigungszeiten sind. 
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§ 3 

Als deutsche Versicherungsträger im Sinne dieses 
Gesetzes sind alle Versicherungsträger anzusehen, 
die ihren Sitz innerhalb des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 haben oder hat- 
ten oder außerhalb dieses Gebiets die Sozialver- 
sicherung nach Reichsrecht durchgeführt haben, 
jedoch mit Ausnahme der Versicherungsträger, die 
in den unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten nach Beginn dieser Verwaltung 
errichtet worden sind. 

§4 

(1) Für die Feststellung der nach diesem Gesetz 
erheblichen Tatsachen genügt es, wenn sie glaub- 
haft gemacht sind. Eine Tatsache ist glaubhaft ge- 
macht, wenn ihr Vorliegen nach dem Ergebnis der 
Ermittlungen, die sich auf sämtliche erreichbaren 
Beweismittel erstrecken sollen, überwiegend wahr- 
scheinlich ist. 

(2) Absatz 1 gilt auch für außerhalb des Bundes- 
gebiets und des Landes Berlin eingetretene Tat- 
sachen, die nach den allgemeinen Vorschriften er- 
heblich sind. 

(3) Als Mittel der Glaubhaftmachung können auch 
eidesstattliche Versicherungen zugelasseh werden. 
Der mit der Durchführung des Verfahrens befaßte 
Versicherungsträger ist für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen zuständig; er gilt als Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs. 


II. Gesetzliche Unfallversicherung 

§5 

(1) Nach den für die gesetzliche Unfallversiche- 
rung maßgebenden bundesrechtlichen Vorschriften 
wird auch entschädigt 

1. ein außerhalb des Bundesgebiets und des 
Landes Berlin eingetretener Arbeitsunfall, 
wenn der Verletzte im Zeitpunkt des Un- 
falls bei einem deutschen Träger der ge- 
setzlichen Unfallversicherung versichert 
war; 

2. ein Arbeitsunfall', wenn 

a) der Verletzte im Zeitpunkt des Unfalls 
bei einem nichtdeutschen Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung ver- 
sichert war oder 

b) sich der Unfall nach dem 30. Juni 1944 
in einem Gebiet ereignet hat, aus dem 
der Berechtigte vertrieben ist, und der 
Verletzte, weil eine ordnungsmäßig 
geregelte Unfallversicherung nicht 
durchgeführt worden ist, nicht ver- 
sichert war. 

(2) Unfälle, gegen die der Verletzte an dem für 
das anzuwendende Recht maßgeblichen Ort (§ 7) 
nicht versichert gewesen wäre, gelten nicht als 
Arbeitsunfälle im Sinne des Absatzes 1, es sei denn, 
der Verletzte hätte sich an diesem Ort gegen Un- 
fälle dieser Art freiwillig versichern können. 


(3) Auf Berufskrankheiten sind Absätze 1 und 2 
entsprechend anzuwenden. Als Zeitpunkt des Un- 
falls gilt der letzte Tag, an dem der Versicherte in 
einem Unternehmen Arbeiten verrichtet hat, die 
ihrer Art nach geeignet sind, die Berufskrankheit 
zu verursachen. 

(4) Die Leistimgen für Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten, auf die Absatz 1 Nr. 1 anzuwenden 
ist, sind auch Personen zu gewähren, die nicht zu 
dem Personenkreis des § 1 Buchstaben a bis c ge- 
hören. Dies gilt auch für Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten, auf die Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a an- 
zuwenden ist, wenn die durch den Arbeitsunfall 
oder die Berufskrankheit entstandenen Verpflich- 
tungen nach Reichsrecht auf einen deutschen Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung übergegangen 
sind. 

§6 

Als gesetzliche Unfallversicherung gelten auf Ge- 
setz beruhende Versicherungen gegen Arbeitsim- 
fälle und Berufskrankheiten oder eines dieser 
Wagnisse. 

§7 

Für Voraussetzungen, Art, Höhe und Dauer der 
Leistungen gelten im übrigen die Vorschriften der 
gesetzlichen Unfallversicherung, die anzuwenden 
wären, wenn sich der Unfall dort, wo sich der Be- 
rechtigte im Bundesgebiet oder im Land Berlin zur 
Zeit der Anmeldung des Anspruchs gewöhnlich auf- 
hält, ereignet hätte. Sind mehrere Hinterbliebene 
vorhanden, so bestimmt sich das anzuwendende 
Recht nach dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des 
hinterbliebenen Ehegatten. Ist ein solcher nicht vor- 
handen, so ist der gewöhnliche Aufenthaltsort der 
jüngsten Waise maßgebend. Im übrigen bestimmt 
sich das anzuwendende Recht nach dem gewöhn- 
lichen Aufenthaltsort des Hinterbliebenen, der zu- 
erst einen Anspruch anmeldet. 

§8 

Ist der Jahresarbeitsverdienst in einer fremden 
Währimg ausgedrückt oder nicht nachgewiesen, so 
gilt als Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der für 
einen vergleichbaren Beschäftigten im Zeitpunkt des 
Unfalls an dem für das anzuwendende Recht maß- 
geblichen Ort (§ 7) festzusetzen gewesen wäre. 

§9 

(1) Zuständig für die Feststellung und Gewährung 
der Leistungen ist der Träger der Unfallversiche- 
rung, der nach der Art des Unternehmens, in dem 
sich der Arbeitsunfall ereignet hat, zuständig wäre, 
wenn sich der Arbeitsunfall an dem für das anzu- 
wendende Recht maßgeblichen Ort (§ 7) ereignet 
hätte. 

(2) Ergibt sich nach Absatz 1 die Zuständigkeit 
einer landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, der 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft, einer Gemeinde, 
eines Gemeindeunfallversicherungsverbandes, der 
Feuerwehr-Unfallversicherung, eines Landes oder 
des Bundes, so ist die Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung zuständig. 
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(3) Die Bundesausführungsbehörde für Unfall- 
versicherung ist zuständig für die Feststellung und 
Gewährung von Leistungen an Umsiedler im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesvertriebenengeset- 
zes, die einen Anspruch auf Zahlung einer Rente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung ihres Her- 
kunftslandes haben. 

§ 10 

Die Fristen der §§ 1546 und 1548 der Reichsver- 
sicherungsordnung beginnen mit dem Ersten des 
Monats, der dem Monat folgt, in dem der Berech- 
tigte im Bundesgebiet oder im Land Berlin Aufent- 
halt genommen hat. 

§ 11 

(1) Wird dem Berechtigten von einem Träger der 
Sozialversicherung oder einer anderen Stelle außer- 
halb des Bundesgebiets und des Landes Berlin für 
denselben Versidierungsfall eine Rente aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder an Stelle einer 
solchen eine andere Leistung gewährt, so ruht die 
Rente in Höhe des in Deutsche Mark umgerechneten 
Betrages, der als Leistung des Trägers der Sozial- 
versicherung oder der anderen Stelle außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin ausgezahlt 
wird. 

(2) Der Berechtigte hat dem zuständigen Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung unverzüglich 
anzuzeigen, wenn ihm eine der in Absatz 1 genann- 
ten Stellen eine Rente oder eine andere Leistung ge- 
währt. Erhält der Berechtigte die Leistung für eine 
zurückliegende Zeit ausgezahlt, so hat er die Lei- 
stung nach diesem Gesetz bis zur Höhe der anderen 
Leistung zurückzuerstatten. 

(3) Hat der Berechtigte schuldhaft versäumt, die 
Anzeige unverzüglich zu erstatten, so hat er dem 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung alle Lei- 
stungen zurückzuerstatten, die er bis zur Einstellung 
der Zahlung zu Unrecht erhalten hat. 


§ 12 

(1) Die Rente, die für einen Arbeitsunfall oder 
eine Berufskrankheit nach § 5 zu gewähren ist, ruht, 
solange sich der Berechtigte außerhalb des Bundes- 
gebiets und des Landes Berlin freiwillig gewöhnlich 
aufhält. Die Gewährung von Sachleistungen in Ge- 
biete außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin ist ausgeschlossen. 

(2) Wird der Antrag auf Rente während des ge- 
wöhnlichen Aufenthalts des Berechtigten außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes Berlin gestellt, so 
ist für die Feststellung der Rente und die Entschei- 
dung über das Ruhen der ursprünglich verpflichtete 
Versicherungsträger zuständig. Ist dieser nicht mehr 
vorhanden, so richtet sich die Zuständigkeit nach 
der Art des Unternehmens, in dem sich der Arbeits- 
Unfall ereignet hat; § 9 Abs. 2 und 3 gilt entspre- 
chend. Mehrere sachlich zuständige Versicherungs- 
träger bestimmen durch Vereinbarung, welcher von 
ihnen örtlich zuständig ist. 


§ 13 

(1) Ist der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
vor dem 9. Mai 1945 außerhalb des Bundesgebiets 
oder des Landes Berlin eingetreten und war der Be- 
rechtigte hierfür von einem deutschen Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu entsdiädigen, so 
kann die Rente einem Deutschen im Sinne des Arti- 
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder einem 
früheren deutschen Staatsangehörigen im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, der 
sich im Gebiet eines auswärtigen Staates aufhält, 
in dem die Bundesrepublik Deutschland eine amt- 
liche Vertretung hat, gezahlt werden. Eine solche 
Rente gilt nicht als Leistung der sozialen Sicherheit. 

(2) Geht der Rentenzahlung nach Absatz 1 keine 
Leistung für Zeiten des Aufenthalts im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin voraus, so ist für die Feststel- 
lung und Zahlung der Rente der ursprünglich ver- 
pflichtete Versicherungsträger zuständig. § 12 Abs. 2 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates 

a) bestimmen, daß der gewöhnliche Aufent- 
halt in einem sonstigen Gebiet außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes Berlin 
dem gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet 
eines auswärtigen Staates, in dem die Bun- 
desrepublik Deutschland eine amtliche Ver- 
tretung hat, gleichsteht, 

b) bestimmen, daß Personen, die zwischen dem 
30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 in das 
Ausland geflüchtet sind, um sich einer von 
ihnen nicht zu vertretenden und durch die 
politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen, oder aus den 
gleichen Gründen nicht in das Gebiet des 
Deutschen Reichs zurückkehren konnten, 
früheren deutschen Staatsangehörigen im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 2 Satz J des 
Grundgesetzes gleichstehen, wenn sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit auf eine 
andere Weise als durch Entziehung ver- 
loren haben. 


III. Gesetzliche Rentenversicherungen 
§ 14 

Soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, richten sich die Reckte und 
Pflichten der nach diesem Abschnitt Bereditigten 
nach den im Bundesgebiet und im Land Berlin gel- 
tenden allgemeinen Vorschriften. 

§ 15 

(1) Beitragszeiten, die bei einem nichtdeutscJien 
oder nach dem 30. Juni 1945 bei einem außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes Berlin befind- 
lichen deutschen Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherungen zurückgelegt sind, stehen den nach 
Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten gleich. 
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Sind die Beiträge auf Grund einer abhängigen Be- 
schäftigung oder einer selbständigen Tätigkeit ent- 
richtet, so steht die ihnen zugrunde liegende Be- 
schäftigung oder Tätigkeit einer rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin gleich. 

(2) Als gesetzliche Rentenversicherung im Sinne 
des Absatzes 1 ist jedes System der sozialen Sicher- 
heit anzusehen, in das in abhängiger Beschäftigung 
stehende Personen durch öffentlich-rechtlichen 
Zwang einbezogen sind, um sie und ihre Hinter- 
bliebenen für den Fall der Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit, des Alters und des Todes oder für einen 
oder mehrere dieser Fälle durch die Gewährung 
regelmäßig wiederkehrender Geldleistungen (Ren- 
ten) zu sichern. Wird durch die Zugehörigkeit zu 
einer Einrichtung dem Erfordernis, einem der in 
Satz 1 genannten Systeme anzugehören. Genüge 
geleistet, so ist auch die betreffende Einrichtung als 
gesetzliche Rentenversicherung anzusehen, und 
zwar auch für Zeiten bis zum 31. Dezember 1890 
zurück, in denen es ein System der in Satz 1 ge- 
nannten Art noch nicht gegeben hat. Als gesetzliche 
Rentenversicherung gelten nicht Systeme, die vor- 
wiegend zur Sicherung der Beschäftigten im öffent- 
lichen Dienst geschaffen sind. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates auch 
Systeme oder Einrichtungen, die für andere Per- 
sonenkreise als den in Abshtz 2 genannten geschaf- 
fen sind, insoweit als gesetzliche Rentenversiche- 
rung anerkennen, als die Zugehörigkeit zu diesen 
Systemen oder Einrichtungen auf öffentlich-recht- 
lichem Zwang oder auf einer den Grundsätzen des 
Bundesrechts ganz oder zum Teil entsprechenden 
freiwilligen Versicherung beruht und der Gegen- 
stand der Sicherung dem in Absatz 2 genannten ent-' 
spricht. 

§ 16 

Eine nach vollendetem 16. Lebensjahr vor der 
Vertreibung in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes genannten ausländischen Ge- 
bieten verrichtete abhängige Beschäftigung steht 
einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
im Bundesgebiet oder im Land Berlin, für die Bei- 
träge entrichtet sind, gleich, soweit sie nicht mit 
einer Beitragszeit zusammenfällt. Dies gilt nur, wenn 
die Beschäftigung nach dem am 1. März 1957 gelten- 
den Bundesrecht Versicherungspflicht in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen begründet hätte, wenn 
sie im Bundesgebiet verrichtet worden wäre; dabei 
sind Vorschriften über die Beschränkung der Ver- 
sicherungspflicht nach der Stellung des Beschäftig- 
ten im knappschaftlichen Betrieb, nach der Höhe des 
Jahresarbeitsverdienstes oder wegen der Gewähr- 
leistung von Versorgungsanwartschaften nicht an- 
zuwenden. 


§ 17 

(1) § 15 findet auch auf Personen Anwendung, 
die nicht zu dem Personenkreis des § 1 Buchstaben a 
bis c gehören, wenn die Beiträge entrichtet sind 


a) an einen außerhalb des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin befindlichen deut- 
schen Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen oder 

b) an einen nichtdeutschen Träger der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und ein 
Träger der Reichsversicherung sie bei 
Eintritt des Versicherungsfalles wie nach 
Reichsrecht entrichtete Beiträge zu be- 
handeln hatte. 

(2) § 16 gilt auch für die vor dem 9. Mai 1945 
im Gebiet der sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin oder in den unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten verrichtete Beschäftigung eines Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
oder eines früheren deutschen Staatsangehörigen 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes, jedoch nur für eine Beschäftigung außer- 
halb des öffentlichen Dienstes, die nach den reichs- 
gesetzlichen Vorschriften versicherungsfrei gewesen 
ist. Auf die in § 1 Buchstaben b und c genannten 
Personen und deren Hinterbliebene findet § 16 keine 
Anwendung. 

§ 18 

(1) § 15 findet keine Anwendung, wenn die Bei- 
träge als einmalige Einlage oder als laufende Bei- 
träge zur Versicherung anderer als der Pflicht- 
leistungen (Zusatzversicherung) entrichtet sind. 

(2) § 16 findet keine Anwendung auf Beschäfti- 
gungen vor dem 1. Januar 1891. Das gleiche gilt für 
Beschäftigungen während der in den Anlagen 2 und 
3 angeführten Jahre, wenn der Beschäftigte nach 
Maßgabe der Anlage 1 in eine der in den Anlagen 
2 und 3 genannten Leistungsgruppen fällt. 

(3) §§15 und 16 finden keine Anwendung auf 
eine Zeit, die im Bundesgebiet oder im Land Berlin 
einer Versorgung nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen zugrunde gelegt ist oder 
bei Eintritt des Versorgungsfalles zugrunde gelegt 
wird oder für die die Nachversicherung als durch- 
geführt gilt. Sonstige Beschäftigungs- oder Beitrags- 
zeiten gelten für die Anwendung des § 32 Abs. 3 
des Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes als 
solche, für die die Prämienreserven an den Dienst- 
herrn im Herkunftsland abgeführt sind. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister der Finanzen regeln durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften, wie in den Fällen 
des Absatzes 3 zu verfahren ist. 


§ 19 

(1) Die Beitragszeit wird in ihrem ursprünglichen 
Umfang angerechnet, wenn sie sich bei einem 
Wechsel des Versicherungsträgers verringert hat. 

(2) Für das einzelne Jahr nicht nachgewiesener 
Zeiten werden fünf Sechstel als Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeit angerechnet. Für Zeiten bis zum 
28. Juni 1942, die der Rentenversicherung der Arbei- 
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ter zuzuordnen sind, sind die gekürzten Zeiten auf 
volle Wochen aufzurunden; im übrigen wird auf 
volle Monate aufgerundet. 

(3) Beitragszeiten, die während des Bezuges 
einer dem Altersruhegeld entsprechenden Leistung 
zurückgelegt sind, werden für die Hinterbliebenen- 
renten zusätzlich angerechnet. 

(4) Sind Tagesbeiträge entrichtet, so wird für je 
sieben Tagesbeiträge eine Woche als Beitragszeit 
angerechnet; ein verbleibender Rest gilt als volle 
Beitragswoche. 


§20 

(1) Die in § 15 genannten Beitragszeiten werden, 
sofern sie auf Grund einer Pflichtversicherung in 
einer der knappsdiaftlichen Rentenversicherung ent- 
sprechenden Berufsversicherung zurückgelegt sind, 
der knappschaftlichen Rentenversicherung zugeord- 
net. Im übrigen werden Beitrags- und Beschäfti- 
gungszeiten nach der Art der Beschäftigung der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der Renten- 
versicherung der Angestellten zugeordnet. 

(2) Die auf Grund einer freiwilligen Versicherung 
zurückgelegten Beitragszeiten werden dem Ver- 
sicherungszweig zugeordnet, in dem sie zurück- 
gelegt sind. Zeiten, für die Beiträge zur freiwilligen 
Fortsetzung einer Pflichtversicherung entrichtet sind, 
werden dem Versicherungszweig zugeordnet, dem 
die Zeiten der Pflichtversicherung, deren Fortset- 
zung sie dienen, zuzuordnen sind. Im übrigen wer- 
den Zeiten einer freiwilligen Versicherung, die von 
nicht pflichtversicherten Personen während ein^r 
Beschäftigung oder Tätigkeit überwiegend körper- 
licher Art begonnen ist, der Rentenversicherung der 
Arbeiter, Zeiten einer freiwilligen Versicherung, 
die von nicht pflichtversicherten Personen während 
einer Beschäftigung oder Tätigkeit überwiegend 
geistiger Art begonnen ist, der Rentenversicherung 
der Angestellten zugeordnet. 

(3) Für Beitragszeiten, die pflichtversicherte 
Selbständige zurückgelegt haben, gilt Absatz 2 
Satz 3. Beitragszeiten pflichtversicherter Hand- 
werker werden der Handwerkerversorgung zuge- 
ordnet. 

(4) Sind Beitrags- oder Beschäftigungszeiten in 
einem knappschaftlichen Betrieb im Sinne des § 2 
Abs. 1 und 2 des Reichsknappschaftsgesetzes zu- 
rückgelegt, ohne daß Beiträge zu einer der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entsprechenden Be- 
rufsversicherung entrichtet sind, so werden sie der 
knappschaftlichen Rentenversicherung vom 1. Juli 
1926 an zugeordnet, wenn die Beschäftigung, wäre 
sie im Bundesgebiet verrichtet worden, nach den 
jeweils geltenden reichs- oder bundesrechtlichen 
Vorschriften der Versicherungspflicht in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung unterlegen hätte. 
§ 16 Satz 2 zweiter Halbsatz findet Anwendung. 

(5) Ist nach dem Ergebnis der Ermittlungen zwei- 
felhaft, welchem Versicherungszweig Beitrags- oder 
Beschäftigungszeiten zuzuordnen sind, so werden 
sie der Rentenversicherung der Arbeiter zugeordnet. 


§21 

(1) Ersatzzeiten werden dem Versicherungszweig 
zugeordnet, dem nach § 20 die Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeit zuzuordnen ist, die der Ersatzzeit 
vorangeht. 

(2) Geht der Ersatzzeit keine Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeit voran, so ist sie dem Versiche- 
rungszweig zuzuordnen, dem nach § 20 die Beitrags- 
oder Beschäftigungszeit zuzuordnen ist, die der Er- 
satzzeit nachfolgt. 

§22 

(1) Werden Zeiten der in §§ 15 und 16 genann- 
ten Art angerechnet, so sind zur Ermittlung der für 
den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage nach Maßgabe der Anlage 1 

a) für Zeiten bis zum 28. Juni 1942 für jede 
Woche die Lohn- oder Beitragsklassen der 
Tabellen der Anlage 4 oder 6 und für 
Zeiten vom 29. Juni 1942 an die Brutto- 
jahresarbeitsentgelte der Tabellen der 
Anlage 5 oder 7, wenn die Zeiten der 
Rentenversicherung der Arbeiter zuzuord- 
nen sind, 

b) für Zeiten bis zum 30. Juni 1942 für jeden 
Monat die Gehalts- oder Beitragsklassen 
der Tabellen der Anlage 8 oder 10 und 
für Zeiten vom 1. Juli 1942 an die Brutto- 
jahresarbeitsentgelte der Tabellen der 
Anlage 9 oder 11, wenn die Zeiten der 
Rentenversicherung der Angestellten zu- 
zuordnen sind, 

c) für Zeiten bis zum 31. Dezember 1942 für 
jöden Monat die Beitrags- oder Gehalts- 
klassen der Tabellen der Anlage 12 oder 
14 und für Zeiten vom 1, Januar 1943 an 
die Bruttojahresarbeitsentgelte der Tabel- 
len der Anlage 13 oder 15, wenn die Zei- 
ten der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung zuzuordnen sind, 

zugrunde zu legen. Für Zeiten der Ausbildung als 
Lehrling oder Anlernling werden weder Beitrags- 
klassen noch Brutto jahresarbeitsentgelte zugeord- 
net. Das gilt für die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung nur, wenn der Versicherte vor Vollendung 
des 55. Lebensjahres berufsunfähig oder erwerbs- 
unfähig geworden ist. Für Zeiten vor dem 1. Januar 
1913, die der Rentenversicherung der Angestellten 
zuzuordnen sind, wird die Zahl der Beitrags- und 
Beschäftigungsmonate mit den Werten vervielfäl- 
tigt, die für die einzelnen Klassen und die einzelnen 
Zeiträume in der Tabelle der Anlage 16 angegeben 
sind. Artikel 2 § 55 Abs. 2 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes gilt entspre- 
chend; Artikel 2 § 54 Abs. 2 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes gilt nicht. 

(2) Sind Beitrags- oder Beschäftigungszeiten der 
Rentenversicherimg der Arbeiter nach § 20 Abs. 5 
zuzuordnen, so sind bei Anwendung des Absatzes 1 
die für die Leistungsgruppe 3 der Tabellen der An- 
lagen 4 bis 7 maßgebenden Werte oder Bruttojahres- 
arbeitsentgelte zugrunde zu legen. 
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(3) Bei Seeleuten sind die für die verschiedenen 
Dienststellungen jeweils amtlich festgesetzten Bei- 
tragsklassen und Durchschnittsheuern zugrunde zu 
legen. Dies gilt auch für Arbeitnehmer in Klein- 
betrieben der Seefischerei für Zeiten nach dem 
31. Dezember 1939. 

(4) Für das Kalenderjahr, in dem der Versiche- 
rungsfall eintritt, und für das voraufgegangene 
Kalenderjahr sind die für den letzten Zeitraum in 
den Tabellen der Anlagen 5, 7, 9, 11, 13 und 15 
und den Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
nach § 27 Abs. 1 festgesetzten Werte zugrunde zu 
legen. 

§ 23 

(1) Bei pflichtversicherten Selbständigen und bei 
Versicherten, für die freiwillige Beiträge entrichtet 
sind, ist bei der Zuordnung der Tabellenwerte § 22 
unter Berücksichtigung der Beitragsleistung ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Ist die Höhe der Beitragsleistung nicht nach- 
gewiesen, so sind bei pflichtversicherten Selbstän- 
digen an Stelle der Beitragsleistung die Berufstätig- 
keit und die Einkommensverhältnisse zu berück- 
sichtigen. Bei freiwillig Versicherten richtet sich in 
diesen Fällen die Ermittlung der für den Versicher- 
ten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage für 
eine der Rentenversicherung der Arbeiter zuzuord- 
nende Beitragszeit nach der Beitragsklasse II, für 
eine der Rentenversicherung der Angestellten zuzu- 
ordnende Beitragszeit nach der Beitragskiasse B (II) 
und für eine der knapp schaftlichen Rentenversiche- 
rung zuzuordnende Beitragszeit eines Angestellten 
nach der Gehaltsklasse B. 

§ 24 

Werden Beitrags- oder Beschäftigungszeiten nur 
für einen Teil eines Kalenderjahres angerechnet, so 
werden bei Anwendung der Tabellen der Anlagen 
5, 7, 9, 11, 13 und 15 die Brutto jahresarbeitsentgelte 
nur anteilmäßig berücksichtigt. 

§ 25 

(1) Für Beitragszeiten, die nach tschechoslowaki- 
schem Recht oder dem Recht des ehemaligen Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren bei einem Ersatz- 
institut (§15 Abs. 2 Satz 2) oder nach entsprechen- 
den Grundsätzen bei einer anderen Einrichtung 
zurückgelegt sind, richtet sich die Zuordnung der 
Tabellenwerte nach der höchsten Leistungsgruppe, 
in die der Versicherte nach der Anlage 1 einzuord- 
nen ist. Dies gilt für Zeiten einer freiwilligen Ver- 
sicherung nur, wenn die freiwilligen Beiträge in der 
zuletzt für die Pflichtbeiträge maßgeblichen Höhe 
entrichtet sind. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung 

a) wenn der nach Maßgabe der Satzung zur 
Anrechnung der Vorversicherungszeit zu 
entrichtende Ergänzungsbetrag zum über- 
weisungsbetrag nicht entrichtet ist, 

b) in den Fällen, für welche die Satzung der 
in Absatz 1 genannten Einrichtungen die 
Berechnung der Leistungen nach den für 


die gesetzliche Rentenversicherung maß- 
gebenden Grundsätzen vorsah, 

c) auf Zeiten, die beim Pensionsverein der 
deutschen Sparkassen in Prag zurückgelegt 
sind, 

d) für die der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung zuzuordnenden Zeiten. 

§ 26 

Für eingekaufte Beitragszeiten nach tschecho- 
slowakischem Recht richtet sich die Zuordnung der 
Tabellenwerte nach der Leistungsgruppe, in die der 
Versicherte für das Jahr der Durchführung des 
Einkaufs einzuordnen ist. 

§ 27 

(1) Die Bundesregierung ergänzt nach Anhören 
des Statistischen Bundesamtes durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die Tabellen 
der Anlagen 2, 3, 5, 7, 9, 11, 13 und 15. Dabei sind 
als Bruttojahresailbeits entgelte die den einzelnen 
Leistungsgruppen entsprechenden durchschnittlichen 
Bruttojahresarbeitsentgelte der Versicherten im Bun- 
desgebiet und im Land Berlin für den entsprechen- 
den Zeitraum einzusetzen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann nach Anhören des Statistischen Bundes- 
amtes durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Katalog der Beruf ab ezeichnungen 
der Anlage 1 nach Maßgabe der Lohn- und Gehalts- 
erhebungen des Statistischen Bundesamtes ändern 
und ergänzen. 

§ 28 

Treffen Versicherungszeiten, von denen minde- 
stens eine nach diesem Gesetz anzurechnen ist, zu- 
sammen, so ist bei der Berechnung der Rente nur 
eine, und zwar die für den Berechtigten günstigere, 
zu berücksichtigen. 

§ 29 

(1) Zeiten, in denen eine der in § 15 Abs. 1 Satz 2 
oder § 16 Satz 1 genannten Beschäftigimgen oder 
Tätigkeiten durch eine länger als sechs Wochen an- 
dauernde Arbeitslosigkeit unterbrochen worden ist, 
sind vom Ablauf der sechsten Woche an Ausfall- 
zeiten, es sei denn, daß es sich um Zeiten vor dem 
1. Oktober 1927 handelt. § 75 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversichenmg 
gilt entsprechend. 

(2) Für die Zuordnung von Ausfallzeiten und 
einer Zurechnimgszeit gilt § 21 entsprechend. 

§ 30 

§ 1290 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnimg, 
§ 67 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 82 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes fin- 
den keine Anwendung, wenn der Berechtigte bis zur 
Aufenthaltshahme im Bimdesgebiet oder im Land 
Berlin von einem Träger der Sozialversicherung 
oder einer anderen Stelle außerhalb des Bundes- 
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gebiets oder des Landes Berlin für die nadi §§15 
und 16 anzuredinenden Zeiten für denselben Sadi- 
verhalt eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung oder an Stelle einer solchen eine andere 
Leistung erhalten hat. 

§ 31 

(1) Wird dem Berechtigten von einem Träger der 
Sozialversicherung oder einer anderen Stelle außer- 
halb des Bundesgefbiets und des Landes Berlin für 
die nach Bundesrecht anzurechnenden Zeiten eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
an Stelle einer solchen eine andere Leistimg ge- 
währt, so ruht die Rente in Höhe des in Deutsche 
Mark umgerechneten Betrages, der als Leistung des 
Trägers der Sozialversicherung oder der anderen 
Stelle außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 


Berlin ausgezahlt wird. Auf Steigerungsbeträge aus 
Beiträgen der Höherversicherung findet Satz 1 keine 
Anwendung. 

(2) Der Berechtigte hat dem zuständigen Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen unverzüglich 
anzuzeigen, wenn ihm eine der in Absatz 1 genann- 
ten Stellen eine Rente oder eine andere Leistung 
gewährt. Erhält der Berechtigte die Leistung für 
eine zurückliegende Zeit ausgezahlt, so hat er die 
Leistung nach diesem Gesetz bis zur Höhe der 
anderen Leistung zurückzuerstatten. 

(3) Hat der Berechtigte schuldhaft versäumt, die 
Anzeige unverzüglich zu erstatten, so hat er dem 
Versicherungsträger alle Leistungen zurückzuerstat- 
ten, die er bis zur Einstellung der Zahlung zu Un- 
recht erhalten hat." 


Anlage 1 


Definitionen der Leistungsgruppen 


A. Rentenversidierung der Arbeiter 
1. Arbeiter außerhalb der Land- und Forstwirtschaft 
Leistungsgruppe 1 

Arbeiter, die auf Grund ihrer Fachkenntnisse und 
Fähigkeiten mit Arbeiten beschäftigt werden, die 
als besonders schwierig oder verantwortungsvoll 
oder vielgestaltig anzusehen sind. Die Befähigung 
kann durdi abgeschlossene Lehre oder durch lang- 
jährige Beschäftigung mit entsprechenden Arbeiten 
erworben sein. In den Tarifen sind die Angehörigen 
dieser Gruppe meist als Facharbeiter, auch qualifi- 
zierte oder hochqualifizierte Facharbeiter, Spezial- 
facharbeiter, Facharbeiter mit meisterlichem Können, 
Meister und Vorarbeiter im Stundenlohn, Betriebs- 
handwerker, gelernte Facharbeiter, Facharbeiter mit 
Berufsausbildung und Erfahrung und ähnlich be- 
zeichnet. Hierzu gehören unter anderem: 


Männliche Arbeiter 

Autoschlosser Chemiebetriebs- 

Automateneinrichter fachwerker 

Bäcker Chemigraph 

Baumwollweber (gelernt) Dachdecker 


Bauschlosser 

Beizer 

Betonfacharbeiter 
Betonwerker (gelernt) 
Betriebsschlosser 
Böttcher (Holzküfer) 
Brauer 

Brenner (keramische 
Industrie) 
Buchbinder 
Buchdrucker 
Bügler (Bekleidungs- 
gewerbe) 


Dekorateur 

Drechsler 

Drucker (Textilgewerbe) 

Eisendreher 

Elektriker 

Elektroinstallateur 

Färber 

Feinmechaniker 

Feintäschner 

Fernmeldemonteur 

Flach drucker 

Fleischer 

Fliesenleger 


Former 

Fräser 

Gerber 

Gießer 

Gipser (Rabitzer) 

Glaser 

Glasmacher 

Graveur 

Großuhrenmacher 
Handschuhmacher 
Handsetzer 
Heizer (geprüft) 
Hutmacher 
Installateur 
Karosseriebauer 
Keramformer (Dreher, 
Gießer) 

Kerammaler 

Kernmacher 

Kleinuhrenmacher 

Klempner 

Koch 

Konditor 

Korrektor 

Kraftfahrer 

(Handwerker) 

Kürschner 

Laborant 

Lackierer 

Lithograph 

Maler 

Mälzer 

Maurer 

Maschinenschlosser 

1 . und 2. Maschinenführer 

Maschinensetzer 

Maschinist 

Mechaniker 

Metalldreher 

Modelltischler 


Molkerei- und Käserei- 
gehilfe 
Müller 

Oberlederzuschneider 
Papiermaschinenführer 
Parkettleger 
Pflasterer 
Polierer 
Polsterer 
Porzellanmaler 
Reparaturschlosser 
Rohrleger 
Rotationsdrucker 
Rundfunkmechaniker 
Samt- und Plüschweber 
Sattler 
Schiffbauer 
Schlosser 
1. Schmelzer 
Schneider 
Schornsteinfeger 
Schreiner 
Schriftsetzer 
Schweißer 
Seidenweber 
Sortierer (Tabakwaren- 
herstellung) 
Stahlbauschlosser 
Starkstrommonteur 
Steinbrecher 
Steinmetz 
Stereotypeur 
Stukkateur 
Tischler 
Tuchweber 
Uhrmacher 
Verputzer (Ausbau- 
gewerbe) 

1. Walzer 
Werkzeugmacher 
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Zigarrenmacher Zimmerer 

Zigarettenmaschinen- Zuschneider 

führ er 

Weibliche Arbeiter 

Baumwollweberin Sortiererin (Tabakwaren- 

(gelernt) herstellung) 

Futterstepperin Stumpenrollerin 

Hutarbeiterin Wickelmacherin 

Näherin (gelernt) Zigarrenmacherin 

Seidenweberin (gelernt) Zigarrenrollerin 

Zuschneiderin 

Leistungsgruppe 2 

Arbeiter, die im Rahmen einer speziellen, meist 
branchegebundenen Tätigkeit mit gleichmäßig wie- 
derkehrenden oder mit weniger schwierigen und 
verantwortungsvollen Arbeiten beschäftigt werden, 
für die keine allgemeine Berufsbefähigung voraus- 
gesetzt werden muß. Die Kenntnisse und Fähigkei- 
ten für diese Arbeiten haben die Arbeiter meist im 
Rahmen einer mindestens drei Monate dauernden 
Anlernzeit mit oder ohne Abschlußprüfung erwor- 
ben. In den Tarifen werden die hier erwähnten 
Arbeiter meist als Spezialarbeiter, qualifizierte 
angelernte Arbeiter, angelernte Arbeiter mit beson- 
deren Fähigkeiten, angelernte Arbeiter, vollwertige 
Betriebsarbeiter, angelernte Hilfshandwerker, Be- 
triebsarbeiter und ähnlich bezeichnet. Hierzu ge- 
hören unter anderem: 

Männliche Arbeiter 

Bahnunterhaltungs- Holländerarbeiter 

arbeiter Kalander- -und 

Betonwerker (angelernt) Querschneiderführer 


Bohrer 

Kranführer 

Brenner (Gewinnung und Maischinenbauhelfer 

Verarbeitung von Stei- 

Metallschleifer 

nen und Erden) 

Mitfahrer (Beifahrer) 

Chemiebetriebswerker 

Papiermasdiinengehilfe 

Ein schal er 

Rotten- und Gleisarbeiter 

Eisenbieger und -flechter 

Schiffbauhelfer 

Former (angelernt) 

Schleifer (Putzer) 

Fuhrmann (Kutscher) 

Schweißer (angelernt) 

Hobler 

Steinbrecher (angelernt) 

Hochbauhelfer 

Walzer 

Weibliche Arbeiter 

Anlegerin (Papier- 

Ringspinnerin 

erzeugung und 

Schaffnerin 

-Verarbeitung) 

Spulerin 

B aum wollweb er in 

Stepperin 

Büglerin 

Stopferin 

Einrichterin 

Strickerin 

Fleyerin 

Verpackerin (Packerin) 

Keramformerin 

Zuarbeiterin 

Näherin 

Zwirnerin 


(Wirk- und Strickerei) 


Leistungsgruppe 3 

Arbeiter, die mit einfachen, als Hilfsarbeiten zu 
bewertenden Tätigkeiten beschäftigt sind, für die 
eine fachliche Ausbildung auch nur beschränkter 
Art nicht erforderlich ist. In den Tarifen werden 


diese Arbeiter meist als Hilfsarbeiter, ungelernte 
Arbeiter, einfache Arbeiter und ähnlich bezeichnet. 
Hierzu gehören imter anderem: 

Männliche Arbeiter 

Bauhilfsarbeiter Hafenarbeiter 

Belader Hilfsarbeiter 

Bunkerarbeiter Lagerarbeiter 

Entlader ’ Platzarbeiter 

Grubenarbeiter 

(Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen 
und Erden) 

Weibliche Arbeiter 

Hilfsarbeiterin Reinmacherin 

Näherin Sortiererin 


2. Arbeitetr in der Landwirtschaft 
Leistungsgruppe 1 

Arbeiter mit langjähriger Berufserfahrung oder 
Fachausbildung, die besonders verantwortungsvolle, 
schwierige oder qualifizierte Arbeiten ausführen. 
Hierzu gehören unter anderem: 

Männliche Arbeiter 

Handwerksmeister (Pferde-, Rinder-, 

und -gehilfe Schweine-, Schafzucht, 

Hofmeister Imkerei, Geflügelzucht, 

Landwirtschaftlicher Pelztier- und Fischzucht) 

Facharbeiter (mit Fach- Meister und Gehilfe des 
arbeiterbrief) Brennerei- und 

Landwirtschaftsmeister Molkereifaches 

und -gehilfe Meister und Gehilfe der 

Meister und Gehilfe der Gärtner-, Kellerei- und 

Tierzucht Weinbauberufe 

Vorarbeiter 

Weibliche Arbeiter 

Landwirtschaftliche Wirtschafterin 

Gehilfin 

Leistungsgruppe 2 

Arbeiter, die mit gleichmäßig wiederkehrenden 
Arbeiten beschäftigt sind. Hierzu gehören unter 
anderem: 

Männliche Arbeiter 

Gespannführer Landarbeiter 

Kraftfahrer Schweine Wärter 

Treckerführer 

Weibliche Arbeiter 

Hausgehilfin (auch außer- 
halb der Landwirtschaft) 

Landarbeiterin 

3. Arbeiter in der Forstwirtsdiaft 
Leistungsgruppe 1 

Männliche Arbeiter mit langjähriger Berufserfah- 
rung oder Fachausbildung, die besonders verant- 
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wortungsvolle, schwierige oder qualifizierte Arbei- 
ten ausführen. Hierzu gehören unter anderem: 

Haumeister Waldfacharbeiter 

Leistungsgnippe 2 

Männliche Arbeiter, die mit gleichmäßig wieder- 
kehrenden Arbeiten beschäftigt sind. Hierzu ge- 
hören unter anderem: 

Regelmäßig beschäftigter 
Waldarbeiter 
Ständiger Waldarbeiter 


B. Rentenversicherung der Angestellten 


Buchhalterin über 45 Jahre 

Korrespondentin über 45 Jahre 

Leistungsgruppe 3 

Angestellte mit mehrjähriger Berufserfahrung 
oder besonderen Fachkenntnissen und Fähigkeiten 
bzw. mit Spezialtätigkeiten, die nach allgemeiner 
Anweisung selbständig arbeiten, jedoch keine Ver- 
antwortung für die Tätigkeit anderer tragen. Außer- 
dem Angestellte mit qualifizierter Tätigkeit, die die 
fachlichen Erfahrungen eines Meisters, Richtmeisters 
oder Gießereimeisters aufweisen, bei erhöhter Ver- 
antwortung größeren Abteilungen vorstehen und 
denen Aufsichtspersonen oder Hilfsmeister unter- 
stellt sind. Hierzu gehören unter anderem: 


Leistungsgruppe 1 

Angestellte in leitender Stellung mit Aufsichts- 
und Dispositionsbefugnis. 

Leistungsgruppe 2 

Angestellte mit besonderen Erfahrungen und 
selbständigen Leistungen in verantwdrtlicher Tätigr 
keit mit eingeschränkter Dispositionsbefugnis, die 
Angestellte anderer Tätigkeitsgruppen einzusetzen 
und verantwortlich zu unterweisen haben. Außer- 
dem Angestellte, die als Obermeister, Oberricht- 
meister oder Meister mit hohem beruflichem Können 
und besonderer Verantwortung großen Werkstätten 
oder Abteilungen vorstehen. Hierzu gehören unter 
anderem: 


Männliche Angestellte 


Bauführer 

über 45 Jahre 

Bilanzbuchhalter 

über 45 Jahre 

Chefkameramann 


Einkäufer 

über 45 Jahre 

Ingenieur 

über 45 Jahre 

(Bau- 



Betriebs- 


Bild- 

Film- 

Maschinen- 

Meß- 

Sender- 

Ton-) 

Konstrukteur über 45 Jahre 

Korrespondent über 45 Jahre 

Leitender Wirtschafter 
(Landwirtschaft) 

Mitglied von Kultur- 
orchestem (Sonder- 
klasse und Tarifklasse I) 


Oberarzt 


Polier (techn.) 

über 45 Jahre 

Redakteur 

über 45 Jahre 

Regisseur 

über 45 Jahre 

Techniker 

über 45 Jahre 

Tonmeister 

über 45 Jahre 

Werkmeister 

über 45 Jahre 

Weibliche Angestellte 


Bilanzbuchhalterin 

über 45 Jahre 


Männliche Angestellte 

Aufnahmeleiter (Film, 
Funk, Fernsehen) 
Bauführer 
Beleuchter 
Bibliothekar 
Bilanzbuchhalter 
Buchhalter 

(Lohnbuchhalter) 

Bühnenbildner 

Einkäufer 

Fakturist 

Förster 

Gießereimeister 


30 bis 45 Jahre 
über 30 Jahre 

bis 45 Jahre 

über 30 Jahre 

bis 45 Jahre 
über 45 Jahre 


Gutsverwalter, -Inspektor 
Ingenieur 30 bis 45 Jahre 

(Bau- 
Betriebs- 
Bild- 
Film- 

Maschinen- 


Meß- 

Sender- 

Ton-) 

Kaufm. Kalkulator 
Kartothekführer 
Konstrukteur 
Kontorist 
Korrespondent 
Laborant 
Lagerist 
Lagerverwalter 
Landwirtschaftlicher 
Fachangestellter 
Maskenbildner 
Medizinalassistent 
Mitglied von Kultur- 
orchestern 
Polier (techn.)- 
Polier (Meister) 
Pressestenograph 
Redakteur 
Regieassistent 
Regisseur 
Reisender 
Richtmeister 
Schachtmeister 
Techniker 


über 30 Jahre 
über 30 Jahre 
30 bis 45 Jahre 
über 30 Jahre 
30 bis 45 Jahre 
über 30 Jahre 
über 30 Jahre 


30 bis 45 Jahre 


bis 45 Jahre 
bis 45 Jahre 


30 bis 45 Jahre 
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Technischer Zeichner über 45 Jahre 

Tonmeister bis 45 Jahre 

Verkäufer über 45 Jahre 

Vertreter 

Werkmeister 30 bis 45 Jahre 

Werkstattmeister 
Zuschneider 

Weibliche Angestellte 

Bilanzbuchhalterin 
Buchhalterin 
Direktrice 
Hebamme 
Heilgymnastin 
Kassiererin 
Laborantin 
Medizinisch-techn. 

Assistentin 
Oberschwester 
Operationsschwester 
Physikalisch-techn. 

Assistentin 
Sekretärin 
Stationsschwester 
Stenotypistin 
Verkäuferin 
Wirtschaftsleiterin 

f 

Leistungsgnippe 4 

Angestellte ohne eigene Entscheidungsbefugnis in 
einfacher Tätigkeit, deren Ausübung eine abge- 
schlossene Berufsausbildung oder durch mehrjährige 
Berufstätigkeit, den erfolgreichen Besuch einer Fach- 
schule oder durch privates Studium erworbene Fach- 
kenntnisse voraussetzt. Außerdem Angestellte, die 
als Aufsichtspersonen einer kleineren Zahl von 
überwiegend ungelernten Aiheitern vorstehen, so- 
wie Hilfsmeister, Hilfswerkmeister oder Hilfsricht- 
meister. Hierzu tgLehören unter anderem: 


Kostümbildner 

Laborant 

bis 30 Jahre 

Lagerist 

bis 30 Jahre 

Landwirtschaftlicher 
Verwaltimgs- . 
angestellter 
Materialverwalter 

Polier (techn.) 

bis 30 Jahre 

Registrator 

Requisiteur 

Technischer Kalkulator 
Technischer Zeichner 

30 bis 45 Jahre 

Verkäufer 

30 bis 45 Jahre 

Werkmeister 

bis 30 Jahre 

Werkstattschreiber 

Weibliche Angestellte 
Buchhalterin 

bis 30 Jahre 

Faktur istin 

über 30 Jahre 

Haushälterin 

Kassiererin 

bis 45 Jahre 

Kindergärtnerin 

Kontoristin 

über 30 Jahre 

Kostümbildnerin 

Krankenschwester 

Laborantin 

bis 45 Jahre 

Landwirtschaftliche 

Verwaltungs- 

angestellte 

Maschinenbuchhalterin 

Sprechstundenhilfe 

Stenotypistin 

30 bis 45 Jahre 

Technische Zeichnerin 
Telefonistin 

über 30 Jahre 

Verkäuferin 

30 bis 45 Jahre 

Leistungsgnippe 5 



Angestellte in einfacher, schematischer oder mecha- 
nischer Tätigkeit, die keine Berufsausbildung erfor- 
dert. Hierzu gehören unter anderem: 


bis 45 Jahre 
30 bis 45 Jahre 


über 45 Jahre 
über 45 Jahre 


über 45 Jahre 
über 45 Jahre 


Männliche Angestellte 

Bauführer 

Beleuchter 

Buchhalter 

(Lahnbuchhalter) 

Bühnenmeister 

Expedient 

Fakturist 

Forstaufseher 

Ingenieur 

(Bau- 

Betriebs- 

Bild- 

Film- 

Maschinen- 

Meß- 

Sender- 

Ton-) 

Inspizient 

Kartothekführer 

Kaufm. Kalkulator 

Konstrukteur 

Kontorist 

Korrespondent 


bis 30 Jahre 
bis 30 Jahre 

bis 30 Jahre 

bis 45 Jahre 
bis 30 Jahre 


bis 30 Jahre 
bis 30 Jahre 
bis 30 Jahre 
bis 30 Jahre 
bis 30 Jahre 


Männliche Angestellte 

Fotokopist 

Notenwart 

Orchesterwart 


Technischer Zeichner 

bis 

30 Jahre 

Verkäufer 

bis 

30 Jahre 

Weibliche Angestellte 



Fakturis tin 

bis 

30 Jahre 

Hauswirtschafts- 



angestellte 



Kontoristin 

bis 

30 Jahre 

Stenotypistin 

bis 

30 Jahre 

Telefonistin 

bis 

30 Jahre 

Verkäuferin 

bis 

30 Jahre 


C. Knappschaftlidie Rentenversidierung 
I. Arbeiter 

a) Arbeiter unter Tage 

Leistungsgnippe 1 

Hauer im Gedinge und sonstige Gedingeaxbeiter. 
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Leistungsgnippe 2 

Gelernte Grubenhandwerker und Arbeiter, die 
eine Tätigkeit mit entsprechender Entlohnung 
(Schichtlohn in oiberen Lohnklasisen) verrichten. 

Leistungsgruppe 3 

Sonstige Schichtlohnarbeiter. 

b) Arbeiter über Tage 

Leistungsgruppe 1 

Gelernte Handwerker und Aiheiter, die eine Tä- 
tigkeit mit entsprechender Entlohnung (Schichtlohn 
in oberen Lohnklassen) verrichten. 

Leistungsgruppe 2f 

Sonstige Arbeiter. 


II. Angestellte 

a) Technische Angestellte unter 
Tage 

Leistungsgruppe 1 

Angestellte in leitender Stellung mit Aufsichts- 
und Dispositionsbefugnis, soweit sie außerhalb der 
Gehaltstarife stehen, imd Fahrsteiger. 

Leistungsgruppe 2 

Abteilungsleiter und die ihnen gleichstehenden 
technischen Angestellten. 

Leistungsgruppe 3 

Grubensteiger und die ihnen gleichstehenden 
technischen Angestellten. 

Leistungsgruppe 4 

Oberhauer, Fahrhauer und die ihnen gleichstehen- 
den technischen Angestellten. 

b) Technische Angestellte über 
Tage 

Leistungsgruppe 1 

Angestellte in leitender Stellung mit Aufsichts- 
und /Dispositionsbefugnis, soweit sie außerhalb der 
Gehaltstarife stehen. 

Leistungsgruppe 2 

Maschinen-, Elektro- und Kokereisteiger, denen 
die in Leistungsgruppe 3 aufgeführten technischen 


Angestellten über Tage unterstellt sind< sowie die 
ihnen gleichstehenden technischen Angestellten. 

Leistungsgruppe 3 

' Sonstige Maschinen-, Elektro- und Kokereisteiger 
sowie die ihnen gleichstehenden technischen Ange- 
stellten. 


Leistungsgruppe 4 

Meister und die ihnen gleichstehenden technischen 
Angestellten. 

c) Kaufmännische Angestellte 

Leistungsgruppe 1 

Angestellte in leitender Stellung mit Aufsichts- 
und Dispositionsbefugnis^ soweit sie außerhalb der 
Gehaltstarife stehen. 


Leistungsgruppe 2 

Angestellte, die selbständig in eigener Verant- 
wortung als erste Angestellte in den Geschäfts- 
abteilungen der größeren Hauptverwaltungen und 
der selbständigen Zechenanlagen beschäftigt sind 
und nicht außerhalb der Tarif abkommen stehen. 
Voraussetzung ist, daß ihre Tätigkeit sich von der- 
jenigen der übrigen Angestellten als eine über- 
geordnete abhebt und ihnen im allgemeinen min- 
destens drei Angestellte unterstehen. 

Leistungsgruppe 3 

Angestellte, die eine abgeschlossene kaufmänni- 
sche Ausbildung oder entsprechende Vorbildung 
haben, alle in ihrem Geschäftsbereich vorkommen- 
den Arbeiten selbständig verrichten und deren 
Tätigkeit über den Rahmen der übrigen Angestell- 
ten (Leistungsgruppen 4 und 5) hinausgeht. Sie 
müssen mindestens sechs Dienstjahre als Angestellte 
auf einer Zeche oder bei einem gleichartigen Unter- 
nehmen beschäftigt sein. 

Leistungsgruppe 4 

Angestellte, deren Tätigkeit in der Erledigung der 
in den Büros oder Verwaltungen üblicherweise vor- 
kommenden Arbeiten besteht. 

Leistungsgruppe 5 

Angestellte, deren Tätigkeit in der Erledigung 
einfacher Arbeiten besteht. 
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Rentenversidierung der Angestellten 


Kalenderjahre 

Männliche Angestellte 
der Leistungsgruppe 

1 2 

1891 bis 1912 1906 bis 1912 

1949 bis 1956 1951 bis 1952 

1955 bis 1956 


Weibliche Angestellte 
der Leistungsgruppe 


1 

1911 bis 1912 
1951 bis 1956 


Anlage 3 


Knappschaftliche Rentenversicherung 
— Angestellte — 


Kalenderjahre 

Technische Angestellte 
der Leistungsgruppe 

Kaufmännische Angestellte 
der Leistungs gruppe 

unter Tage 

über Tage 

1 2 

1 2 

1 

1926 bis 1928 1949 bis 1952 

1938 bis 1944 1954 bis 1956 

1948 bis 1956 

1927 1951 bis 1952 

1940 bis 1944 1956 

1948 bis 1956 

1951 bis 1952 

1956 


Anlage 4 


Lohn- oder Beitragsklastsen für männliche Versicherte 
der Rentenversicherung der Arbeiter 


Zeitraum 

Arbeiter außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft 
der Leistungs gruppe 

Arbeiter in der 
Landwirtschaft der 
Leistungsgruppe 

Arbeiter in der 
Forstwirtschaft der 
Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

1 

2 

1 

2 

Vom 

1. 

Januar 

1891 








bis 

31. 

Dezember 

1899 

IV 

III 

III 

III 

II 

III 

III 

Vom 

1. 

Januar 

1900 








bis 

31. 

Dezember 

1906 

V 

IV 

III 

III 

II 

IV 

III 

Vom 

1. 

Januar 

1907 . 








bis 

30. 

September 

1921 

V 

V 

IV 

IV 

III 

V 

IV 

Vom 

1. 

Januar 

1924 








bis 

31. 

Dezember 

1925 

V 

IV 

IV 

III 

II 

IV 

III 

Vom 

1. 

Januar 

1926 , 








bis 

31. 

Dezember 

1927 . 

VI 

VI 

V 

IV 

III 

V 

IV 

Vom 

1. 

Januar 

1928 








bis 

31. 

Dezember 

1933 

VII 

VII 

VI 

V 

III 

VI 

V 

Vom 

1. 

Januar 

1934 








bis 

31. 

Dezember 

1938 ....... 

VIII 

VII 

VI 

V 

III 

VI 

V 

Vom 

1. 

Januar 

1939 








bis 

21 , 

Juni 

1942 . . 

IX 

VIII 

VII 

V 

IV 

VI 

V 
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Anlage 5 


Durdischnittlidie Bruttoarbeitsentgelte der männlichen Versidierten 
der Rentenversicherung der Arbeiter 
in RM/DM 


Jahr 

Arbeiter außerhalb der Land- 
und Forstwirtschaft 
der Leistungsgnippe 

Arbeiter 

in der Landwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

Arbeiter 

in der Forstwirtschaft 
der Leistungsgruppe 


1 

2 

3 

1 

2 

1 

2 

1942 

2 988 

2 604 

2 004 

1 608 

972 

1 872 

1 668 

1943 

3 012 

2 616 

2 040 

1 632 

984 

1 896 

1 680 

1944 

2 964 

2 580 

2 028 

1 620 

972 

1 884 

1 668 

1945 

2 268 

2 028 

1 596 

1 320 

792 

1 536 

1 368 

1946 

2 220 

2 052 

1 620 

1 380 

828 

1 608 

1428 

1947 

2 256 

2 064 

1 704 

1 428 

864 

1 668 

1 476 

1948 

2 688 

2 520 

2 112 

1 668 

1 008 

1 944 

1 728 

1949 

3 432 

3 216 

2 724 

2 028 

1 224 

2 364 

2 100 

1950 

3 840 

3 588 

2 976 

2 184 

1 308 

2 544 

2 256 

1951 

4 296 

4 032 

3 372 

2 544 

1 536 

2 976 

2 640 

1952 

4 632 

4 320 

3 600 

2 796 

1 692 

3 264 

2 904 

1953 

4 908 

4 560 

3 828 

3 000 

1 812 

3 504 

3 108 

1954 

5 064 

4 776 

3 960 

3 144 

1 896 

3 672 

3 264 

1955 

5 580 

5 208 

4 368 

3 492 

2 100 

4 080 

3 624 

1956 

5 868 

5 520 

4 692 

3 768 

2 268 

4 392 

3 900 

1957 

6 108 

5 652 

4 836 

4 356 

2 628 

4 620 

4 104 


Anlage 6 


Lohn- oder Beitragsklassen für weibliche Versicherte 
der Rentenversidiening der Arbeiter 



Zeitraum 

Arbeiterinnen außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

Arbeiterinnen 
in der Land- 
wirtschaft der 
Leistungsgruppe 

Arbeite- 
rinnen 
in der 
Forst- 
wirt- 
schaft 




1 

2 

3 

1 

2 

Vom 1, 
bis 31. 

Januar 

Dezember 

1891 

1899 

II 

II 

II 

II 

I 

II 

Vom 1. 
biis 31, 

Januar 

Dezemiber 

1900 ...... 

1906 

II 

II 

II 

II 

I 

II 

Vom 1. 
bis 30. 

Januar 

September 

1907 

1921 

III 

III 

III 

II 

II 

n 

Vom 1. 
bis 31. 

Januar 

Dezember 

1924 

1925 

III 

III 

III 

II 

I 

II 

Vom 1. 
bis 31. 

Januar 

Dezember 

1926 

1927 

IV 

IV 

IV 

III 

II 

III 

Vom 1. 
bis 31. 

Januar 

Dezember 

1928 

1933 

rv 

IV 

IV 

III 

II 

III 

Vom 1. 
bis 31. 

Januar 

Dezember 

1934 ..... . 

1938 . ... . . 

IV 

IV 

IV 

III 

II 

III 

Vom 1. 
bis 27. 

Januar 

Juni 

1939 ...... 

1942 

V 

V 

V 

IV 

III 

III 
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Durchs dinittli die Brutto arb ei ts entgelte der weiblichen Versicherten 
der Rentenversicherung der Arbeiter 
in RM/DM 


Jahr 

Arbeiterinnen außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

Arbeiterinnen 
in der Landwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

Arbeite- 
rinnen 
in der Forst- 
wirtschaft 

1 

2 

3 

1 

2 

1942 

1 428 

1 452 

1 428 

1 008 

768 

876 

1943 . 

1 476 

1 500 

1 404 

1 008 

-768 

876 

1944 

1 476 

1 488 

1 380 

996 

756 

876 

1945 

1 128 

1 152 

1 068 

780 

588 

672 

1946 

1 080 

1 104 

1 032 

756 

576 

660 

1947 

1 128 

1 152 

1 044 

756 

576 

660 

1948 

1 392 

1 428 

1 260 

888 

672 

780 

1949 

1 752 

1 800 

1 632 

1 104 

840 

972 

1950 

2 136 

2 208 

1 956 

1 320 

1 008 

1 152 

1951 

2 460 

2 472 

2 220 

1 596 

1 224 

1 404 

1952 

2 652 

2 628 

2 400 

1 776 

1 356 

1 560 

1953 

2 796 

2 772 

2 484 

1 932 

1 464 

1 680 

1954 

2 904 

2 880 

2 604 

2 052 

1 560 

1788 

1955 

3 144 

3 108 

2 820 

2 268 

1 728 

1980 

1956 

3 360 

3 276 

3 000 

2 496 

1 896 

2 184 

1957 

3 504 

3 396 

3 156 

2 892 

2 208 

2 304 


Anlage 8 


Gehalts- oder Beitragsklassen für männliche Versiciierte 
der Rentenversicherung der Angestellten 


Zeitraum 


Vom 

1. 

Januar 

1891 . 

bis 

31. 

Dezember 

1899 . 

Vom 

1. 

Januar 

1900 . 

bis 

31. 

Dezemiber 

1906 . 

Vom 

1. 

Januar 

1907 . 

bis 

31. 

Dezember 

1912 . 

Vom 

1. 

Jamar 

1913 . 

bis 

31. 

Juli 

1921 . 

Vom 

1. 

Januar 

1924 . 

bis 

31. 

Dezember 

1925 . 

Vom 

1. 

Januar 

1926 . 

bis 

31. 

Dezember 

1933 . 

Vom 

1. 

Januar 

1934 . 

bis 

31. 

Dezember 

1938 . 

Vom 

1. 

Januar 

1939 . 

bis 

30. 

Juni 

1942 . 


Angestellte der Ledstungsgruppe 
2 3 4 


D D D 
E E D 
E E E 
G F E 
D C C 
D D C 
D D C 
E . E D 


5 


C 

C 

D 

D 

C 

C 

C 

C 
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Anlage 9 


Durchs chnittli die Brutto arbeitsentgelte der männlichen Versicherten 
der Rentenvertsidierung der Angestellten 
in RM / DM 


Jahr 

Angestellte der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1942 

6996 

4 884 

3 948 

2 604 

2 028 

1943 



3 960 

2 628 


1944 

6 936 

4 848 




1945 

5 376 

3 768 




1946 

5 328 

3 732 

2 976 


1 632 

1947 






1948 

6 660 

4 668 

3 684 

2 544 


1949 


5 976 

4 692 

3 264 

2 712 

1950 


6 588 

5 148 

3 612 


1951 






1952 





3 648 

1953 




4 584 

3 816 

1954 



6 756 


3 936 

1955 



6 912 

4 848 


1956 



7 320 

5 124 


1957 



7 560 

5 304 



Anlage 10 


Gehalts- oder Beitragsklassen für weiblidie Versicherte 
der Rentenversicherung der Angestellten 



Angestellte der Leistungsgruppe 



1 

2 

3 

4 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1891 

1899 

D 

D 

C 

B 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1900 

1906 

E 

D 

c 

C 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1907 

1912 

E 

E 

D 

C 

Vom 1. Januar 
bis 31. Juli 

1913 

1921 

F 

E 

D 

C 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1924 

1925 

D 

C 

C 

B 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1926 

1933 

E 

D 

C 

C 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1934 

1938 ....... 

E 

D 

C 

C 

Vom 1. Januar 
bis 30. Juni 

1939 . 

1942 

E 

D 

D 

C 


5 


A 

B 

B 

B 

B 

B 

B 

C 


17 






Drucksadle 1109 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 11 


Durdisdiiiittlidie Brutto arbeitseuitgelte der weiblidien Versddierten 
der Rentenversidierung der Angestellten 

in RM/DM 


Jahr 

Angestellte der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1942 

4 884 

3 396 

2 544 

1 776 

1 296 

1943 

4 908 

3 408 

2 568 

1 788 

1 320 

1944 

4 836 

3 360 

2 544 

1 764 

1 320 

1945 

3 756 

2 604 

1 980 

1368 

1 032 

1946 

3 648 

2 520 

1920 

1332 

1 020 

1947 

3 768 

2 604 

1992 

1380 

1 056 

1948 

4 560 

3 144 

2 412 

1668 

1 296 

1949 

5 832 

4 008 

3 084 

2 136 

1 668 

1950 

7 092 

4 872 

3 768 

2 604 

2 052 

1951 

7 200 

5 520 

4 260 

2 940 

2 328 

1952 

7 800 

5 988 

4 584 

3 156 

2 520 

1953 

9 000 

6 348 

4 824 

3 324 

2 664 

1954 

9 000 

6 672 

5 028 

3 456 

2 784 

1955 

9 000 

6 900 

5 160 

3 528 

2 868 

1956 

9 000 

7 404 

5 496 

3 744 

3 072 

1957 

9 000 

7 752 

5 712 

3 888 

3 204 


Anlage 12 


Lohn- oder Beitragsklassen 
in der knappsdiaftlidien Rentenversidierung 
— Arbeiter — 


Bergarbeiter der Leistungsgruppe 


Zeitraum 

unter Tage 

über Tage 



1 

2 

3 

1 

2 

Bis 30. Juni 

1926 

rv 

IV 

IV 

IV 

IV 

Vom 1. Juli 
bis 31. Dezember 

1926 

1938 

VII 

VI 

IV 

V 

IV 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1939 

1942 

VIII 

VII 

VI 

VI 

V 
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Anlage 13 


Durdxsdinittlidie Bruttoarbeitsentgelte 
in der knappsdiaftlidien Rentenversicherung 

in RM/DM 
— Arbeiter — 


Jahr 

Bergarbeiter der Leistungisgruppe 

unter Tage 

über Tage 

1 

2 

3 

1 

2 

1943 

3 108 

2 664 

2 256 

2 460 

2124 

1944 

3 072 

2 628 

2 220 

2 436 

2 088 

1945 

2 376 

2 040 

1 728 

1 884 

1620 

1946 

2 376 

2 040 

1 728 

1 884 

1620 

1947 

2 448 

2 100 

1 776 

1 944 

1 668 

1948 

2 964 

2 544 

2 160 

2 352 

2 028 

1949 

3 792 

3 252 

2 760 

3 012 

2 592 

1950 

4 224 

3 624 

3 072 

3 348 

2 880 

1951 

4 788 

4 104 

3 480 

3 792 

3 264 

1952 

5 148 

4 416 

3 744 

4 080 

3 516 

1953 

5 436 

4 656 

3 948 

4 308 

3 708 

1954 

5 664 

4 860 

4 116 

4 488 

3 864 

1955 

6 084 

5 220 

4 116 

4 824 

4 152 

1956 

6 720 

5 772 

4 884 

5 328 

4 584 

1957 

6 996 

6 012 

5 088 

5 544 

4 776 


Anlage 14 


Gehalts- oder Beitragsklassen in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

— Angestellte — 



Technische Angestellte der Leistungsgruppe 

Kaufmännische Angestellte 

Zeitraum 

unter Tage 

über Tage 


der Leistungsgruppe 



1 

2 

3 

4 

1 

2 

3 

4 

1 

• 2 

3 

4 

5 

Bis 31. Dezember 1912 . . 

D 

D 

D 

D 

D 

D 

D 

C 

D 

D 

C 

C 

C 

Vom 1. Januar 1913 . . 
bis 30. Juni 1926 . . 

F 

E 

D 

D 

F 

E 

D 

Q 

E 

D 

D 

c 

C 

Vom l.Juli 1926. . 

bis 31.* Dezember 1938 . . 

F 

F 

E 

D 

F 

E 

D 

D 

E 

E 

D 

D 

c 

Vom 1. Januar 1939. . 
bis 31. Dezember 1942 . . 

F 

F 

F 

E 

F 

F 

E 

E 

F 

E 

E 

D 

c 
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Anlage 15 


Durdisdinittlidie Bruttoarbeitsentgelte in der knappsdiaftlichen Rentenversicherung 

in RM/DM 
— Angestellte — 


Jahr 

Technische Angestellte der Leistungsgruppe 

Kaufmännische Angestellte 

der Leistungsgruppe 

12 3 4 

5 

unter Tage - 

über Tage 

1 1 

2 

3 

4 

1 

2 

3 


4 

1943 


4 800 

4 800 

4 800 

4 428 

4 800 

4 800 

4 476 

3 

888 

4 800 

4 800 

4 080 

3 168 

2 

292 

1944 


4 800 

4 800 

4 800 

4 368 

4 800 

4 800 

4 416 

3 

840 

4 800 

4 800 

4 020 

3 120 

2 

256 

1945 


4 800 

4 800 

3 888 

3 384 

4 800 

4 500 

3 432 

2 

988 

4512 

3 852 

3 120 

2 424 

1 

752 

• 1946 


4 800 

4 800 

3 888 

3 384 

4 800 

4 500 

3 432 

2 

988 

4512 

3 852 

3 120 

2 424 

1 

752 

1947 


4 800 

4 800 

4 008 

3 480 

4 800 

4 632 

3 540 

3 

072 

4 644 

3 972 

3 216 

2 496 

1 

800 

1948 


4 800 

4 800 

4 800 

4 224 

4 800 

4 800 

4 284 

3 

720 

4 800 

4 800 

3 888 

3 024 

2 

184 

1949 


6 900 

6 900 

6 216 

5 400 

6 900 

6 900 

5 472 

4 

764 

6 900 

6 156 

4 980 

3 864 

2 

796 

1950 


8 400 

8 400 

6 924 

6 024 

8 400 

7 980 

6 096 

5 

304 

8 028 

6 852 

5 544 

4 308 

3 

120 

1951 


8 400 

8 400 

7 836 

6 804 

8 400 

8 400 

6 900 

6 

000 

8 400 

7 764 

6 276 

4 872 

3 

528 

1952 


9 600 

9 600 

8 424 

7 332 

9 600 

9 600 

7 428 

6 

456 

9 600 

8 352 

6 756 

5 244 

3 

792 

1953 


12 000 

11 640 

8 892 

7 728 

12 000 

10 260 

7 836 

6 

804 

10 320 

8 808 

7 128 

5 532 

3 

996 

1954 


12 000 

12 000 

9 264 

8 052 

12 000 

10 692 

8 160 

7 

104 

10 764 

9 192 

7 428 

5 772 

4 

176 

1955 


12 000 

12 000 

9 960 

8 652 

12 000 

11 484 

8 772 

7 

632 

11 544 

9 864 

7 980 

6 192 

4 

476 

1956 


12 000 

12 000 

10 728 

9 324 

12 000 

12 000 

9 456 

8 

220 

12 000 

10 608 

8 592 

6 672 

4 

824 

1957 


12 000 

12 000 

11 172 

9 708 

12 000 

12 000 

9 840 

8 

556 

12 000 

11 040 

8 940 

6 948 

5 

016 


Anlage 16 


Zeitraum 


Gehalts- 

oder Beitragsklassen 


A 

B 

C 

D 

E 

Vom 

1. 

Januar 

1891 






bis 

31. 

Dezember 

1899 

3,06 

5,10. 

7,70 

13,23 


Vom 

1. 

Januar 

1900 . 






bis 

31. 

Dezember 

1906 

2,63 

4,29 

6,59 

9,53 

13,28 

Vom 

1. 

Januar 

1907 






bis 

31. 

Dezember 

1912 

2,18 

3,48 

5,37 

7,70 

11,82 
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Artikel 2 

Änderung der Reichsversidierungsordnung 
und des Arbeiterrentenversidierungs- 
Neuregelungsgesetzes 

1. § 1250 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsversiche- 
rungsordnung erhält folgende Fassung: 

„a) Zeiten, für die nach Bundesrecht oder frü- 
herem Reichsrecht Beiträge wirksam ent- 
richtet sind oder als entrichtet gelten (Bei- 
tragszeiten)," 

2. §§ 1283 und 1284 der ^Reichsversicherungs Ord- 
nung werden gestrichen. 

3. § 1285 der Reichsversicherungsordnung erhält 
folgende Fassung: 

„§ 1285 

Die Vorschriften der §§ 1278 bis 1280 werden auf 
die Steigerungsbeträge für Beiträge der Höher- 
versicherung nicht angewendet. Die Steigerungs- 
beträge für Beiträge der Höherversicherung 
werden auch in den Fällen gezahlt, in denen die 
Rente ganz oder zum Teil wegen des Aufent- 
halts im Ausland ruht." 

4. Unterabschnitt D des Zweiten Abschnitts des 
Vierten Buches der Reichsversicherungsordnung 
wird durch folgenden Unterabschnitt ersetzt: 

„D. Zahlung von Leistungen bei Aufent- 
halt außerhalb des Bundesgebiets und 
des Landes Berlin 

§ 1315 

(1) Die Rente ruht, solange der Berechtigte 
weder Deutscher im Sinne des Artikels 1 16 Abs. 1 
des Grundgesetzes noch früherer deutscher 
Staatsangehöriger im Sinne des Artikels 116 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes ist und 

1. sich freiwillig gewöhnlich außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin aufhält oder 

2. gegen ihn ein Aufenthaltsverbot für 
das Bundesgebiet und das Land Berlin 
verhängt ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht für Waisen, de- 
ren Erziehungsberechtigte sich gewöhnlich außer- 
halb des Bimdesgebiets imd des Landes Berlin 
auflialten. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht für Berechtigte, 
die zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 
1945 in das Ausland geflüchtet sind, um sich 
einer von ihnen nicht zu vertretenden und durch 
die politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen, oder aus den 
gleichen Gründen nicht in das Gebiet des Deut- 
schen Reichs zurückkehren konnten. 

§ 1316 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 


Ruhen der Leistung für ausländische Grenz- 
gebiete oder für auswärtige Staaten aus- 
schließen, deren Gesetzgebung Deutschen und 
ihren Hinterbliebenen eine entsprechende Lei- 
stung gewährleistet. 

§ 1317 

Soweit sich aus den nachfolgenden Vorschrif- 
ten nichts anderes ergibt, ruht auch die Rente 
eines Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes oder eines früheren deutschen 
Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, solange er sich 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin aufhält. 

§ 1318 

(1) Soweit die Rente auf die im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegten Versiche- 
rungsjahre entfällt, wird sie auch für Zeiten des 
Aufenthalts im Ausland gezahlt. Der auf den 
Kinderzuschuß und die Zurechnungszeit entfal- 
lende Teil der Rente wird dabei in Höhe des 
Betrages gezahlt, der dem Verhältnis entspricht, 
in dem die in Satz 1 genannte Zeit zur Gesamt- 
zahl der bei Aufenthalt im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin anrechenbaren Versicherungs- und 
Ausfallzeiten steht. 

(2) Zu den Versicherungsjahren nach Absatz 1 
Satz 1 zählen Ersatz- und Ausfallzeiten, die auf 
Grund einer Versicherung oder rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin anrechenbar 
sind. Soweit die Anrechenbarkeit von Ausfall- 
zeiten davon abhängt, daß eine Beitragszeit von 
bestimmter Dauer zurückgelegt ist, ist Satz 1 
auch dann anzuwenden, wenn der überwiegende 
Teil dieser Beitragszeit im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin zurückgelegt ist. 

§ 1319 

(1) Für Zeiten des vorübergehenden Aufent- 
halts außerhalb des Bundesgebiets und des 
Landes Berlin wird die Rente auch unter Berück- 
sich tigimg der Versicherungszeiten, die in den 
reichsgesetzlichen Rentenversicherungen außer- 
halb des Bundesgebiets und des Landes Berlin 
zurückgelegt sind, sowie der nach dem Fremd- 
rentengesetz gleichstehenden Zeiten gezahlt. 

(2) Die Rente nach Absatz 1 wird auch für 
Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland 
gezahlt, wenn 

a) der Versicherte die anzurechnenden 
Beitragszeiten überwiegend im Bundes- 
gebiet oder im Land Berlin zurück- 
gelegt hat oder 

b) der Versicherte nach Reichsrecht, Bim- 
desrecht oder dem Recht des Landes 
Berlin versichert war xmd die Leistung 
von einem Versicherungsträger, der 
die Versicherung im Bereich des Bim- 
desgebiets oder im Land Berlin durch- 
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führt, für Zeiten, in denen sich der 
Berechtigte in diesen Gebieten gewöhn- 
lich aufgehalten hat, festgestellt ist 
oder festgestellt wird; hat der Ver- 
sicherte auf Grund dieser Vorschrift 
bis zu seinem Tod Rente bezogen, so 
gelten die Voraussetzungen dieser 
Vorschriften für die Hinterbliebenen- 
rente als erfüllt. 

Zeiten nach § 16 des Fremdrentengesetzes sind 
hierbei nicht zu berücksichtigen. 

(3) Sind in den Fällen, in denen Zeiten nadi 
§ 15 des Fremdrentengesetzes zurückgelegt sind, 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht er- 
füllt, so wird die Rente für Zeiten des gewöhn- 
lichen Aufenthalts im Ausland mit der Maßgabe 
gezahlt, daß die im Bundesgebiet und im Land 
Berlin sowie in den reichsgesetzlichen Renten- 
versicherungen außerhalb des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten voll und Zeiten nach § 15 des 
Fremdrentengesetzes in dem Umfang berück- 
sichtigt werden, in dem Zeiten im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegt sind. Voraus- 
setzung hierfür ist, daß für mindestens sechzig 
Monate Beiträge im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin entrichtet sind. Absatz 2 Satz 2 gilt. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 gilt 
§ 1318 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 entsprechend. 

§ 1320 

Als vorübergehender Aufenthalt im Sinne des 
§ 1319 Abs. 1 gilt ein Aufenthalt bis zur Dauer 
eines Jahres. Der Versicherungsträger kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen Anlassen. 

§ 1321 

(1) Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes und früheren deutschen 
Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die nach Reichs- 
recht, Bundesrecht oder dem Recht des Landes 
Berlin versichert waren, kann die Rente nach 
§ 1319 Albs. 1 gezahlt werden, wenn sie sich 
gewöhnlich im Gebiet eines auswärtigen Staates 
aufhalten, in dem die Bundesrepublik Deutsch- 
land eine amtliche Vertretung hat. Von den nach 
dem Fremdrentengesetz gleichstehenden Zeiten 
dürfen nur die in § 17 Abs, 1 Buchstabe b des 
Fremdrentengesetzes genannten Beitragszeiten 
berücksichtigt werden. § 1318 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 findet ungeachtet des § 1315 auch 
auf Hinterbliebene der im Absatz 1 genannten 
Personen Anwendung. Das gleidie gilt für Ver- 
triebene im Sinne des § 1 Albs. 2 Nr. 1 des Bun- 
desvertriebenengesetzes aus den in den Jahren 
1938 und 1939 in das Deutsche Reich eingeglie- 
derten Gebieten, wenn sie als solche im Bimdes- 
gebiet oder im Land Berlin anerkannt sind; 
Voraussetzung hierfür ist, daß Deckungsmittel 
der verpflichteten Versicherungsträger auf Ren- 
tenversicherungsträger im Reichsgebiet übertra- 


gen wurden. Bei der Berechnung der Rente der 
in Satz 2 genannten Personen dürfen nach dem 
Fremdrentengesetz gleichstehende Beitragszeiten 
unter der Voraussetzung des Satzes 2 auch dann 
berücksichtigt werden, wenn sie nicht auf einen 
deutschen^ Versicherungsträger übergegangen 
sind. 

(3) Die Renten nach Absätzen 1 und 2 gelten 
nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, 

a) daß der gewöhnliche Aufenthalt in 
einem sonstigen Gebiet außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin 
dem gewöhnlichen Aufenthalt im Ge- 
biet eines auswärtigen Staates, in dem 
die Bundesrepublik Deutschland eine 
amtliche Vertretung hat, gleichsteht, 

b) daß Personen, die zwischen dem 30. Ja- 
nuar 1933 und dem 8. Mai 1945 in das 
Ausland geflüchtet sind, um sich einer 
von ihnen nicht zu vertretenden und 
durch die politischen Verhältnisse be- 
dingten besonderen Zwangslage zu ent- 
ziehen, oder aus den gleichen Gründen 
nicht in das Gebiet des Deutschen 
Reichs zurückkehren konnten, früheren 
deutschen Staatsangehörigen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes gleichstehen, wenn sie 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf 
eine andere Weise als durch Entzie- 
hung verloren haben, 

§ 1322 

(1) Beitragszeiten sind im Bundesgebiet und 
im Land Berlin zurückgelegt, wenn sie auf einer 
Beitragsleistung für eine Beschäftigung in diesen 
Gebieten beruhen. Beitragszeiten, die auf frei- 
willigen Beiträgen beruhen, sind im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegt, wenn die Bei- 
träge für eine Zeit entrichtet sind, während der 
der Versicherte in diesen Gebieten wohnte. Für 
die Zeit vor dem 1. Februar 1949 ist Berlin als 
einheitliches Gebiet anzusehen. 

(2) Eine nach Bundesrecht oder dem Recht des 
Landes Berlin bei Aufenthalt im Ausland durch 
Entrichtung freiwilliger Beiträge durchgeführte 
Versicherung steht einer freiwilligen Versiche- 
rung im Bundesgebiet und im Land Berlin gleich. 
Das gleiche gilt für eine nach Reichsrecht durch- 
geführte freiwillige Versicherung, wenn die Bei- 
träge aus dem Ausland entrichtet sind. 

(3) Ersatzzeiten sind im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin zurückgelegt, wenn sie auf Grund 
einer Versicherung oder rentenversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin anrechenbar sind." 

/ 

5. Unterabschnitt D des Zweiten Abschnitts des 
Vierten Buches der Reichsversicherungsordnung 
wird Unterabschnitt E; § 1315 der Reichsver- 
sicherungsordnung wird § 1323. 
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6. § 1630 Abs. 2 der Reidisversicherungsordnung 
wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist hiernach kein Versidierungsträger im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin zuständig, so ist 
die Zuständigkeit der Landesversicherungsan- 
stalt Rheinprovinz gegeben." 

7. In Artikel 2 § 53 Abs. 1 Satz 1 des Arbeiter- 
renten versicherungs-Neuregeliingsgesetzes wird 
nach den Worten „aus diesen Beiträgen" ein- 
gefügt: „und den hierzu entrichteten Beiträgen 
der Höherversicherimg". 

8. In Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelimgsgesetzes wird nach § 55 folgender 
Abschnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 

Anpassung der Berliner Rentenversicherung 
§56 

Beiträge, die im Bundesgebiet entrichtet sind, 
und Beiträge, die zu 

a) der einheitlichen Sozialversicherung der 
Versichenmgsanstalt Berlin in der Zeit 
vom 1. Juli 1945 bis zum 31. Januar 1949, 

b) der einheitlichen Sozialversicherxmg der 
Versicherimgsanstalt Berlin (West) in der 
Zeit vom 1. Februar 1949 bis zum 31. De- 
zember 1950, 

c) der einheitlichen Rentenversicherung der 
Versicherungsanstalt Berlin (West) in der 
Zeit vom 1. Januar 1951 bis zum 31. März 
1952, 

d) den Rentenversicherungen der Landesver- 
sicherungsanstalt Berlin vom 1. April 1952 
an 

entrichtet sind, stehen einander gleich. 

§ 57 

(1) Die in der einheitlichen Sozialversicherung 
oder der einheitlichen Rentenversicherung zu- 
rückgelegten Beitragszeiten werden dem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherungen zugeord- 
net, dem der Versicherte nach der Art der aus- 
geübten Beschäftigung oder Tätigkeit angehört 
hätte, wenn die Beschäftigung oder Tätigkeit im 
Bimdesgebiet verrichtet worden wäre. Würde 
die Beschäftigung oder Tätigkeit nach den im 
Bundesgebiet geltenden Vorschriften der Ver- 
sicherungspflicht nicht unterlegen haben, so 
werden die Beitragszeiten bei einer Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit überwiegend geistiger Art 
der Rentenversicherung der Angestellten zu- 
geordnet. Beiträge von Gewerbetreibenden imd 
sonstigen Selbständigen, die mit dem 31. Dezem- 
ber 1950 aus der Versicherungspflicht aus- 
geschieden sind, werden der Handwerkerversor- 
gung zugeordnet. 

(2) Die auf Grimd einer freiwilligen Versiche- 
rung in der einheitlichen Sozialversicherung 
oder der einheitlichen Rentenversicherung zu- 
rückgelegten Beitragszeiten werden zugeordnet, 


a) wenn sie zur Fortsetzung einer Pflicht- 
versicherxmg entrichtet sind, dem Ver- 
sicherungszweig^ dem die Zeiten der 
Pflichtversicherung zuzuordnen sind, 
deren Fortsetzung sie dienen, 

b) wenn sie zur Fortsetzung einer vor 
dem 9. Mai 1945 begonnenen Selbst- 
versicherung entrichtet sind, dem Ver- 
sicherungszweig, in dem die Selbst- 
versicherung begonnen wurde, 

c) wenn der Versicherte der einheitlichen 
Sozialversicherung oder der einheit- 
lichen Rentenversicherung beigetreten 
ist, dem Versicherungszweig, den er 
nach dem Inkrafttreten des Renten- 
versicherungsüberleitungsgesetzes zur 
Fortsetzung der Selbstversicherung ge- 
wählt hat oder wählt. 

Ist eine Zuordnung nach Satz 1 nicht möglich, 
so werden die Beitragszeiten der Rentenver- 
sichenmg der Angestellten zugeordnet. 

(3) Soweit bisher anders verfahren worden 
ist, behält es dabei sein Bewenden. 

§ 58 

(1) Bei der Ermittlung der für den Versicher- 
ten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage 
ist für Zeiten vom 1. Juli 1945 bis 31. Dezember 
1950, für die Beiträge der Pflichtversicherung 
entrichtet sind, als Bruttoarbeitsentgelt des Ver- 
sicherten das Fünffache der entrichteten Beiträge 
zugrunde zu legen. Hierbei ist der Entgelt für 
Zeiten vom 1. Juli 1945 bis 31. März 1946 in 
voller Höhe, für Zeiten vom 1, April 1946 bis 
31. Dezember 1950 bis zum Betrag von 

7200 Reichsmark oder Deutsche Mark jährlich, 

600 Reichsmark oder Deutsche Mark monatlich, 
140 Reichsmark oder Deutsche Mark wöchentlich, 

20 Reichsmark oder Deutsche Mark täglich 

zu berücksichtigen. 

(2) Im übrigen richtet sich die Ermittlung des 
Verhältnisses, in dem der Bruttoarbeitsentgelt 
des Versicherten zum durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten gestanden hat, 
nach § 32 Abs. 3 Buchstabe a des Angestellten- 
versicherimgsgesetzes mit der Maßgabe, daß die 
Beiträge 

a) in der Klasse als entrichtet gelten, die 
der Zahl nach der Beitragsklasse ent- 
spricht, in der sie nach dem Recht des 
Landes Berlin entrichtet sind, tmd 

b) in der Klasse II als entrichtet gelten, 
wenn sie in der Klasse I/II nach dem 
Recht des Landes Berlin entrichtet sind. 

Bei freiwilligen Beiträgen, die in der Zeit vom 
1. Juli 1945 bis 31. Mai 1949 entrichtet sind, ist 
zu vervielfältigen 

a) die Zahl der Beiträge zu 6 Reichsmark 
oder Deutsche Mark mit dem Wert 3,60, 
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b) die Zahl der Beiträge zu 12 Reichsmark 
oder Deutsche Mark mit dem Wert 11,88. 

Bei freiwilligen Beiträgen, die in der Zeit vom 

1. Juni 1949 bis 31. Dezember 1950 entrichtet 
sind, ist zu vervielfältigen 

a) die Zahl der Beiträge zu 6 Deutsche 
Mark mit dem Wert 1,70, 

b) die Zahl der Beiträge zu 12 Deutsche 
Mark mit dem Wert 3,40. 

Sind einheitliche Beiträge zur Kranken- und 
Rentenversicherimg entrichtet, so stehen die Bei- 
träge zu 12 Reichsmark oder Deutsche Mark den 
Beiträgen zu 6 Reichsmark oder Deutsche Mark, 
die Beiträge zu 20 Reichsmark oder Deutsche 
Mark den Beiträgen zu 12 Reichsmark oder 
Deutsche Mark gleich. 

§ 59 

(1) Die Rente, die einer weiblichen Versicher- i 
ten auf Grund des § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Berliner j 
Sozial versicherungs- Anpassungsgesetzes oder des 

§ 48 Nr. 1 des Rentenversicherungsüberleitungs- 
gesetzes gewährt wird, fällt mit Ablauf des 
Monats weg, in dem die Berechtigte durch Auf- 
nahme einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit ein Einkommen erzielt, das 
durchschnittlich im Monat ein Fünftel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemessungs- 
grenze übersteigt. Endet die Beschäftigung oder 
Tätigkeit, so wird die Rente auf Antrag mit dem 
Ersten des auf das Ende der Beschäftigung oder 
Tätigkeit folgenden Kalendermonats wieder ge- 
währt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Renten gelten 
als Altersruhegelder im Sinne des § 1229 Abs. t 
Nr. 1 der Reichsversicherungsordnung. § 38 Abs. 3 
dieses Artikels findet Anwendung. 

§ 60 

(1) Ist bei einem Versicherten die Dauer einer 
von ihm seit dem 1. Januar 1939 ausgeübten 
Tätigkeit, für die mit Wirkung vom 1. Juli 1945 
die Versicherungspflicht eingeführt worden ist, 
auf die Wartezeit angerechnet worden, so gilt 
die Wartezeit auch für den Anspruch auf Hinter- 
bliebenenrente als erfüllt, wenn der Versicherte 
über den 31. Dezember 1958 hinaus bis zu seinem 
Tod Rente bezogen hat. 

(2) § 1258 Abs. 5 der Reichsversicherungsord- 
nung gilt entsprechend. 

§ 61 

Das am 1. April 1952 vorhanden gewesene Ver- 
mögen der Berliner Rentenversicherung ist auf 
die Rentenversicherung der Arbeiter, die Renten- 
versicherung der Angestellten und die Hand- 
werkerversorgung aufzuteilen; Das Nähere be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Einvernehmen mit dem Senator für 
Arbeit und Sozialwesen in Berlin." 


Artikel 3 

Änderung 

des Angestelltenversicherungsgesetzes und des 
Angestelltenversidierungs-Neuregelungs- 
gesetzes 

1. § 27 Abs. 1 Buchstabe a des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes erhält folgende Fassung: 

„a) Zeiten, für die nach Bundesrecht oder frü- 
herem Reichsrecht Beiträge wirksam entrich- 
tet sind oder als entrichtet gelten (Beitrags- 
zeiten)," 

2. §§ 60 und 61 des Anges teilten versichenmgs- 
gesetzes werden gestrichen. 

3. § 62 des Angestelltenversicherungsgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„§62 

Die Vorschriften der §§ 55 bis 57 werden auf 
die Steigerungsbeträge für Beiträge der Höher- 
versicherung nicht angerechnet. Die Steigerungs- 
beträge für Beiträge der Höherversicherung 
werden auch in den Fällen gezahlt, in denen 
die Rente ganz oder zum Teil wegen des 
Aufenthalts im Ausland ruht." 

4. Unterabschnitt D des Zweiten Abschnitts des 
Angestelltenversicherungsgesetzes wird durch 
folgenden Unterabschnitt ersetzt: 

„D. Zahlung von Leistungen bei Aufenthalt 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin 

§94 

(1) Die Rente ruht, solange der Berechtigte 
weder Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs, 1 des Grundgesetzes noch früherer deut- 
scher Staatsangehöriger im Sinne des Artikels 
116 Abs, 2 Satz 1 des Grundgesetzes ist und 

1. sich freiwillig gewöhnlich außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin aufhält oder 

2. gegen ihn ein Aufenhaltsverbot für 
das Bundesgebiet und das Land Berlin 
verhängt ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht für Waisen, deren 
Erziehungsberechtigte sich gewöhnlich außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes Berlin auf- 
halten. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht für Berechtigte, 
die zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 
8. Mai 1945 in das Ausland geflüchtet sind, um 
sich einer von ihnen nicht zu vertretenden und 
durch die politischen Verhältnisse bedingten be- 
sonderen Zwangslage zu entziehen oder aus den 
gleichen Gründen nicht in das Gebiet des Deut- 
schen Reichs zurücfckehren konnten. 
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§95 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Ruhen der Leistung für ausländische Grenz- 
gebiete oder für auswärtige Staaten aussdilie- 
ßen, deren Gesetzgebung Deutschen und ihren 
Hinterbliebenen eine entsprechende Leistung 
gewährleistet. 

§ 96 

Soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, ruht auch die Rente eines 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes cxier eines früheren deutschen 
Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, solange er sich 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin aufhält. 

§ 97 

(1) Soweit die Rente auf die im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegten Versiche- 
rungsjahre entfällt, wird sie auch für Zeiten des 
Aufenthalts im Ausland gezahlt. Der auf den 
Kinderzuschuß und die Zurechnungszeit entfal- 
lende Teil der Rente wird dabei in Hohe des Be- 
trages gezahlt, der dem Verhältnis entspricht, 
in dem die in Satz 1 genannte Zeit zur Gesamt- 
zahl der bei Aufenthalt im Bundesgebiet cxier im 
Land Berlin anrechenbaren Versicherungs- und 
Ausfallzeiten steht. 

(2) Zu den Versicherungsjahren nach Absatz 1 
Satz 1 zählen Ersatz- und Ausfallzeiten, die auf 
Grund einer Versicherung oder rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im 
Bundesgebiet cxier im Land Berlin anrechenbar 
sind. Soweit die Anrechenbarkeit von Ausfall- 
zeiten davon abhängt, daß eine Beitragszeit von 
bestimmter Dauer zurückgelegt ist, ist Satz 1 auch 
dann anzu wenden, wenn der überwiegende Teil 
dieser Beitragszeit im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin zurückgelegt ist. 

§ 98 

(1) Für Zeiten des vorübergehenden Aufent- 
halts außerhalb des Bundesgebiets und des Lan- 
des Berlin wird die Rente auch unter Berücksich- 
tigung der Versicherungszeiten, die in den reichs- 
gesetzlichen Rentenversicherungen außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin zurück- 
gelegt sind, sowie der nach dem Fr emdr ent en- 
gesetz gleichstehenden Zeiten gezahlt. 

(2) Die Rente mach Absatz 1 wird auch für 
Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland 
gezahlt, wenn 

a) der Versicherte’ die anzurechnenden 
Beitragszeiten überwiegend im Bundes- 
gebiet cxier im Land Berlin zurückgelegt 
hat cxier 

b) der Versicherte nach Reichsrecht, Bun- 
desrecht oder dem Recht des Landes 
Berlin versichert war und die Leistung 


von einem Versicherungs träger, der die 
Versicherung im Bereich des Bundes- 
gebiets cxier im Land Berlin durchführt, 
für Zeiten, in denen sich der Berechtigte 
in diesen Gebieten gewöhnlich aufge- 
halten hat, festgestellt ist oder fest- 
gestellt wird; hat der Versicherte auf 
Grund dieser Vorschrift bis zu seinem 
Tod Rente bezogen, so gelten die Vor- 
aussetzungen dieser Vorschrift für die 
Hinterbliebenenrente als erfüllt. 

Zeiten nach § 16 des Fremdrentengesetzes sind 
hierbei nicht zu berücksichtigen. 

(3) Sind in den Fällen, in denen Zeiten nach 
§ 15 des Fremdrentengesetzes zurückgelegt sind, 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht er- 
füllt, so wird die Rente für Zeiten des gewöhn- 
lichen Aufenthalts im Ausland mit der Maßgabe 
gezahlt, daß die im Bimdesgebiet und im Land 
Berlin, sowie in den reichsgesetzlichen Renten- 
versicherungen außerhalb des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin zurückgelegten Versiehe- 
rungszeiten voll und Zeiten nach § 15 des 
Fremdrentengesetzes in dem Umfang berück- 
sichtigt werden, in dem Zeiten im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegt sind. Voraus- 
setzung hierfür ist, daß für mindestens sechzig 
Monate Beiträge im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin entrichtet sind. Absatz 2 Satz 2 gilt. 

(4) Inden Fällen der Absätze 2 und 3 gilt § 97 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 entsprechend. 

§ 99 

Als vorübergehender Aufenthalt im Sinne des 
§ 98 Abs. 1 gilt ein Aufenthalt bis zur Dauer eines 
Jahres. Der Versicherungsträger kaim in begrün- 
deten Fällen Ausnahmen zulassem. 

§ 100 

(1) Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und früheren deut- 
schen Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 
116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die nach 
Reichsrecht, Bundesrecht oder dem Recht des 
Landes Berlin versichert waren, kann die Rente 
nach § 98 Abs. 1 gezahlt werden, wenn sie sich 
gewöhnlich im Gebiet eines auswärtigen Staa- 
tes aufhalten, in dem die Bundesrepublik Deutsch- 
land eine amtliche Vertretung hat. Von den 
nach dem Fremdrentengesetz gleichstehenden 
Zeiten dürfen nur die in § 17 Abs. 1 Buchstabe b 
des Fremdrentengesetzes genannten Beitrags- 
zeiten berücksichtigt werden. § 97 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 findet ungeachtet des § 94 auch 
auf Hinterbliebene der im Absatz 1 genannten 
Personen Anwendung. Das gleiche gilt für Ver- 
triebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bun- 
desvertriebenengesetzes aus den in den Jahren 
1938 und 1939 in das Deutsche Reich eingeglie- 
derten Gebieten, wenn sie als solche im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin anerkannt sind; 
Voraussetzung hierfür ist, daß Deckungsmittel 
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der verpflichteten Versicherungsträger auf Ren- 
tenversicherungsträger im Reichsgebiet über- 
tragen wurden. Bei der Berechnung der Rente 
der in Satz 2 genannten Personen dürfen nach 
dem Fremdrentengesetz gleichstehende Bei- 
tragszeiten unter der Voraussetzung des Satzes 
2 auch dann berücksichtigt werden, wenn sie 
nicht auf einen deutschen Versicherungsträger 
übergegangen sind. 

(3) Die Renten nach Absätzen 1 und 2 gelten 
nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, 

a) daß der gewöhnliche Aufenthalt in 
einem sonstigen Gebiet außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin 
dem gewöhnlichen Aufenthalt im Ge- 
biet eines auswärtigen Staates, in dem 
die Bundesrepublik Deutschland eine 
amtliche Vertretung hat, gleichsteht, 

b) daß Personen, die zwischen dem 30. 
Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 in 
das Ausland geflüchtet sind, um sich 
einer von ihnen nicht zu vertretenden 
und durch die politischen Verhältnisse 
bedingten besonderen Zwangslage zu 
entziehen, oder aus den gleichen 
Gründen nicht in das Gebiet des Deut- 
schen Reichs zurückkehren konnten, 
früheren deutschen Staatsangehörigen 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes gleichstehen, 
wenn sie die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit auf eine andere Weise als 
durch Entziehung verloren haben. 

§ 101 

(1) Beitragszeiten sind im Bundesgebiet und 
im Land Berlin zurückgelegt, wenn sie auf einer 
Beitragsleistung für eine Beschäftigung in die- 
sen Gebieten beruhen. Beitragszeiten, die auf 
freiwilligen Beiträgen beruhen, sind im Bundes- 
gebiet und im Land Berlin zurückgelegt, wenn 
die Beiträge für eine Zeit entrichtet sind, wäh- 
rend der der Versicherte in diesen Gebieten 
wohnte. Für die Zeit vor dem 1. Februar 1949 ist 
Berlin als eihheitliches Gebiet anzusehen. 

(2) Eine nach Bundesrecht oder dem Recht 
des Landes Berlin bei Aufenthalt im Ausland 
durch Entrichtung freiwilliger Beiträge durchge- 
führte Versicherung steht einer freiwilligen 
Versicherung im Bundesgebiet und im Land Ber- 
lin gleich. Das gleiche gilt für eine nach Reidis- 
recht durchgeführte freiwillige Versicherung, 
wenn die «Beiträge aus dem Ausland entrichtet 
sind. 

(3) Ersatzzeiten sind im Bundesgebiet oder 
im Land Berlin zurückgelegt, wenn sie auf 
Grund einer Versicherung oder rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit 
im Bundesgebiet oder im Land Berlin anredien- 
bar sind." 


5. Unterabschnitt D des Zweiten Abschnitts des 
Angestelltenversicherungsgesetzes wird Unter- 
abschnitt E; § 94 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes wird § 102. 

6. Artikel 2 § 11 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes wird folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) In den Fällen, in denen in den dem Deut- 
schen Reich eingegliedert gewesenen Gebieten 
die Beitragsbemessungsgrenze nach Reichsrecht 
niedriger war als im übrigen Reichsgebiet, ist bei 
der Ermittlung der für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage der Ar- 
beitsentgelt bis zur Höhe der im übrigen Reichs- 
gebiet geltenden Beitragsbemessungsgrenze zu 
berücksichtigen." 

7. In Artikel 2 § 51 Abs. 1 Satz 1 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes wird nach 
den Worten „aus diesen Beiträgen" eingefügt: 
„und den hierzu entrichteten Beiträgen der 
Höherversicherung". 

8. In Artikel 2 des Angestellten versicherungs-Neu- 
regelung&gesetzes wird nuch § 54 folgender Ab- 
schnitt eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 

Anpassung der Berliner Rentenversicherung 
§55 

Beiträge, die im Bundesgebiet entrichtet sind, 
und Beiträge, die zu 

a) der einheitlichen Sozialversicherung der 
Versicherungsanstalt Berlin in der Zeit 
vom 1. Juli 1945 bis zum 31. Januar 1949, 

b) der einheitlichen Sozialversicherung der 
Versicherungsanstalt Berlin (West) in der 
Zeit vom 1. Februar 1949 bis zum 31. De- 
zember 1950, 

c) der einheitlichen Rentenversicherung der 
Versicherungsanstalt Berlin (West) in der 
Zeit vom 1. Januar 1951 bis zum 31. März 
1952, 

d) den Rentenversicherungen der Landesver- 
sicherungsanstalt Berlin vom 1. April 1952 
an 

entrichtet sind, stehen einander gleich. 

§ 56 

(1) Die in der einheitlichen Sozialversiche- 
rung oder der einheitlichen Rentenversicherung 
zurückgelegten Beitragszeiten werden dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherungen 
zugeordnet, dem der Versicherte nach der Art 
der ausgeübten Beschäftigung oder Tätigkeit an- 
gehört hätte, wenn die Beschäftigung oder Tä- 
tigkeit im Bundesgebiet verrichtet worden wäre. 
Würde die Beschäftigung oder Tätigkeit nach 
den im Bundesgebiet geltenden Vorschriften der 
Versicherungspflicht nicht unterlegen haben, 
so werden die Beitragszeiten bei einer Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit überwiegend geistiger Art 
der Rentenversicherung der Angestellten zuge- 
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ordnet. Beiträge von Gewerbetreibenden und 
sonstigen Selbständigen, die mit dem 31. De- 
zember 1950 aus der Versicherungspflicht aus- 
geschieden sind, werden der Handwerkerver- 
sorgung zugeordnet. 

(2) Die auf Grund einer freiwilligen Ver- 
sicherung in der einheitlichen Sozialversicherung 
oder der einheitlichen Rentenversicherung zu- 
rückgelegten Beitragszeiten werden zugeordnet, 

a) wenn sie zur Fortsetzung einer Pflicht- 
versicherung entrichtet sind, dem Ver- 
sicherungszweig, dem die Zeiten der 
Pflichtversicherung zuzuordnen sind, 
deren Fortsetzung sie dienen, 

b) wenn sie zur Fortsetzung einer vor 
dem 9. Mai 1945 begonnenen Selbst- 
versicherung entrichtet sind, dem Ver- 
sicherungszweig, in dem die Selbst- 
versicherung begonnen wufde, 

c) wenn der Versicherte der einheitlichen 
Sozialversicherung oder der einheit- 
lichen Rentenversicherung beigetreten 
ist, dem Versicherungszweig, den er 
nach dem Inkrafttreten des Rentenver- 
sicherungsüberleitungsgesetzes zur 
Fortsetzung der Selbstversicherung ge- 
wählt hat oder wählt. 

Ist eine Zuordnung nach Satz 1 nicht möglich, so 
werden die Beitragszeiten der Rentenversiche- 
rung der Angestellten zugeordnet. 

(3) Soweit bisher anders verfahren worden 
ist, behält es dabei sein Bewenden. 

§ 57 

(1) Bei der Ermittlung der für den Versi- 
cherten maßgebenden Rentenbemessungsgrund- 
lage ist für Zeiten vom 1. Juli 1945 bis 31. De- 
zember 1950, für die Beiträge der Pflichtver- 
sicherung entrichtet sind, als Bruttoarbeitsent- 
gelt des Versicherten das Fünffache der ent- 
richteten Beiträge zugrunde zu legen. Hierbei ist 
der Entgelt für Zeiten vom 1. Juli 1945 bis 31. 
März 1946 in voller Höhe, für Zeiten vom 
1. April 1946 bis 31. Dezember 1950 bis zum 
Betrag von 

7200 Reichsmark oder Deutsche Mark jährlich, 

600 Reichsmark oder Deutsche Mark monatlich, 
140 Reichsmark oder Deutsche Mark wöchentlich, 

20 Reichsmark oder Deutsche Mark täglich 

zu berücksichtigen. 

(2) Im übrigen richtet sich die Ermittlung des 
Verhältnisses, in dem der Bruttoarbeitsentgelt 
des Versicherten zum durchschnittlichen Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten gestanden hat, 
nach § 32 Abs. 3 Buchstabe a des Angestellten- 
versicherungsgesetzes mit der Maßgabe, daß die 
Beiträge 

a) in der Klasse als entrichtet gelten, die 
der Zahl nach der Beitragsklasse ent- 
spricht, in der sie nach dem Recht des 
Landes Berlin entrichtet sind und 


b) in det Klasse II als entrichtet gelten, 
wenn sie in der Klasse I/II nach dem 
Recht des Landes Berlin entrichtet sind. 

Bei freiwilligen Beiträgen, die in der Zeit vom 
1. Juli 1945 bis 31. Mai 1949 entrichtet sind, ist 
zu vervielfältigen 

a) die Zahl der Beiträge zu 6 Reichsmark 
oder Deutsche Mark mit dem Wert 3,60, 

b) die Zahl der Beiträge zu 12 Reichsmark 
oder Deutsche Mark mit dem Wert 1 1,88. 

^Bei freiwilligen Beiträgen, die in der Zeit vom 
1. Juni 1949 bis 31. Dezember 1950 entrichtet sind, 
ist zu vervielfältigen 

a) die Zahl der Beiträge zu 6 Deutsche 
Mark mit dem Wert 1,70, 

b) die Zahl der Beiträge zu 12 Deutsche 
Mark mit dem Wert 3,40.‘^ 

Sind einheitliche Beiträge zur Kranken- und Ren- 
tenversicherung entrichtet, so stehen die Beiträge 
ZU 12 Reichsmark oder Deutsche Mark den Bei- 
trägen zu 6 Reichsmark oder Deutsche Mark, die 
Beiträge zu 20 Reichsmark oder Deutsche Mark 
den Beiträgen zu 12 Reichsmark oder Deutsche 
Mark gleich. 

§ 58 

(1) Die Rente, die einer weiblichen Versicher- 
ten auf Grund des § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Berliner 
Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes oder des 
§ 48 Nr. 1 des Rentenversicherungsüberleitungs- 
gesetzes gewährt wird, fällt mit Ablauf des 
Monats weg, in dem die Berechtigte durch Auf- 
nahme einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit ein Einkommen erzielt, das 
durchschnittlich im Monat ein Fünftel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemessungs- 
grenze übersteigt. Endet die Beschäftigung oder 
Tätigkeit, so wird die Rente auf Antrag mit dem 
Ersten des auf das Ende der Beschäftigung oder 
Tätigkeit folgenden Kalendermonats wieder ge- 
währt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Renten gelten als 
Altersruhegelder im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 
des Angestelltenversicherungsgesetzes. §37 Abs, 3 
dieses Artikels findet Anwendung. 


§ 59 

(1) Ist bei einem Versicherten die Dauer einer 
von ihm seit dem 1. Januar 1939 ausgeübten 
Tätigkeit, für die mit Wirkung vom 1. Juli 1945 
die Versicherungspflicht eingeführt worden ist, 
auf die Wartezeit angerechnet worden, so gilt 
die Wartezeit auch für den Anspruch auf Hinter- 
bliebenenrente als erfüllt, wenn der Versicherte 
Über den 31. Dezember 1958 hiinaus bis zu seinem 
Tod Rentß bezogen hat. 

(2) § 35 Abs. 5 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes gilt entsprechend. 
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§ 60 

Das am 1. April 1952 vorhanden gewesene Ver- 
mögen der Berliner Rentenversicherung ist auf 
die Rentenversicherung der Arbeiter, die Renten- 
versicherung der Angestellten und die Hand- 
werkerversorgung aufzuteilen. Das Nähere be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Einvernehmen mit dem Senator für 
Arbeit und Sozialwesen in Berlin." 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappsdiaftsgesetzes 

1. § 50 Abs. 2 Satz 1 des Reichsknappschaftisgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Anrechnungsfähige knappschaftliche Versiche- 
rungszeiten sind Zeiten, für die nach Bundesrecht 
oder früherem Reichsrecht Beiträge zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung wirksam entrich- 
tet sind, und Zeiten ohne Beitragsleistung nach 
§ 51 (Ersatzzeiten), wenn sie auf die Wartezeit 
anzurechnen sind (Absatz 3)." 

2. § 80 des Reichsknappschaftsgesetzes wird ge- 
strichen. 

3. Der Fünfte Abschnitt, Unterabschnitt II A 4 f) des 
Reichsknappschaftsgesetzes erhält folgende Über- 
schrift: 

„f) Bezugsberechtigte beim Tod des Rentners und 
während des Verbüßens einer Freiheitststrafef 
Fortsetzung des Verfahrens beim Tod des Be- 
rechtigten" 

4. § 81 des Reichsknappschaftsgesetzes wird § 88a. 

5. Nach § 104 des Reichsknappschaftsgesetzes wird 
folgender Unterabschnitt D eingefügt: 

„D. Zahlung von Leistungen bei Aufenthalt 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin 

§ 105 

(1) Die Rente ruht, solange der Berechtigte 
weder Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes noch früherer deut- 
scher Staatsangehöriger im Sinne des Artikels 
116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes ist und 

1. sich freiwillig gewöhnlich außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes 
Berlin aufhält oder 

2. gegen ihn ein Aufenthaltsverbot für 
das Bundesgebiet und das Land Berlin 
verhängt ist. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht für Waisen, deren 
Erziehungsberechtigte sich gewöhnlich außerhalb 
des Bundesgebiets und des Landes Berlin auf- 
halten. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht für Berechtigte, 
die zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 


8. Mai 1945 in das Ausland -geflüchtet sind, um 
sich einer von ihnen nicht zu vertretenden und 
durch die politischen Verhältnisse bedingten be- 
sonderen Zwangslage zu entziehen, oder aus 
den gleichen Gründen nicht in das Gebiet des 
Deutschen Reichs zurückkehren konnten. 

§ 106 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Ruhen der Leistung für ausländische Grenz- 
gebiete oder für auswärtige Staaten ausschlie- 
ßen, deren Gesetzgebung Deutschen und ihren 
Hinterbliebenen eine entsprechende Leistung 
gewähtleistet. 

§ 107 

Soweit sich aus den nachfolgenden Vorschrif- 
ten nichts anderes ergibt, ruht auch die Rente 
eines Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes oder eines früheren 
deutschen Staatsangehörigen im Sinne des Ar- 
tikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, so- 
lange er sich außerhalb des Bundesgebiets und 
des Landes Berlin aufhält. 

§ 108 

(1) Soweit die Rente auf die im Bundesgebiet 
und im Land Berlin zurückgelegten Versiche- 
rungsjahre entfällt, wird sie auch für Zeiten des 
Aufenthalts im Ausland gezahlt. Der auf den 
Kinderzuschuß und die Zurechnungszeit entfal- 
lende Teil der Rente wird dabei in Höhe des 
Betrages gezahlt, der dem Verhältnis entspricht, 
in dem die in Satz 1 genannte Zeit zur Gesamt- 
zahl der bei Aufenthalt im Bundesgebiet oder 
im Land Berlin anrechenbaren Versicherungs- 
und Ausfallzeiten steht. 

(2) Zu den Versicherungsjahren nach Absatz 1 
Satz 1 zählen Ersatz- und Ausfallzeiten, die auf 
Grund einer Versicherung oder rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin anrechenbar 
sind. Soweit die Anrechenbarkeit von Ausfall- 
zeiten davon abhängt, daß eine Beitragszeit 
von bestimmter Dauer zurückgelegt ist, ist 
Satz 1 auch dann anzuwenden, wenn der über- 
wiegende Teil dieser Beitragszeit im Bundes- 
gebiet oder im Land Berlin zurückgelegt ist. 

§ 108a 

(1) Für Zeiten des vorübergehenden Auf- 
enthalts außerhalb des Bundesgebiets und des 
Landes Berlin wird die Rente auch unter Berück- 
sichtigung der Versicherungszeiten, die in den 
reichsgesetzlichen Rentenversicherungen außer- 
halb des Bundesgebiets und des Landes Berlin 
zurückgelegt sind, sowie der nach dem Fremd- 
rentengesetz gleichstehenden Zeiten gezahlt. 

(2) Die Rente nach Absatz 1 wird auch für 
Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts im Aus- 
land gezahlt, wenn 
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a) der Versicherte die anzurechnenden 
Beitragszeiten überwiegend im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin zurück- 
gelegt hat oder 

b) der Versicherte nach Reichsrecht,- Bun- 
desrecht oder dem Recht des Landes 
Berlin versichert war und die Leistung 
von einem Versicherungsträger, der 
die Versicherung im Bereich des Bun- 
desgebiets oder im Land Berlin durch- 
führt, für Zeiten, in denen sich der 
Berechtigte in diesen Gebieten ge- 
wöhnlich aufgehalten hat, festgestellt 
ist oder festgestellt wird; hat der Ver- 
sicherte auf Grund dieser Vorschrift 
bis zu seinem Tod Rente bezogen, so 
gelten die Voraussetzungen dieser 
Vorschrift für die Hinterbliebenenrente 
als erfüllt. 

Zeiten nach § 16 des Fremdrentengesetzes sind 
hierbei nicht zu berücksichtigen. 

(3) Sind in den Füllen, in denen Zeiten nach 
§ 15 des Fremdrentengesetzes zurückgelegt sind, 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht erfüllt, 
so wird die Rente für Zeiten des gewöhnlichen 
Aufenthalts im Ausland mit der Maßgabe ge- 
zahlt, daß die im Bundesgebiet und im Land 
Berlin, sowie in den reichsgesetzlichen Renten- 
versicherungen außerhalb des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten voll und Zeiten nach § 15 des Fremd- 
rentengesetzes in dem Umfang berücksichtigt 
werden, in dem Zeiten im Bundesgebiet und im 
Land Berlin zurückgelegt sind. Voraussetzung 
hierfür ist, daß für mindestens sechzig Monate 
Beiträge im Bundesgebiet oder im Land Berlin 
entrichtet sind. Absatz 2 Satz 2 gilt. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 gilt 
§ 108 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 entsprechend. 

§ 108b 

Als vorübergehender Aufenthalt im Sinne des 
§ 108a Abs. 1 gilt ein Aufenthalt bis zur Dauer 
eines Jahres. Der Versicherungsträger kann in 
begründeten Fällen Ausnahmen zulassen. 

§ 108c 

(1) Deutschen im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und früheren deut- 
schen Staatsangehörigen im Sinne des Artikels 
116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die nach 
Reichsrecht, Bundesrecht oder dem Recht des 
Landes Berlin versichert waren, kann die Rente 
nach § 108a Abs. 1 gezahlt werden, wenn sie 
sich gewöhnlich im Gebiet eines auswärtigen 
Staates aufhalten, in dem die Bundesrepublik 
Deutschland eine amtliche Vertretung hat. Von 
den nach dem Fremdrentengesetz gleichstehen- 
den Zeiten dürfen nur die in § 17 Abs. 1 Buch- 
stabe b des Fremdrentengesetzes genannten Bei- 
tragszeiten berücksichtigt werden. § 108 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 gilt entsprechend. 


(2) Absatz 1 findet ungeachtet des § 105 auch 
auf Hinterbliebene der im Absatz 1 genannten 
Personen Anwendung. Das gleiche gilt für Ver- 
triebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes aus den in den Jah- 
ren 1938 und 1939 in das Deutsche Reich ein- 
gegliederten Gebieten, wenn sie als solche im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin anerkannt 
sind; Voraussetzung hierfür ist, daß Deckungs- 
mittel der verpflichteten Versicherirngsträger auf 
Rentenversicherungsträger im Reichsgebiet über- 
tragen wurden. Bei der Berechnung der Rente 
der in Satz 2 genannten Personen dürfen nach 
dem Fremdrentengesetz gleichstehende Beitrags- 
zeiten unter der Voraussetzung des Satzes 2 
auch dann berücksichtigt werden, wenn sie nicht 
auf einen deutschen Versicherungsträger über- 
gegangen sind. 

(3) Die Renten nach Absätzen 1 und 2 gelten 
nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, 

a) daß der gewöhnliche Aufenthalt in 
einem sonstigen Gebiet außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin 
dem gewöhnlichen Aufenthalt im Ge- 
biet eines auswärtigen Staates, in dem 
die Bundesrepublik Deutschland eine 
amtliche Vertretung hat, gleichsteht, 

b) daß Personen, die zwischen dem 30. Ja- 
nuar 1933 und dem 8. Mai 1945 in das 
Ausland geflüchtet sind, um sich einer 
von ihnen nicht zu vertretenden und 
durch die politischen Verhältnisse be- 
dingten besonderen Zwangslage zu 
entziehen, oder aus den gleichen Grün- 
den nicht in das Gebiet des Deutschen 
Reichs zurückkehren konnten, früheren 
deutschen Staatsangehörigen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes gleichstehen, wenn sie 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf 
eine andere Weise als durch Entzie- 
hung verloren haben. 

§ I08d 

(1) Beitragszeiten sind im Bundesgebiet und 
im Land Berlin zurücfcgelegt, wenn sie auf einer 
Beitragsleistung für eine Beschäftigung in diesen 
Gebieten beruhen. Beitragszeiten, die auf frei- 
willigen Beiträgen beruhen, sirld im Bundes- 
gebiet und im Land Berlin zurückgelegt, wenn 
die Beiträge für eine Zeit entrichtet sind, wäh- 
rend der der Versicherte in diesen Gebieten 
wohnte. Für die Zeit vor dem 1. Februar 1949' 
ist Berlin als einheitliches Gebiet anzusehen. 

(2) Eine nach Bundesrecht oder dem Recht des 
Landes Berlin bei Aufenthalt im Ausland durch 
Entrichtung freiwilliger Beiträge durchgeführte 
Versicherung steht einer freiwilligen Versiche- 
rung im Bundesgebiet und im Land Berlin gleich. 
Das gleiche gilt für eine nach Reichsrecht durch- 
geführte freiwillige Versicherung, wenn die Bei- 
träge aus dem Ausland entrichtet sind. 
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(3) Ersatzzeiten sind im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin zurückgelegt, wenn sie auf Grund 
einer Versicherung oder rentenversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im Bun- 
desgebiet oder im Land Berlin anrechenbar sind." 

6. § 105 des Reichsknappschaftsgesetzes wird § 109. 

7. a) § 191 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 

erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Leistungen des Trägers der knapp- 
schaftlichen Versicherung werden, soweit im 
einzelnen nicht etwas anderes bestimmt ist, 
auf Antrag festgestellt." 

b) § 191 Abs. 3 des Reichsknappschaftsgesetzes 
wird gestrichen. 

8. Nach § 191 des Reichsknappschaftsgesetzes wird 
folgender § 192 eingefügt: 

„§ 192 

(1) Die Feststellung und Zahlimg der Lei- 
stimgen aus der knappschaftlichen Versicherung 
erfolgt durch die Knappschaft, in deren Bezirk 
der Versicherte oder dessen Hinterbliebene 
den Wohnsitz oder in Ermangelung dessen 
den gewöhnlichen Aufenthalt hat oder haben. 
§ 1572 Abs. 3 bis 5 der Reichs versicherungsord- 
nung gilt entsprechend. 

(2) Für die Feststellung und Zahlung der 
Leistungen bei Aufenthalt im Ausland ist die 
Ruhrknappschaft zuständig, soweit in den zwi- 
schenstaatlichen Verträgen nicht etwas anderes 
bestimmt ist." 


Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom 
10« März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepu- 
blik Jugoslawien über die Regelung gewisser 
Forderungen aus der Sozialversicherung 

1. Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 1958 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 168) zu dem Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien über die Regelimg gewisser For- 
derungen aus der Sozialversicherimg erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Das Fremdrentengesetz vom 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .) gilt entsprechend." 

2. Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Juni 1958 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 168) zu dem Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien über die Regelung gewisser For- 
derungen aus der Sozialversicherung erhält fol- 
gende Fassung: 


„Artikel 8 

Der Bund trägt die Aufwendungen für die Lei- 
stungen, die in entsprechender Anwendung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 

lungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) von der Bim- 

desausführungsbehörde für Unfallversicherimg 
gewährt werden." 


Artikel 6 

Ubergangsvorschriften 

I. Gesetzliche Unfallversicherung 

§ 1 

(1) Auf Grund der Satzungen der früheren Eigen- 
unfallversicherung der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei werden keine Leistungen ge- 
währt. Für Unfälle bei einer Tätigkeit, die vor- 
wiegend die Erweiterung oder Festigung der Macht 
des Nationalsozialismus bezweckte, werden eben- 
falls keine Leistungen gewährt. 

(2) Soweit bis zum 8. Mai 1945 die Eigenunfallver- 
gicherung der Nationalsozialistiischen Deutschen Ar- 
beiterpartei für die Entschädigung von Arbeits- 
unfällen zuständig war, werden die Leistungen von 
der Bundesausfiührunigsbehörde für Unfallversiche- 
rung gewährt. 

§ 2 

Hat ein Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rimg im Bundesgebiet und im Land Berlin nach dem 
8. Mai 1945 eine Leistung wegen eines Arbeits- 
unfalles im Sinne des § 5 des Fremdrentengesetzes 
bindend festgestellt oder abgelehnt, so ist auf An- 
trag zu prüfen, ob die Vorschriften dieses Gesetzes 
günstiger sind. Ein neuer Bescheid ist zu erteilen. 
Der Antrag auf Nachprüfung ist bis zum 31. De- 
zember 1960 zulässig. 

§ 3 

§§ 1 bis 13 des Fremdrentengesetzes finden auf 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten der in § 5 des 
Fremdrentengesetzes genannten Art auch dann An- 
wendung, wenn auf diese Fälle das Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetz nicht angewendet wor- 
den ist. 

II.GesetzlicheRentenversicherungen 

§ 4 

Artikel 2 § 1 des Angestelltenversicherungs- 

Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 1 des 

Knappschaftsrentenversicheruings - Neuregelungsge- 
setzes sind auf Personen, die Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeiten der in §§ 15 und 16 des Fremd- 
rentengesetzes genannten Art zurückgelegt haben, 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

a) in Artikel 2 § 1 des Ängestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes an die Stelle des 30. Sep- 
tember 1957, 
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b) in Artikel 2 § 1 des Knappschaftsrentemfversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes an die Stelle des 
Ablaufs des dritten Monats nach dem Monat 
der Verkündung des Knappschaf tsrentenver- 
s i eher ungs-Neur eg elung sges e tzes 
der 30. September 1959 tritt. Der Antrag auf Befrei- 
ung ist bis zum 31. Dezember 1959 zu istellen. 

§ 5 

Nach Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften 
findet dieses Gesetz auch auf Versicherungsfälle 
Anwendung, die vor seinem Inkrafttreten eingetre- 
ten sind. 

§ 6 

(1) Renten, die auf Versicherungsfällen beruhen, 
die vor dem 1. Januar 1959 aber nach dem 31. De- 
zember 1956 eingetreten sind und vor der Ver- 
kündung dieses Gesetzes festgestellt waren, sind für 
Bezugszeiten vom Rentenbeginn an nach Maßgabe 
der Vorschriften der §§ 14 bis 31 des Fremdrenten- 
gesetzes nach dem für Versicherungsfälle nach dem 
31. Dezember 1956 geltenden Recht festzustellen. 
Satz 1 gilt auch für Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Janiuar 1957, wenn Leistungen oder Lei- 
stungsanteile aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung zu gewähren sind; Artikel 2 § 24 Abs. 1 

- bis 4 des Knappschaftsversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes findet Anwendung. 

(2) Die Umstellung der Renten, die auf Versiche- 
rungsifällen vor dem 1. Januar 1957 beruhen, ist un- 
beschadet des Absatzes 1 Satz 2 erneut vorzuneh- 
men; der Ermittlung des Steigerungsbetrages für die 
nach §§ 15 und 16 des Fremdrentengesetzes gleich- 
stehenden Zeiten sind in entsprechender Anwendung 
der §§ 14 bis 31 des Fremdrentengesetzes die Tabel- 
len der Anlagen zum Fremdrentengesetz zugrunde 
zu legen. § 19 Abs. 2 des Fremdrentengesetzes findet 
Anwendung. Soweit nach dem Fremdrentengesetz 
Über das bisherige Recht hinaus Zeiten anrechnungs- 
fähig sind, sind diese Zeiten zusätzlich zu berück- 
sichtigen. Artikel 2 § 36 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 35 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 

, zes finden Anwendung; als bisheriger monatlicher 
Zahlbetrag ist der Betrag zugrunde zu legen, der bei 
der ersten Umstellung der Ermittlung des Soinder- 
zuschusses zugrunde gelegt worden ist. 

(3) Von Amts wegen sind festzustellen 

a) alle Renten, die auf Versicherungsfällen 
zwischen dem 31. Dezember 1956 und dem 
1. Januar 1959 beruhen, 

b) die Renten, die von 'einem Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung ge- 
währt werden. 

(4) Die Umstellung nach Absatz 2 erfolgt auf An- 
trag; eine Umstellung von Amts wegen ist nicht aus- 
geschlossen. 

(5) Bei Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 und des 
Absatzes 2 wechselt die bisherige Zuständigkeit nicht, 
es sei denn, daß Artikel 2 § 26 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Be- 
rücksichtigung des § 20 des Fremdrentengesetzes an- 
z uw enden ist. 


§ 7 

In den Fällen des § 6 Abs. 1 dieses Artikels darf 
die Rente nach Anwendung der Kürzungs- und Ru- 
hensvorschriften nicht niedriger sein als die Lei- 
stung, die sich nach Anwendung der Kürzungs- und 
Ruhensvorschriften auf Grund des Artikels 2 § 43 
Abs. 1 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes, des Artikels 2 § 42 Abs. 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
des Artikels 2 § 28 Abs. 2 des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes und des Ersten 
Rentenanpassungsgesetzes ergibt. Entsprechendes 
gilt für Renten, die auf Versicherungsfällen beru- 
hen, die nach dem 31. Dezember 1958 bis zur Ver- 
kündung dieses Gesetzes eingetreten sind. 

§ 8 

§§ 6 und 7 dieses Artikels gelten auch in den 
Fällen, in denen der Versicherungsfall vor dem 
1. Januar 1959 eingetreten und die Rente vor der 
Verkündung dieses Gesetzes nicht festgestellt wor- 
den ist. 

§ 9 

(1) Bei Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets 
und des Landes Berlin sind Renten, die auf Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1959 beruhen, 
auf Antrag nach Maßgabe der §§ 1317 ff. der Reichs- 
versicherungsordnung, §§ 96 ff. des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und §§ 107 ff. des Reichs- 
knappschaftsgesetzes nach dem für Versicherungs- 
fälle nach dem 31. Dezember 1956 geltenden Recht 
festzustellen. 

(2) Soweit auf Grund des § 8 des Frorndrenten- 
und Auslandsrentengesetzes für die in § 8 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes genannten Zeiten Leistungen zuer- 
kannt worden sind, gelten die Voraussetzungen 
des § 1319 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung, 
des § 98 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes und des § 108a Abs. 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes für den Rentenberechtigten und 
seine Hinterbliebenen als erfüllt. 

(3) Bei Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets 

und des Landes Berlin ist die Rente nach Artikel 2 
§ 42 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 

lungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 
§11 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes nach den am 31. Dezember 1956 gel- 
tenden Vorschriften unter Berücksichtigung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes zu be- 
rechnen. Artikel 2 § 42 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 § 1 1 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes finden jedoch nur Anwen- 
dung, wenn die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung einer Rente für Zeiten des Aufenthalts außer- 
halb des Bundesgebiets und des Landes Berlin nach 
den Vorschriften des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes erfüllt wären. 
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§ 10 

Sind Zeiten der in §§ 15 oder 16 des Fremdrenten- 
gesetzes genannten Art zurückgelegt und ist ein 
Leistungsantrag rechtskräftig oder bindend abge- 
lehnt worden oder der Leistungsanspruch erloschen 
(§ 1 Abs. 5 Satz 1 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes), so ist auf Antrag zu prüfen, ob 
die Vorschriften dieses Gesetzes günstiger sind. Ein 
neuer Bescheid ist zu erteilen. Der Antrag auf Nach- 
prüfung ist bis zum 31. Dezember 1960 zulässig. 

§ 11 

Eine Rente, bei der die Feststellußg nach § 6 Abs. 2 
und § 9 dieses Artikels einen niedrigeren als den 
bisherigen Zahlbetrag ergibt, ist in Höhe des bis- 
herigen monatlichen Zahlbetrages weiter zu ge- 
währen. In den Fällen des § 8 dieses Artikels, in 
denen der Versicherungsfall vor dem 1. Januar 1957 
eingetreten ist, tritt an die Stelle des bisherigen 
monatlichen Zahlbetrages der Betrag, der bei Fest- 
stellung der Rente vor Verkündung dieses Gesetzes 
zu zahlen gewesen wäre. 

§ 12 

(1) Wird erst durch dieses Gesetz ein Anspruch 
begründet oder übersteigt die nach den Vorschrif- 
ten dieses Artikels festgestellte oder umgestellte 
Rente die bisherige Leistung, so ist im ersten Fall 
die Rente, im zweiten Fall der höhere Betrag erst 
vom 1. Januar 1959 an zu gewähren. Als bisherige 
Leistung im Sinne des Satzes 1 gilt auch ein Vor- 
schuß nach Artikel 2 § 43 Abs. 2 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, nach Artikel 2 
§ 42 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes und nach Artikel 2 § 28 Abs. 2 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes. 

(2) Für die Fälle des § 8 dieses Artikels gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

§ 13 

Die nach Artikel 2 § 43 Abs. 2 Satz 2 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, nach 
Artikel 2 § 42 Abs. 2 Satz 2 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes und nach Ar- 
tikel 2 § 28 Abs. 2 Satz 2 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahl- 
ten Vorschüsse sind auf die Renten, auf die der Be- 
rechtigte nach den Vorschriften dieses Gesetzes für 
dieselbe Zeit Anspruch hat, anzurechnen. 

§ 14 

(1) Bei Personen, die nach dem Fremdrenten- 
gesetz gleichstehende Zeiten zurückgelegt haben, 
sind Artikel 2 § 42 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 
2 § 11 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes mit folgender Maßgabe anzuwen- 
den: 

a) Die genannten Vorschriften finden auf 
Versicherungsfälle Anwendung, die in der 
Zeit vom 1. Januar 1959 bis zum 31. De- 
zember 1963 eintreten; 


b) Der Entrichtung von neun Monatsbeiträ- 
gen bedarf es für die Zeit vom 1, Januar 
1957 bis zum 31. Dezember 1959 nicht; 
wird der ständige Aufenthalt im Bimdes- 
gebiet oder im Land Berlin nach dem 
31. Dezember 1959 genommen, so tritt an 
die Stelle dieses Zeitpimkts das Ende des 
Jahres, in dem der ständige Aufenthalt im 
Bimdesgebiet oder im Land Berlin ge- 
nommen ist. 

(2) § 7 Satz 2 dieses Artikels bleibt unberührt. 

§ 15 

(1) Stirbt eine Person, die eine Rente nach der 
Verordnung über die Eingliederung von Umsied- 
lern in die Reichsversicherung vom 19, Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 375) bezogen hat, so gilt für 
die Ansprüche der Hinterbliebenen: 

a) Die Wartezeit gilt als erfüllt. 

b) Als anrechnungsfähige Versicherungsjahre 
sind sämtliche Zeiten einer abhängigen 
Beschäftigung sowie Zeiten einer selb- 
ständigen Tätigkeit, die der Verstorbene 
vor der Umsiedlung zurückgelegt hat, an- 
zurechnen. 

c) Bei der Ermittlung der für den Versicher- 
ten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage ist für Zeiten der selbständigen 
Tätigkeit § 23 des Fremdrentengesetzes 
anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn vor der Verkün- 
dung dieses Gesetzes ein bindender Bescheid über 
die Hinterbliebenenrente ergangen ist. 

§ 16 

(1) Die in § 1 Buchstabe c des Fremdrenten- 
gesetzes genannten Personen, die während des 
Krieges als ausländische Arbeitskräfte in Deutsch- 
land beschäftigt waren, können nach Art der Be- 
schäftigung für diese Beschäftigungszeiten Beiträge 
in den Beitragsklassen des § 1388 der Reichsver- 
sicherungsordnung oder des § 115 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes nachentrichten, es sei denn, 
daß für sie Beiträge entrichtet sind oder als ent- 
richtet gelten. Voraussetzung hierfür ist, daß es sich 
um eine Beschäftigung handelte, die der Versiche- 
rungspflicht unterlegen hat oder unterlegen hätte, 
wenn der Beschäftigte nicht als Ausländer von der 
Versicherungspflicht ausgenommen gewesen wäre. 
§ 1418 der Reichsversicherungsordnung und § 140 
des Angestelltenversicherungsgesetzes sowie der 
Eintritt des Versicherungsfalles stehen der Nach- 
entrichtung nicht entgegen. Das gleiche gilt beim 
Versicherungsfall des Todes für die Hinterblie- 
benen. 

(2) Bei der Ermittlung des Vomhundertsatzes, in 
dem während der Zeit, für die Beiträge nachentrich- 
tet werden, der Bruttoarbeitsentgelt des Versicher- 
ten zum durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelt aller 
Versicherten gestanden hat, sind den nach Absatz 1 
entrichteten Beiträgen die Werteinheiten zuzuord- 
nen, die sich für den jeweiligen Beitrag im Jahr 
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der Beitragsentriditung aus den Anlagen 1 zu § 1255 
der Reidisversicherungsordnung und zu § 32 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes sowie den Redits- 
verordnungen nach § 1256 Abs. 1 der Reidisver- 
sidierungsordnung und nach § 33 Abs. 1 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes ergeben. 

§ 17 

Soweit eine Person, auf die das Fremdrenten- 
gesetz anzuwenden ist, vom Gesetz über die ver- 
sicherungsrechtliche Stellung der im Dienste der 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
Beschäftigen vom 4. März 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 131) betroffen wurde, gilt § 16 des Fremdrenten- 
gesetzes nicht. 

§ 18 

Den Trägern der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung sind die Leistungen, die sie für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1956 nach Abschnitt 11 des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes gewährt 
haben oder gewähren, soweit sie nicht nach anderen 
Vorschriften vom Bund zu tragen sind, von der 
Reichsknappschaft (Treuhandvermögen) zu ersetzen. 

III. Anpassung 

der Berliner Rentenversicherung 

§ 19 

Dieses Gesetz findet für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1956 auch auf Versicherungsfälle An- 
wendung, die vom 1. Januar 1957 bis 31. Dezember 
1958 eingetreten sind. Soweit Renten nach Artikel 3 
§ 6 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 3 § 5 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes berechnet worden 
sind, sind diese nach dem für Versicherungsfälle 
nach dem 31. Dezember 1956 geltenden Recht unter 
Berücksichtigung des Artikels 2 §§ 56 bis 61 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
und des Artikels 2 §§ 55 bis 60 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes neu zu berech- 
nen. Übersteigt der Zahlbetrag der bisherigen Ren- 
te den Zahlbetrag der neuen Rente, so fällt der 
überschießende Betrag mit dem Letzten des Monats 
weg, der auf den Monat folgt, in dem der Bescheid 
über die Neuberechnung zugestellt wird. 

IV. Nachversicherung 
früherer Angehöriger des 
ausländischenöffentlichenDienstes 

§ 20 

(1) In § 1 Buchstabe c des Fremdrentengesetzes 
bezeichnete Personen, die am 1. September 1939 
Angehörige des ausländischen öffentlichen Dienstes 
waren, danach bis zum 8. Mai 1945 oder bis zum 
Eintritt des Versorgungsfalles im Rahmen der 
deutschen Wehrmacht oder Verwaltung eingesetzt 
oder tätig wurden und nach dem Recht ihres Her- 
kunftslandes bei Eintritt des Versorgungsfalles 
einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung ge- 
habt hätten, gelten für sämtliche Zeiten als nach- 


versichert, in denen sie vor Ablauf des 8. Mai 1945 
bei Geltung der Reichsversicherungsgesetze im Her- 
kunftsland wegen ihrer Beschäftigung im öffent- 
lichen Dienst versicherungsfrei gewesen wären oder 
der Versicherungspflicht nicht unterlegen hätten, es 
sei denn, daß sie nach den Vorschriften ihres Her- 
kunftslandes versicherungspflichtig waren. Satz 1 
gilt auch für den Fall des Todes, wenn rentenbe- 
rechtigte Hinterbliebene vorhanden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Personen, die 

1. auf Grund eines Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnisses einen Anspruch oder eine An- 
wartschaft auf lebenslängliche Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung haben, bei 
deren Bemessung die der Nachversiche- 
rung nach Absatz 1 zugrunde zu legenden 
Dienstzeiten berücksichtigt werden, 

2. bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt au- 
ßerhalb des Bundesgebiets und des Lan- 
des Berlin haben, 

3. nach dem 8. Mai 1945 durch ein deutsches 
Gericht im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin zu einer Zuchthausstrafe oder zu 
einer Gefängnisstrafe von mehr als einem 
Jahr oder wegen vorsätzlicher hochver- 
räterischer, staatsgefährdender oder lan- 
desverräterischer Handlung zu einer Ge- 
fängnisstrafe von sechs Monaten oder län- 
gerer Dauer verurteilt worden sind, 

4. durch ihr Verhalten gegen die Grund- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaat- 
lichkeit verstoßen haben, 

5. sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland oder des Landes Berlin be- 
tätigt haben. 

(3) § 72 Abs. 2 bis 6, 10 und 11 sowie § 81a des 
Gesetzes zur Regelimg der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen gelten entsprechend. 

(4) Ist wegen der in Absatz 1 getroffenen Rege- 
lung eine laufende Rente neu festzustellen, so ist 
die Neufeststellung, wenn sie bis zum 31. Dezember 
1960 beantragt wird, rückwirkend, jedoch nicht für 
eine Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorzunehmen; die Unterschiedsbeträge sind nachzu- 
zahlen. 

(5) Die Feststellung nach Absätzen 1 und 2 trifft 
die Stelle, die nach dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen zuständig sein würde, 
wenn die in Absatz 1 bezeichneten Personen zum 
Personenkreis des vorgenannten Gesetzes gehören 
würden. 

Artikel 7 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
! gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
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nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nidit im Saarland. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1959 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten 
unbeschadet der Absätze 2 und 3 alle ihm entgegen- 
stehenden und inhaltsgleichen Vorschriften außer 
Kraft, insbesondere folgende Verordnungen und 
Bekanntmachungen mit den zu ihrer Änderung, Er- 
gänzung und Durchführung erlassenen Verordnun- 
gen, Erlassen und Bekanntmachungen; 

a) Verordnung über die Einführung der Sozialver- 
sicherung im Lande Österreich vom 22. Dezem- 
ber 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1912), 

b) Verordnung über die Einführung der Reichsver- 
sicherung im Memelland vom 17. August 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1426), 

c) Verordnung über die Einführung der Reichsver- 
sicherung in der bisherigen Freien Stadt Danzig 
vom 22. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 260), 

d) Verordnung über das Abkommen zwischen dem 
Deutschen Reich und der Regierung des Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren über die Ausein- 
andersetzung auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung vom 25. April 1940 (Reichsgesetzbl. II 
S. 107), 

e) Verordnung über die Sozialversicherung der 
deutschen Staatsangehörigen im Generalgouver- 
nement für die besetzten polnischen Gebiete vom 
17. Juni 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 908), 

f) Verordnung über die endgültige Regelung der 
Reichsversicherung in den ehemaligen tschecho- 
slowakischen, dem Deutschen Reich eingeglie- 
derten Gebieten vom 27. Juni 1940 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 957), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 12. Oktober 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 565), 

g) Verordnung über die Durchführung der Sozial- 
versicherung in Luxemburg vom 30. September 
1940 in der Fassung der Verordnung vom 
26. Mai 1941 (Amtliche Nachrichten für Reichs^ 
Versicherung 1941 S. 402), 

h) Verordnung über die Durchführung der Sozial- 
versicherung in Lothringen vom 19. Oktober 
1940 (Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- 
rung 1941 S. 57), 

i) Verordnung über die Geltxmg von sozialem 
Reichsrecht in den Gebieten von Eupen, Mal- 
medy und Moresnet vom 11. November 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1519), 

k) Verordnung über die Durchführung der Sozial- 
versicherung im Elsaß vom 28. Dezember 1940 


(Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung 
1941 S. 59), 

1) Verordnung über die Einführung der Reichsver- 
sicherung in den Gebieten von Eupen, Malmedy 
und Moresnet vom 9. Mai 1941 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 271), 

m) Verordnung über die Sozialversicherung in den 
besetzten Gebieten vom 4. August 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 486), 

n) Verordnung über Leistungsverbesserungen in 
der Rentenversicherung in den Alpen- und 
Donau-Reichsgauen, den ehemaligen tschecho- 
slowakischen, dem Deutschen Reich eingeglieder- 
ten Gebieten, den eingegliederten Ostgebieten 
und der bisherigen Freien Stadt Danzig vom 
10. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 697) und 
Ergänzungsverordnungen hierzu vom 12, Okto- 
ber 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 565), 

o) Verordnung über die Einführung der Reichsver- 
sicherung in den eingegliederten Ostgebieten 
vom 22. Dezember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 777), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 12. Ok- 
tober 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 565), 

p) Verordnung des Generalkommissars in Riga über 
den Aufbau einer Sozialversicherung vom 1. Mai 
1943 (Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- 
rung 1943 S. 358), 

q) Verordnung über die Eingliederung von Umsied- 
lern in die Reichsversicherung vom 19. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 375), 

r) Erste Verordnung zur Durchführung des Fremd- 
renten- und Auslands rentengesetzes vom 31. Juli 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 245), 

s) Bekanntmachung über die Fürsorge für Ver- 
sicherte aus den abgetretenen Gebieten vom 

28. November 1930 {Reichsanzeiger Nr. 279 vom 

29. November 1930), 

t) Bestimmungen des Reichsversicherungsamts über 
die Durchführung des § 47 der Verordnung 
(Buchstabe f dieses Absatzes) vom 5. Februai 
1943 (Amtliche Nachrichten für Reichsversiche- 
rung 1943 S. 66), 

u) Bestimmungen des Reichsversicherungsamts über 
die Durchführung des § 46 Nr. 2 und § 47 der 
Verordnung (Buchstabe f dieses Absatzes) vom 
24. August 1943 (Amtliche Nachrichten für Reichs- 
versicherung 1943 S. 408). 

(2) Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetz- 
lichen Kranken versicherimg gilt § 10 des Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetzes weiter. 

(3) Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetz- 
lichen Unfallversicherung gilt § 8 des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes weiter, soweit er sich 
auf Leistimgen aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung bezieht. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die am 1. 1. 1957 in Kraft getretenen Gesetze zur 
Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestellten 
und der knappschaftlichen Rentenversicherung 
(RVNG) erfassen nur die Ansprüche und Anwart- 
schaften, die nach den Vorschriften der deutschen 
Sozialversicherungsgesetze im Gebiet der Bundes- 
republik erworben sind bzw. erworben werden. 
Die Neuordnung des Fremdrentenrechts mit seinen 
besonders gelagerten Problemen blieb einer beson- 
deren Regelung Vorbehalten. Um den nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz (FAG) An- 
spruchsberechtigten die Verbesserung der Neurege- 
lungsgesetze nicht über einen ungewissen Zeit- 
raum hinaus vorzuenthalten, wurden die vor dem 
1. 1. 1957 festgestellten Fremdrenten wie die Ren- 
ten der einheimischen Versicherten nach den Um- 
stellungsvorschriften der Neuregelungsgesetze um- 
gestellt. Für Versicherungsfälle nach dem 31. 12. 
1956 wurde eine bis zur Neuordnung des FAG be- 
fristete Übergangsregelung getroffen. Danach wer- 
den auch diese Renten nach dem vor dem 1. 1. 1957 
geltenden Recht berechnet und nach den Vorschrif- 
ten der Neuregelungsgesetze umgestellt. Gleich- 
zeitig wurde die Bundesregierung beauftragt, durch 
Rechtsverordnung die Tabellen der Anlagen 2 bis 6 
der Ersten Durchführungsverordnung zum Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz (1. DVO zum 
FAG) anzupassen. Beide Aufgaben, die Neuordnung 
des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts und die 
Anpassung der Tabellen der 1. DVO zum FAG, zu 
erfüllen, ist Ziel dieses Gesetzentwurfs. 

Der vorliegende Entwurf unterscheidet sich nicht 
nur in seinem systematischen Aufbau, sondern auch 
in seiner grundsätzlichen Zielsetzung von dem zur 
Zeit noch geltenden FAG. Die jderzeit geltende Re- 
gelung ist am Gedanken der Entschädigung bzw. 
Ersatzleistung orientiert. Das FAG gibt den Vertrie- 
benen und Flüchtlingen, die ihre Ansprüche und 
Anwartschaften gegen den ursprünglichen Versi- 
cherungsträger nicht geltend machen können, als 
Ersatz einen Anspruch gegen einen Versicherungs- 
träger im Bundesgebiet. Der Versicherungsträger 
des Bundesgebiets tritt nach diesem Gedanken vor- 
lageweise für den ursprünglich verpflichteten Ver- 
sicherungsträger ein. Der Umfang der Ersatzleistung 
richtet sich grundsätzlich nach der Rechtsstellung, 
die der Versicherte nach dem Recht des Herkunfts- 
landes erworben hatte. 

An die Stelle dieses Gedankens der Entschädigung 
setzt der vorliegende Entwurf den Gedanken der 
Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge in 
die neue Heimat. Die Ansprüche und Anwartschaf- 
ten, die die Vertriebenen und Flüchtlinge in den 
Herkunftsländern erworben haben, beruhen auf den 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten dieser 
Länder und sind rechtlich auf diese abgestimmt. Sie 
variieren naturnotwendig sehr stark im Verhältnis 


zueinander und im Verhältnis zu den Ansprüchen 
und Anwartschaften eines vergleichbaren einhei- 
mischen Versicherten. Sie ohne wesentliche mate- 
rielle Korrektur in das deutsche Recht zu überneh- 
men, wie es die sogenannten Einführungsverord- 
nungen taten, mußte zu Unzuträglichkeiten führen. 
In vielen Fällen hat sich auch bald herausgestellt, 
daß die Rentenleistungen an die Vertriebenen und 
Flüchtlinge unter den neuen Lebensbedingungen 
nicht den sozialen Erfordernissen entsprachen. Die 
Korrektur, die anschließend vorgenommen wurde, 
ging aber wieder von formalen Gesichtspunkten aus 
und war, sowohl was Systematik als auch sozial- 
politisches Ergebnis betrifft, uneinheitlich. Während 
auf der einen Seite die Leistungsverbesserungen 
durch pauschale Zusatzleistungen herbeigeführt 
wurden, wurden sie auf der anderen Seite durch 
Erhöhung der Steigerungsbeträge oder der Grund- 
beträge erzielt. 

Auch das FAG und die 1. DVO zum FAG halten 
noch an der formalen Betrachtungsweise fest. So 
werden grundsätzlich die unter ganz anderen wirt- 
schaftlichen Bedingungen erzielten Arbeitsentgelte 
in deutsche Währung umgewandelt und der Berech- 
nung einer Rente zugrunde gelegt, die unter ganz 
neuen Lebensbedingungen im Bundesgebiet Grund- 
lage für eine auskömmliche Existenz sein soll. Le- 
diglich in den Fällen, in denen die Vertriebenen 
und Flüchtlinge ihre Versicherungsunterlagen ver- 
loren haben, macht die 1. DVO zum FAG einen 
Schritt in Richtung auf eine echte materielle Einglie- 
derung, indem sie dem einzelnen Vertriebenen zur 
Berechnung seiner Rente einen Arbeitsentgelt zu- 
ordnet, den ein vergleichbarer Versicherter im 
Reichs- bzw. Bundesgebiet erzielt hat. 

Diesen Weg geht der Entwurf konsequent weiter 
und zu Ende. Wenn auch die Rente nach den Neu- 
regelungsgesetzen leistungsbezogen und nicht an 
dem Bedarf des Rentners orientiert ist, so besteht 
doch zwischen der Vorleistung und den Lebens- 
bedingungen, unter denen der Rentner mit seiner 
Rente auszukommen hat, ein enger sachlicher Zu- 
sammenhang. Nach einem vollen Arbeitsleben wird 
der Rentner durch die neue Rentenformel so ge- 
stellt, daß er nach Maßgabe seiner Vorleistung den 
Lebensstandard, den er während seines Arbeits- 
lebens erworben hat, unter Berücksichtigung der 
geminderten Bedürfnisse des älteren Menschen über 
den Versicherungsfall hinaus aufrechtzuerhalten in 
der Lage ist. Da er seine Vorleistung unter den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten erbracht hat, inner- 
halb welcher er die Rente verbraucht, und die Rente 
danach berechnet und den Änderungen der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse laufend angepaßt wird, 
besteht ein enges gegenseitiges Bedingungsverhält- 
nis zwischen seiner Vorleistung und seinen Bedürf- 
nissen. Dieser Zusammenhang besteht zwischen den 
Renten der Vertriebenen und Flüchtlinge und ihrer 
neuen Umwelt grundsätzlich nicht. Die außerordent- 
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lieh starken Abweichungen, die die Rentenansprüdie 
und -anwartschaften der Vertriebenen und Flücht- 
linge aufweisen, sind bisher durch feste, lohn- 
unabhängige Rentenbestandteile bis zu einem ge- 
wissen Grad ausgeglichen worden. Unter der Herr- 
schaft des neuen Rechts würden die Unterschiede 
jedoch ohne entsprechende Korrektur wieder sehr 
scharf in Erscheinung treten. Eine am Gedanken der 
materiellen Eingliederung orientierte Neuordnung 
des Fremdrentenrechts muß deshalb den Zusammen- 
hang zwischen der Rente und den Lebensbedin- 
gungen der neuen Heimat hersteilen. 

Der Entwurf sucht dieses Ziel von der Idee aus- 
gehend zu erreichen, daß die Vertriebenen und 
Flüchtlinge ihr Versicherungsleben in Deutschland 
zurückgelegt haben. Die Vertriebenen und Flücht- 
linge sollen so gestellt werden, als ob sie im 
Bundesgebiet beschäftigt gewesen wären und den 
Verdienst eines vergleichbaren deutschen Ver- 
sicherten erzielt hätten. Dadurch wird nicht nur 
innerhalb des Personenkreises der Vertriebenen, 
sondern auch im Verhältnis zu den einheimischen 
Versicherten die wünschenswerte Rechtsangleichung 
herbeigeführt. Das gilt sowohl für die gesetzliche 
Unfallversicherung als auch die gesetzlichen Renten- 
versicherungen (vgl. §§ 7, 8, 16 und 22 des Entwurfs 
und Begründung hierzu). 

Das Prinzip der Eingliederung dient der konstruk- 
tiven Lösung bestimmter konkreter Probleme im 
Rahmen der vornehmlich für die Sicherung der 
Arbeitnehmer geschaffenen gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen. Aus dieser Sicht ist es deshalb für 
eine Verallgemeinerung nicht geeignet; es kann 
insbesondere nicht auf den Personenkreis der Selb- 
ständigen ausgedehnt werden. Artikel 2 §52 ArVNG 
und Artikel 2 § 50 AnVNG haben das Problem der 
Einbeziehung Selbständiger in die gesetzlichen 
Rentenversicherungen bereits in bestimmtem Sinne 
gelöst. An dieser Lösung soll grundsätzlich fest- 
gehalten werden. 

Die Neuordnung des Fremdrentenrechts kann sich 
aber — soweit die gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen in Frage stehen — nicht auf das Problem 
der Rentenberechnung beschränken. Es mußte auch 
eine neue Abgrenzung des Personenkreises vor- 
genommen werden. Der Gedanke der Entschädigung, 
an dem sich die bisherigen Regelungen orientierten, 
gestattete nur, solche Personen in die gesetzlichen 
Rentenversicherungen einzubeziehen, die im Her- 
kunftsland bei einem Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert waren. Dadurch 
wurde eine Reihe von Personen ausgeschlossen, die 
in der Heimat zwar eine der Versicherungspflicht 
an sich unterliegende Beschäftigung verrichtet 
haben, von der Versicherungspflicht aber wegen 
der anderweitigen Gewährleistung von Versor- 
gungsanwartschaften freigestellt waren. Da diese 
Personen nicht in einem öffentlich-rechtlichen, son- 
dern in einem privat-rechtlichen Dienstverhältnis 
gestanden haben, erhalten sie nach dem derzeitigen 
Rechtszustand weder nach dem G 131 noch nach 
dem FAG eine Leistung. Infolge des Untergangs 
ihrer Versorgungsträger können sie auch über diese 


weder unmittelbar noch auf dem Weg einer Nach- 
versicherung eine Leistung erhalten. Der Gedanke 
der Eingliederung gibt auch hier die Möglichkeit 
für eine konstruktive Lösung des Problems. Wenn 
schon Vertriebenen und Flüchtlingen aus Ländern, 
in denen es früher keine gesetzliche Versicherung 
gegeben hat, aus Gründen der materiellen Rechts- 
angleichung Beschäftigungszeiten angerechnet wer- 
den (vgl. § 16 und Begründung hierzu), dann müssen 
in die gesetzlichen Rentenversicherungen auch die 
Personen einbezogen werden, die aus einem Land 
mit einer gesetzlichen Rentenversicherung kommen, 
von der Versicherungspflicht in dieser aber aus be- 
stimmten Gründen ausgenommen waren. Voraus- 
setzung muß freilich auch hier sein, daß eine Be- 
schäftigung vorliegt, die, wäre sie im Bundesgebiet 
verrichtet worden, der Versicherungspflicht unter- 
legen haben würde. 

Zugleich mit der Neuordnung des Fremdrenten- 
rechts bringt der Entwurf eine systematische Zu- 
sammenfassung des an verschiedenen Stellen ge- 
regelten Auslandsrentenrechts unter gleichzeitiger 
Übernahme dieses Normenkomplexes in die Reichs- 
versicherungsordnung (RVO), das Angestelltenver- 
sicherungsgesetz (AVG) und das Reichsknapp- 
schaftsgesetz (RKG), wo er seinem allgemeinen 
Charakter entsprechend hingehört. Dabei werden 
aufgetauchte Zweifelsfragen bereinigt und die Be- 
stimmungen der neuen Rechtslage angepaßt. 

Der Entwurf verbindet schließlich mit der Neuord- 
nung des Fremdrentenrechts die Anpassung des 
Berliner Rentenversicherungsüberleitungsgesetzes 
(RVÜG) an die Neuregelungsgesetze. Dadurch wird 
die Übergangsvorschrift des Artikels 3 § 6 ArVNG 
und des Artikels 3 § 5 AnVNG durch eine end- 
gültige Regelung ersetzt. Da es sich auch hier um 
das Problem der Übernahme von Anwartschaften 
handelt, die in einem vom Bundesrecht verschiede- 
den Sozialversicherungsrecht erworben worden sind, 
erscheint es zweckmäßig, die Anpassung des RVÜG 
mit der Neuordnung des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentenrechts zu verbinden. Die Anpassung be- 
trifft hauptsächlich die formale Überleitung des bis- 
herigen Rechts auf das neue System der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen. 


B, Besonderer Teil 

Artikel 1 
Fremdrentengesetz 

Zu § 1 

§ 1 grenzt den Personenkreis ab, auf den das Fremd- 
rentengesetz (FRG) Anwendung findet. Die Be- 
schränkung auf die in den Buchstaben a bis d ge- 
nannten Personen kann jedoch nicht gelten, soweit 
es sich um Ansprüche und Anwartschaften handelt, 
die bei nicht mehr bestehenden oder außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin befindlichen 
deutschen Versicherungsträgem erworben worden 
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sind, sowie im Rechte, die sich auf sogenannte 
„übergegangene Beitragszeiten" stützen. In Anleh- 
nung an das allgemeine Recht hat schon das FAG 
die entsprechenden Leistungen ohne Rücksicht auf 
die Staats- oder Volkszugehörigkeit zugebilligt (vgl. 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 FAG). Dem folgt der Entwurf, in- 
dem er in § 5 Abs. 4 und § 17 den Personenkreis 
des § 1 ausdehnt. Eine Einschränkung des Personen- 
kreises ist in § 17 Abs. 2 Satz 2 enthalten (vgl. Be- 
gründung zu § 17). 

Nicht mehr unter das Fremdrentenrecht fallen die 
Personen, die auf Grund reichsgesetzlicher Vor- 
schriften bei einem nicht mehr bestehenden, still- 
gelegten oder aufgelösten Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen versichert waren. Näheres 
hierzu vgl. Begründung zu § 15 und zu Artikel 2 
Nr. 1. 

Buchstabe a beschränkt sich auf die Vertriebenen im 
Sinne des § 1 des Bundesvertriebenengesetzes 

(BVFG), die als solche im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin anerkannt sind. Die Flüchtlinge und 
Zuwanderer aus der sowjetisch besetzten Zone und 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin sind 
durch § 5 Abs. 4 und § 17 Abs. 1 Buchstabe a er- 
faßt. In Buchstabe a sind auch die Hinterbliebenen 
solcher Personen erfaßt, die keine Vertriebenen 
sind, unter der Voraussetzung, daß die Hinter- 
bliebenen selbst dem Personenkreis der Vertriebe- 
nen angehören. In Buchstabe d sind dagegen die 
Hinterbliebenen angesprochen, die selbst nicht unter 
den Personenkreis der Buchstaben a bis c fallen. 

Um zu vermeiden, daß heimatlose Ausländer durch 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ihrer 
Rechte nach dem FRG verlustig gehen, ist in Buch- 
stabe c klargestellt, daß das FRG auch dann An- 
wendung findet, wenn diese Personen die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben. 

Zu § 2 

Die Vorschrift grenzt den Geltungsbereich des FRG 
gegenüber den zwischenstaatlichen Verträgen ab. 
Die Anwendung der zwischenstaatlichen Verträge 
geht dem FRG vor. Das bedeutet alber nicht, daß die 
Rechtsstellung der Personen, die sowohl unter einen 
zwischenstaatlichen Vertrag als auch das FRG fal- 
len, allein nach dem ersteren zu beurteilen ist. Wie 
sich aus Buchstabe b ergibt, kann daneben durch- 
aus noch das FRG angewendet werden, und zwar im 
den Fällen, in denen der zwischenstaatliche Vertrag 
eine Zeit nicht berücksichtigt, die nach dem FRG 
anrechenbar ist. Bezüglich der Anrechnung von Be- 
schäftigungszeiten soll allerdings ein zwischenstaat- 
licher Vertrag die Anwendung des FRG auch dann 
ausschließen, wenn er diese nicht berücksichtigt. 
Dadurch soll insbesondere vermieden werden, daß 
der Personenkreis des Zweiten deutsch-österreichi- 
schen Abkommens besser gestellt wird, als öster- 
reichische Staatsangehörige, die ausschließlich im 
Gebiet von Österreich versichert waren. Den zwi- 
schenstaatlichen Verträgen stehen das überstaat- 
liche Recht und das innerstaatliche Recht eines Staa- 
tes gleich, für den ein auch für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindliches Abkommen über Sozial- 
versicherung wirksam ist. 


Zu § 3 

§ 3 enthält in Anlehnung an das bisherige .Recht 
(vgl. § 1 Abs. 7 FAG) die Begriffsbestimmung des 
deutschen Versicherungsträgers, die für die An- 
wendung des § 5 Abs. 1 Nr. 1, der §§ 15 und 17 
Abs. 1 von Bedeutung ist. 

Zu § 4 

§ 4 will dem Beweisnotstand abhelfen, in dem sich 
die überwiegende Mehrzahl der Vertriebenen und 
Flüchtlinge durch den Verlust der Versicherungs- 
unterlagen befindet. Die Versicherungsunterlagen 
zu rekonstruieren oder sie durch andere Beweis- 
mittel zu ersetzen, begegnet vielfach unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten. Damit dieser Beweisnotstand 
nicht zu einem Rechtsverlust führt, erscheint es 
geboten, die Anforderungen an den Beweis zu mil- 
dem. Versicherungsträger und Gerichte der Sozial- 
gerichtsbarkeit sollen eine Tatsache schon dann als 
wahr ansehen, wenn ihr Vorliegen wahrscheinlich 
ist; die bloße Möglichkeit des Vorliegens genügt 
nicht. Nicht die an Gewißheit grenzende Wahr- 
scheinlichkeit des Beweises, lediglich die überwie- 
gende Wahrscheinlichkeit ist erforderlich. Mit dem 
Begriff der überwiegenden Wahrscheinlichkeit ist 
keine Wahrscheinlichkeit besonderer Art, insbeson- 
dere keine mit erschwerten Voraussetzungen ge- 
meint, es wird vielmehr der Ausdruck in dem Sinne 
verwandt, wie er im Zivilprozeß verstanden wird. 

Die Verpflichtung des Versicherungsträgers, den 
Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln, bleibt 
hierdurch unberührt. Versicherungsträger und Ge- 
richte der Sozialgerichtsbarkeit werden durch diese 
Vorschrift nicht der Verpflichtung enthoben, alle 
Beweismittel — also auch etwaige Versicherungs- 
unterlagen — zu sammeln, deren Beschaffung ohne 
unzumutbare Schwierigkeiten möglich ist. Erst nach 
Abschluß des Ermittlungsverfahrens und auf Grund 
des gesamten Ergebnisses der Ermittlungen ist über 
die Frage zu entscheiden, ob der Sachverhalt als 
glaubhaft gemacht anzusehen ist. Hierbei sind auch 
eidesstattliche Versicherungen, die der Versiche- 
rungsträger zugelassen hat, mit zu verwerten. Der 
erforderliche strafrechtliche Schutz der eidesstatt- 
lichen Versicherungen wird durch Absatz 3 Satz 2 
gesichert. 

Da sich Absatz 1 nur auf Tatsachen bezieht, die 
nach den« Vorschriften des FRG erheblich sind, ist 
in Absatz 2 bestimmt, daß sidi die Möglichkeit der 
Glaubhaftmachung auch auf solche Tatsachen, z. B. 
Ersatzzeiten und Ausfallzeiten erstreckt, deren Be- 
rücksichtigung durch die allgemeinen Vorschriften 
geregelt ist. Dies kann jedoch nur für solche Tat- 
bestände gelten, die sich außerhalb des Bundes- 
gebiets und des Landes Berlin zugetragen haben. 

Eidesstattliche Versicherungen sind schon bisher im 
Rahmen des FAG nach allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen als Mittel der Glaubhaftmachung zugelassen 
gewesen. Absatz 3 Satz 1 bestätigt insoweit nur die 
bisherige Rechtslage. Ähnlich gelagerte Verhältnisse 
haben dazugeführt, daß auch in § Bla G 131 eides- 
stattliche Versicherungen als Beweismittel zugelas- 
sen sind. 
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Zu § 5 

In § 5 ist der die gesetzliche Unfallversicherung 
betreffende Teil der §§ 1 ^nd 17 Abs. 8 FAG in 
seinem materiellen Gehalt übernommen. Aus Ab- 
satz 1 Nr. 1 ergibt sich, daß nunmehr auch die 
Arbeitsanfälle unter das FRG fallen, die sich vor 
dem 9. 5. 1945 außerhalb des Bundesgebiets und 
des Landes Berlin, namentlich auch in den vorüber- 
gehend eingegliedert gewesenen Gebieten, ereig- 
net haben, sofern sie durch einen noch bestehenden 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung zu ent- 
schädigen sind. 

In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b wird im Unterschied 
zur bisherigen Fassung des § 17 Abs. 8 FAG nur 
der Begriff „vertrieben“ gebraucht. Da damit auch 
die Fälle der Aussiedlung erfaßt sind (vgl. § 1 
Abs. 2 Nr. 3 BVFG) und „geflüchtet" ein Terminus 
technicus des BVFG ist (§ 3 BVFG), der für die in 
Frage kommenden Fälle nicht in Betracht kommt, 
ist mit der neuen Fassung keine sachliche Änderung 
verbunden. 

Zu Absatz 4 vgl. Begründung zu § 1. 


Zu § 6 

§ 6 enthält die Legal definition des Begriffs „gesetz- 
liche Unfallversicherung", Sie entspricht der Be- 
griffsbestimmung des § 1 Abs. 6 Satz 1 FAG.. Ge- 
setz ist jede Rechtsnorm, also auch eine auf Grund 
gesetzlicher oder sonstiger Ermächtigung ergangene 
Rechtsverordnung. 


Zu § 7 

§ 2 FAG bestimmt, daß für die Leistungen nach dem 
FAG, soweit nichts Besonderes vorgeschrieben ist, 
die im Bundesgebiet geltenden Vorschriften anzu- 
wenden sind. In § 7 wird der im bisherigen § 2 
FAG verwendete Ausdruck „im Bundesgebiet gel- 
tenden Vorschriften" hinsichtlich der Frage nach 
den Voraussetzungen, der Art, der Höhe und der 
Dauer der Leistungen konkretisiert. Eine sachliche 
Änderung gegenüber dem bisherigen Recht ist da- 
mit nicht verbunden. Zu bestimmen, welches Recht 
im einzelnen anzuwenden ist, ist deshalb notwen- 
dig, weil das anzuwendende materielle Recht von 
Versicherungsträger zu Versicherungsträger ver- 
schieden ist. Diese Bestimmung wird auf dem Um- 
wege einer Fiktion ge1;roffen, indem unterstellt wird, 
daß sich der Unfall dort ereignet hat, wo sich der 
Berechtigte zur Zeit der Antragstellung aufhält. 

Zur Auslegung des Begriffs „gewöhnlicher Auf- 
enthalt" vgl. Begründung zu Artikel 2 Nr. 4 (§§ 1319 
und 1320 RVO). 

Das Verfahren wird abweichend von § 2 FAG 
nicht erwähnt; es wird als selbstverständlich vor- 
ausgesetzt, daß die Ansprüche, die sich grundsätz- 
lich nach dem im Bundesgebiet geltenden Recht 
richten, auch in dem dafür maßgebenden Verfahren 
geltend gemacht werden. 


Zu § 8 

§ 8 bestimmt die Höhe des Jahresarbeitsverdienstes 
in den Fällen, in denen er in einer fremden Wäh- 
rung ausgedrückt oder nicht nachgewiesen ist. 
Als fremde Währung gilt auch die DM (Ost). Eine 
Bestimmung, was in den übrigen Fällen als Jahres- 
arbeitsverdienst anzusehen ist, ist im Hinblick auf 
§ 7 entbehrlich. 

Zu § 9 

Auch die Zuständigkeit des Versicherungsträgers 
wird nach dem Grundsatz bestimmt, der für die Er- 
mittlung der materiellen Anspruchsgrundlagen maß- 
gebend ist (§ 7). Die entsprechende Regelung war 
schon im bisherigen Recht enthalten (§ 7 Abs. 1 
Nr. 1 Satz 1 FAG). 

Absatz 2 entspricht § 7 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 FAG. 

In Absatz 3 ist die Regelung des § 2 der Umsiedler- 
verordnung übernommen. 

Zu § 10 

Zugunsten der Berechtigten und im Hinblick auf 
die Fälle, in denen diese nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in seinem Geltungsbereich zuzie- 
hen, erscheint es gerechtfertigt, die Fristen der 
§§ 1546 und 1548 RVO mit dem Ersten des Monats 
beginnen zu lassen, der dem Monat folgt, in dem 
der Berechtigte im Bundesgebiet oder im Land Ber- 
lin Aufenthalt genommen hat. 

Zu § 11 

Die Vorschrift, die ihren Vorläufer in § 1 Abs. 5 
FAG hat, dient der Vermeidung von Doppelleistun- 
gen. Sie hat im Bereich der gesetzlichen Renten- 
versicherungen ihr Gegenstück in § 31. Das Ausmaß 
des Rühens ist so festgelegt, daß der Berechtigte mit 
der Rente des ursprünglich verpflichteten Versiche- 
rungsträgers insgesamt nicht weniger erhält als vor- 
her. Die Regelung ist Ausdruck des Eingliederungs- 
gedankens, der den Gedanken der Entschädigung 
ablöst (vgl. Begründung Allgemeiner Teil). 

Zu § 12 

Die Vorschrift knüpft an den Grundsatz an, daß 
Ansprüche aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
und den gesetzlichen Rentenversicherungen, die 
auf innerstaatlichen Vorschriften, zu denen auch das 
FRG zählt, beruhen, bezüglich der Entstehung un- 
abhängig davon sind, ob sich der Berechtigte im 
Bundesgebiet aufhält oder nicht. Der Aufenthalt 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes Ber- 
lin tritt lediglich als Ruhenstatbestand in Erschei- 
nung. Das Ruhen der Rente bei Aufenthalt außer- 
halb des Bundesgebiets und des Landes Berlin (Ab- 
satz 1 Satz 1) ergibt sich aus dem Eingliederungs- 
gedanken, dessen Zweck allein darauf gerichtet ist, 
die Vertriebenen und Flüchtlinge in die Gemein- 
schaft der Versicherten im Bundesgebiet und im 
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Land Berlin nur insoweit einzuordnen, als sie sich in 
diesen Gebieten aufhalten. Der Ausschluß der Sach- 
leistungen bei Aufenthalt außerhalb des Bundes- 
gebiets und des Landes Berlin (Absatz 1 Satz 2) 
beruht auf den gleichen Erwägungen; da das Ruhen 
eine hauptsächlich auf Rentenleistungen abgestellte 
Einrichtung ist, ist hier der Weg des Ausschlusses 
gewählt. 

Absatz 2 regelt die Zuständigkeit. In den Fällen, in 
denen der Berechtigte vom Bundesgebiet oder von 
Berlin ins Ausland verzieht und sein Anspruch für 
Zeiten des Aufenthalts in diesen Gebieten aner- 
kannt ist, bedarf es keiner Entscheidung über das 
Ruhen, da dieses von selbst eintritt. Für diese 
Fälle sieht dementsprechend der Entwurf keine Re- 
gelung der Zuständigkeit vor. Wird in solchen Fäl- 
len die förmliche Feststellung des Rühens begehrt, 
so ist hierfür der Versicherungsträger zuständig, der 
die Rente bewilligt hat. 

Zu § 13 

§13 entspricht § 9 FAG. 

Zu § 14 

Die Vorschrift entspricht § 2 FAG, Durch sie wird 
klargestellt, daß die Rechtsstellung der Berechtigten 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen grund- 
sätzlich nach der RVO, dem AVG und dem RKG 
zu beurteilen ist. Hinsichtlich der Ansprudisgrund- 
lagen und der Höhe der Leistungen muß daher 
stets auf die allgemeinen Vorschriften zurückgegrif- 
fen werden, wobei die Vorschriften dieses Gesetzes 
ergänzend heranzuziehen sind. Ebenso gelten die 
Vorschriften über die Maßgahmen zur Erhaltung, 
Besserung und Wiederherstellung der Erwerbs- 
fähigkeit für die Berechtigten nach diesem Gesetz in 
gleicher Weise wie für die übrigen Versicherten. 


Zu § 15 

Nach bisherigem Recht hatten die in § 1 Abs. 2 FAG 
genannten Personen bei Vorliegen der allgemeinen 
Leistungsvoraussetzungenv Ansprüche gegen die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen im 
Bundesgebiet und im Land Berlin. Damit fanden 
Ansprüche, soweit sie auf Versicherungszeiten be- 
ruhten, die bei Versicherungsträgern außerhalb 
dieser Gebiete zurückgelegt waren, ihre Stütze 
allein im FAG, Dies galt nicht nur für außerdeutsche 
Versicherungszeiten, sondern auch für solche Zeiten, 
die bei deutschen Versi(herungsträgern in den 
unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Gebieten und in der sowjetisch besetzten Zone so- 
wie bei stillgelegten deutschen Versicherungsträ- 
gern, wie z. B. der früheren Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte, zurückgelegt waren. Die 
Versicherten, die ihre Versicherungszeiten bei sol- 
chen Versicherungsträgern nach deutschem Recht 
zurückgelegt hatten, wurden dadurch zu „Fremd- 
rentnerh", eine Rechtsfolge, die von ihnen vielfach 
nicht verstanden worden ist. 


Um diese Folge zu vermeiden, weicht der Entwurf 
in entscheidender Hinsicht von der Konzeption des 
FAG ab. 

Versicherungszeiten, die nach Reichsrecht zurück- 
gelegt sind, d. h. Versicherungszeiten, die auf Bei- 
trägen beruhen, die auf Grund reichsgesetzlicher 
Vorschriften entrichtet sind, sind künftig schon auf 
Grund der RVO, des AVG und des RKG anzurech- 
nen, gleichgültig, wann und wo sie entrichtet sind 
(vgl. Artikel 2 Nr. 1, Artikel 3 Nr. 1, Artikel 4 Nr. 1). 
Dieses Gesetz ist künftig Rechtsgrundlage für die 
Anrechnung nur solcher Versicherungszeiten, die 
bei nichtdeutschen oder nach dem 30. 6. 1945 
bei einem Träger der Sozialversicherung der so- 
wjetisch besetzten Zone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin zurückgelegt sind. Die Beitragszeiten, 
die bei diesen Versicherungsträgern zurückgelegt 
sind, werden den nach Bundesrecht zurückgelegten 
Beitragszeiten gleichgestellt. Da es für die Anwen- 
dung einiger Vorschriften der Rentenversicherungs- 
gesetze (§§ 1233, 1248 Abs. 3, § 1251 Abs. 2, § 1259 
Abs. 3 RVO und die entsprechenden Vorschriften 
des AVG und des RKG) darauf ankommt, ob die 
Beiträge für eine rentenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit entrichtet sind, war auch 
hierüber eine Bestimmung zu treffen (Absatz 1 
Satz 2). 

Die Gleichstellung nichtdeutscher Beitragszeiten er- 
fährt eine Beschränkung durch die Vorschriften 
über die Gewährung von Leistungen außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin (vgl, Artikel 2 
Nr. 4 [§§ 1319, 1321 RVO]). Die Beiträge, die an 
einen der in Absatz 1 genannten Versicherungs- 
träger entrichtet sind, sind auch nicht erstattungs- 
fähig; es werden nämlich nur die Zeiten, nicht 
aber die Beiträge gleichgestellt, so daß §§ 1303 und 
1304 RVO keine Anwendung finden. 

„Zurückgelegt" sind nur Zeiten im Rahmen eines 
gültigen Versicherungsverhältnisses; sind Beiträge 
erstattet, so kommt evtl, eine Anrechnung dieser 
Zeiten als Beschäftigungszeiten, nicht aber als Bei- 
tragszeiten in Betracht. Vergleiche auch § 19 Abs. 1. 

Durch die in Absatz 2 enthaltene Definition des Be- 
griffs der „gesetzlichen Rentenversicherung" sollen 
die Zweifel behoben werden, die sich bei Anwen- 
dung des § 1 Abs. 6 Satz 2 FAG ergeben haben. 
Die Definition berücksichtigt die Erfahrungen, die 
unter der Herrschaft des bisherigen Rechts gesam- 
melt worden sind. Sie lehnt sich an Grundsätze an, 
die das BSG in seinem Urteil vom 15. 1. 1958 
entwickelt hat. Der Begriff der sozialen Sicherheit, 
der in der neuen Begriffsbestimmung auftritt, wird 
hier in dem Sinne verwendet, wie er im zwischen- 
staatlichen Sozialversicherungsrecht verstanden 
wird. Als Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung im Sinne des Absatzes 2 sind daher Pensions- 
systeme für Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ins- 
besondere für Beamte, nicht anzusehen. Der Ent- 
wurf stellt dies durch Absatz 2 Satz 3 ausdrücklich 
klar. 

Als Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden auch sogenannte Ersatzinstitute anerkannt. 
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Da diese Institute den Charakter von „Ersatz"- 
instituten aber erst mit der Einführung einer gesetz- 
lichen Rentenversicherung erhalten haben, muß 
— um die Anrechnung von Versicherungszeiten zu 
ermöglichen, die vorher zurückgelegt sind — be- 
stimmt werden, daß sie auch für die Zeiten vor 
der Einführung der gesetzlichen Rentenversicherung 
im Herkunftsland als Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung anzusehen sind (Absatz 2 
Satz 2). Der Ausdruck „Genüge geleistet" ist nicht 
in dem engen Sinne zu verstehen, wie er im 
tschechoslowakischen Pensionsversicherungsgesetz 
verwendet ist. Als Ersatzeinrichtung ist z. B. auch 
anzusehen, wenn der Versicherte wegen der Zu* 
gehörigkeit zu der betreffenden Einrichtung von der 
Versicherungspflicht beim gesetzlichen Träger „ent- 
hoben" war. 

Die Ermächtigung des Absatzes 3 soll die Möglich- 
keit bieten, in Fällen, in denen eine Einrichtung die 
in Absatz 2 geforderten Merkmale nicht aufweist, 
Härten auszuschließen. Es ist insbesondere daran 
gedacht, die Deutsche Versicherungsanstalt in Ber- 
lin in bestimmtem Umfang als Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung anzuerkennen. 


Zu § 16 

Die Anrechnung von Beschäftigungszeiten, für die 
keine Beiträge entrichtet sind, ist dem bisherigen 
Fremdrentenrecht nicht fremd. § 35 der Sudeten- 
verordnung sieht die Gewährung von Sonderzu- 
schüssen für Beschäftigungszeiten vor dem 1. 7. 1926 
— dem Zeitpunkt der Einführung der Arbeiter- 
rentenversicherung in der CSR — vor. Den Um- 
siedlern werden Beschäftigungszeiten vor der Um- 
siedlung rentensteigernd angerechnet, ohne Rück- 
sicht darauf, ob dafür Beiträge entrichtet sind oder 
nicht (§ 4 der Umsiedlerverordnung). Aussiedlern 
aus Jugoslawien werden auf Grund des Artikels 5 
des Gesetzes vom 25. 6, 1958 (BGBl. II S. 168) zu 
dem Vertrag vom 10. 3. 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Föderativen Volks- 
republik Jugoslawien über die Regelung gewisser 
Forderungen aus der Sozialversicherung, Beschäfti- 
gungszeiten vor 1938, also vor der Einführung der 
Rentenversicherung in Jugoslawien , angerechnet, 
nachdem die neuere jugoslawische Gesetzgebung 
diese Zeiten nachträglich in die Versicherung ein- 
bezogen hat. Diese Regelung nötigt dazu, auch den 
Vertriebenen aus Jugoslawien dasselbe Recht ein- 
zuräumen. Im Gesetz vom 25. 6. 1958 zu dem Ver- 
trag vom 10. 3. 1956 ist dies auch schon geschehen. 
Will man aber eine Verletzung des Gleichheits- 
grundsatzes vermeiden, dann müssen in Fortfüh- 
rung dieses Gedankens auch den übrigen Vertrie- 
benen und Aussiedlem Zeiten einer Beschäftigung 
angerechnet werden. Der Vorteil kommt hauptsäch- 
lich den Vertriebenen aus Ungarn, Rumänien und 
Rußland zugute, wo die Rentenversicherung erst 
spät eingeführt worden ist. Seine konstruktive 
Rechtfertigung erhält § 16 durch den Gedanken der 
Eingliederung der Vertriebenen in die Rechtsord- 
nung der neuen Heimat (vergleiche hierzu Begrün- 
dung Allgemeiner Teil und zu § 22.) 


Mit der Anrechnung von Beschäftigungszeiten wird 
zugleich das Problem der Abgrenzung des von den 
gesetzlichen Rentenversidierungen zu betreuenden 
Personenkreises zum Personenkreis des G 131 in 
einer befriedigenderen Weise als bisher gelöst. 
Nach der derzeitigen Rechtslage gibt es zahlreiche 
größere oder kleinere Gruppen von Vertriebenen 
und Flüchtlingen, die durch die Vertreibung oder 
Flucht ihre Versorgungsanwartschaften verloren 
haben, ohne daß es ihnen gelungen wäre, Ersatz 
dafür zu erhalten. Sie fallen weder unter das FAG 
noch unter das G 131, obwohl ihnen nach dem Recht 
ihres Herkunftslandes Anwartschaft auf eine der 
Sozialversicherung oder der Versorgung im öffent- 
lichen Dienst entsprechende Leistung für den Fall 
der Berufsunfähigkeit, des Alters und des Todes 
gewährleistet war. Unter das G 131 fallen sie nicht, 
weil sich dieses Gesetz nur auf die Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst beschränkt. Als Beispiel seien die Mitglieder 
der Arbeiterpensionsfonds der sudetendeutschen 
Städte erwähnt. Diese Personen in die gesetzlichen 
Rentenversicherungen einzubeziehen, rechtfertigt 
sich unter dem Gesichtspunkt, daß sie eine Be- 
schäftigung verrichteten, die ihrer Natur nach Ver- 
sicherungspflicht in den Rentenversicherungen be- 
gründete, von der Versicherungspflicht aber wegen 
der anderweitigen Gewährleistung von Versor- 
güngsanwartschaften kraft Gesetzes frei oder be- 
freit waren. Nachdem diese Versorgungsanwart- 
schaften erloschen sind, eine Nachversicherung je- 
doch nicht mehr möglich ist, weil der Dienstherr 
weggefallen ist, erscheint es billig, diese Personen 
in die gesetzlichen Rentenversicherungen einzube- 
ziehen. 

§ 16 dient zugleich der Verwaltungsvereinfachung. 
Wenn Beitragsunterlagen fehlen, setzt die Feststel- 
lung, ob und während welcher Zeiten der Ver- 
sicherte im Ausland der Versicherungspflicht unter- 
legen hat, oftmals ein sehr langwieriges Studium 
längst außer Kraft getretener ausländischer Gesetze 
voraus. Dieser zeitraubenden und oft zu unbefrie- 
digenden Ergebnissen führenden Arbeiten sollen 
die Versicherungsträger nunmehr im Interesse einer 
Beschleunigung des Rentenverfahrens enthoben 
werden. Es soll jetzt die Feststellung genügen, daß 
die in Betracht kommende Beschäftigung nach dem 
am 1. 3. 1957 geltenden Bundesrecht der Versiche- 
rungspflicht unterliegen würde. n 

Das Ziel einer Verwaltungsvereinfachung würde 
jedoch nicht erreicht werden, wenn bei der Heran- 
ziehung des z. Z. der Entscheidung geltenden Bun- 
desrechts auch die Vorschriften über die Beschrän- 
kung der Versicherungspflicht nach der Stellung des 
Beschäftigten im knapp schaftlichen Betrieb ange- 
wandt würden. Der Nachprüfung, ob ein Beschäf- 
tigter in einem ausländischen bergbaulichen Betrieb 
vor vielen Jahren eine leitende Stellung im Sinne 
des deutschen Knappschaftsrentenrechts innegehabt 
hat, stehen in der Regel unüberwindliche Schwierig- 
keiten gegenüber. Nicht angewandt werden sollen 
ferner die Bestimmungen über die Beschränkung der 
Versicherungspflicht nach der Höhe des Jahres- 
arbeitsverdienstes und wegen der Gewährleistung 
von Versorgungsanwartschaften. 
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Durch den Begriff „ausländische Gebiete" sollen von 
der Anwendung des § 16 solche Beschäftigungs- 
zeiten ausgenommen werden, die in den zur Zeit 
unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten zurückgelegt sind. Da diese Gebiete in § 1 
Abs. 2 Nr. 3 BVFG aufgezählt sind, ist insoweit eine 
Einschränkung erforderlich. Beschäftigungen in die- 
sen wie auch in den übrigen deutschen Gebieten 
außerhalb des Bundesgebiets und des Landes Berlin 
werden über § 17 Abs. 2 Satz 1 unter den dort fest- 
gelegten Voraussetzungen einbezogen. 

Die Abgrenzung gegenüber öffentlichen Bedien- 
steten, die angesichts der Unterschiede zwischen 
dem ausländischen und dem deutschen Beamten- 
recht lediglich nach den Vorschriften der Rentenver- 
sicherungsgesetze nicht möglich wäre, wird durch 
§ 18 Abs. 3 getroffen. 

Zu § 17 

Absatz 1 erweitert den persönlichen Geltungsbereich 
des § 15. Die in Absatz 1 enthaltene Regelung ent- 
spricht dem bisherigen Recht (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 PAG). 
Buchstabe a bezieht sich auf Personen, für die nach 
dem 30. Juni 1945 Beiträge im sowjetischen Besat- 
zungsgebiet entrichtet sind, Buchstabe b auf Perso- 
nen, für die Beiträge zu einer ausländischen Renten- 
versicherung entrichtet sind und deren Versiche- 
rungsverhältnis nach Maßgabe der Vorschriften 
über die Einführung des deutschen Sozialversiche- 
rungsrechts in Gebieten, die dem Deutschen Reich 
eingegliedert worden waren oder unter deutscher 
Verwaltung gestanden haben, auf die deutschen 
Rentenversicherungen übergeleitet worden ist. In 
beiden Fällen soll der Anrechnung von Beitrags- 
zeiten nicht entgegenstehen, daß der Versicherte 
den in § 1 genannten Personenkreisen nicht ange- 
hört; es soll ebenso wie bei Personen, für die nach 
Reichsrecht oder Bundesrecht Beiträge entrichtet 
sind, genügen, daß er versichert war. Dies ent- 
spricht im Ergebnis ^der bisherigen Regelung (§ 1 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 FAG). 

Absatz 2 Satz 1 dehnt § 16 auf Beschäftigungen in 
den genannten Gebieten aus. Damit sollen die Nach- 
teile ausgeglichen werden, die Deutschen durch den 
Wegfall der Versorgungsanwartschaften, die sie in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis erworben 
hatten, entstanden sind, soweit sie wegen der Ge- 
währleistung dieser Anwartschaften von der Ver- 
sicherungspflicht in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen befreit waren. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 Satz 2 ist, ebenso wie 
die des § 16, auf die sie sich bezieht, neu. Sie fußt 
auf der Erwägung, daß nur bei Vertriebenen, die 
gewaltsam aus ihren früheren Lebensverhältnissen 
herausgerissen wurden und die in diesen Verhält- 
nissen begründete Sicherung gegen die Wechsel- 
fälle des Lebens verloren haben, die Anrechnung 
von Beschäftigungszeiten gerechtfertigt ist. Da die 
Eingliederung in ihrem sozialpolitischen Effekt nur 
die Vertriebenen erfassen soll, sind auch die hei- 
matlosen Ausländer von der Anwendung des § 16 
ausgenommen. 


Zu § 18 

Bei einigen ausländischen Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung, so z, B. bei der Allgemeinen 
Pensionsanstalt in Prag, konnten sich bestimmte 
Personengruppen zusätzlich versichern. Die Ver- 
sicherung war nicht an das Bestehen einer gesetz- 
lichen Pflicht- oder freiwilligen Versicherung ge- 
knüpft. Gegenstand einer solchen Versicherung 
konnten sowohl die Pflichtleistungen in der Höhe 
und unter den Bedingungen der gesetzlichen Ver- 
sicherung als auch höhere Leistungen und untet 
anderen Bedingungen sein. Die Versicherung wurde 
nach rein versicherungsmathematischen Grund- 
sätzen und mit einer von der gesetzlichen (Pflicht- 
und freiwilligen) Versicherung getrennten Rech- 
nungsführung durchgeführt. 

Wie sich hieraus ergibt, handelt es sich hier um 
eine ihrer Art nach private Versicherung bei einem 
gesetzlichen Rentenversicherungsträger. Sie ist 
denn auch vom 1. 10. 1938 an (§ 46 Nr. 1 der 
Sudetenverordnung) nicht weitergeführt worden. 
Soweit für die erworbenen Anwartschaften bisher 
besondere Leistungen gewährt worden sind, gehen 
diese in der nach neuem Recht berechneten Rente 
auf. Soweit eine Zusatzversicherung unabhängig 
von einer gesetzlichen Pflicht- oder freiwilligen 
Versicherung bestanden hat, können die erworbe- 
nen Anwartschaften nicht übernommen werden. 
Dies könnte nach der Natur dieser Versicherung 
nur in der Form von Steigerungsbeträgen aus Bei- 
trägen der Höherversicherung geschehen, was nach 
dem deutschen System aber eine Grundversiche- 
rung voraussetzen würde. Außerdem sind die Lei- 
stungen der deutschen Höherversicherung nach 
versicherungstechnischen Grundsätzen errechnet mit 
dem Ziel, einerseits dem Versicherten eine ange- 
messene Gegenleistung für seine Beiträge zu ge- 
währen, andererseits aber auch sicherzustellen, daß 
sich die Höherversicherung ohne Inanspruchnahme 
von Beiträgen der Pflichtversicherten finanziell 
selbst trägt. Aus dieser Versicherung können 
infolgedessen auch keine zusätzlichen Leistungen 
aus ausländischen Zusatzversicherungen finanziert 
werden. 

Absatz 2 Satz 2 dient dem . Zweck, eine Besserstel- 
lung der Vertriebenen im Verhältnis zu den einhei- 
mischen Angestellten zu vermeiden, die bei über- 
schreiten der jeweiligen Versicherungspflichtgrenze 
aus der Versicherung ausgeschieden sind. 

Absatz 3 grenzt die gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen von der Versorgung nach beamten-, dienst- 
rechtlichen oder entsprechenden anderen Vorschrif- 
ten ab. Dabei wird von dem Gedanken ausgegan- 
gen, daß die gesetzlichen Rentenversicherungen 
der Bundesrepublik Deutschland sowie des Landes 
Berlin nur mit solchen Beschäftigungszeiten be- 
lastet werden können, die ihnen ihrer Art nach 
zuzurechnen sind. Daraus folgt, daß Zeiten einer 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst grundsätzlich 
nicht angerechnet werden können. Absatz 3 Satz 1 
will die Zeiten von der Anrechnung ausnehmen, 
die über das G 131 oder andere Versorgungs- 
regelungen honoriert werden. Absatz 3 Satz 2 fin- 
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det nur in den Fällen Anwendung, in denen der 
Versicherungsfall nach dem 31. 12. 1958 eingetreten 
ist. Dies ergibt sich aus Artikel 6 § 5 dieses Ge- 
setzes, der die Anwendung des Gesetzes für die vor 
seinem Inkrafttreten eingetretenen Versicherungs- 
fälle nur in dem in Artikel 6 §§ 6 ff. bestimmten 
Umfang vorsieht. Da sich diese Vorschriften auf die 
Festsetzung und Berechnung von Rentenleistungen 
beschränken, können bei Versicherungsfällen vor 
dem 1.1. 1959 Ansprüche auf Versorgung auf Grund 
des § 18 Abs. 3 Satz 2 nicht geltend gemacht wer- 
den. Voraussetzung für den Ausschluß der Anwen- 
dung der §§ 15 und 16 ist nicht, daß mit dem Er- 
eignis, durch das der Anspruch auf Rente aus den 
Rentenversicherungen begründet wird, zugleich ein 
Anspruch auf Versorgung für diese Zeiten entsteht. 
Es genügt, wenn bei später eintretender Dienst- 
unfähigkeit oder einem anderen die Versorgungs- 
leistung auslösenden Grund ein Anspruch erwächst. 

Zu § 19 

Beim Übertritt eines Versicherten der Rentenver- 
sicherimg der Arbeiter in die Rentenversicherung 
der Angestellten sind z. B. nach tschechoslowakischem 
Recht die angesammelten Deckungsmittel an den 
neuen Versicherungszweig ausgefolgt worden. Sie 
reichten vielfach nicht aus, die bisherige Versiche- 
rungszeit nach den Bedingungen des neuen Ver- 
sicherungs 2 ^weiges zu decken. Die damit verbun- 
dene Verkürzung der Versicherungszeit wurde 
durch § 58 Abs. 3 der Sudetenverordnung insoweit 
korrigiert, als der Berechnung der Leistung die 
ursprüngliche Versicherungszeit voll nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Arbeiterrentenversiche- 
rung zugrunde gelegt werden mußte. Dieses Ergeb- 
nis muß nach dem Eingliederungsprinzip aufrecht- 
erhalten werden, weil die Versicherungszeit nach 
der Art der Beschäftigung (§§ 20 und 22) honoriert 
wird und bei Anwendung des § 15 nur die verkürz- 
ten Zeiten berücksichtigt werden könnten, die die 
Angestelltenversicherung übernommen hatte, weil 
nur diese im Sinne deS § 15 Abs. 1 „zurückgelegt" 
wären. 

Absatz 2 bestimmt, daß für Versicherte, die die 
Dauer ihrer Versicherung oder Beschäftigung nicht 
nachweisen können, Zeiten in dem Umfang änzu- 
rechnen sind, der der durchschnittlichen Beitrags- 
dichte im Bundesgebiet entspricht. Die Nachteile, 
die sich aus der Lückenhaftigkeit der Beitrags- 
leistung ergeben, werden sowohl bei den einhei- 
mischen Versicherten als auch in den Fällen des 
Absatzes 2 bei den Vertriebenen über die allge- 
meinen Vorschriften (vgl. Artikel 2 § 14 ArVNG) 
einheitlich ausgeglichen. 

Absatz 3 trägt dem Bedürfnis Rechnung, die Bei- 
tragszeiten anzurechnen, die z. B. nach polnischem 
Recht während des Bezuges eines Altersruhegeldes 
zurückgelegt sind. 

Zu § 20 

Die Frage, in welchem Versicherungszweig die zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten anzurechnen sind, 
war bisher in § 4 Abs. 2 FAG geregelt. Danach er- 


folgte die Anrechnung von Zeiten der Pflichtver- 
sicherung grundsätzlich in dem Zweig der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, der nach der Art der 
jeweils ausgeübten Beschäftigung oder Tätigkeit 
zuständig gewesen wäre, wenn die Versicherungs- 
zeiten im Bundesgebiet zurückgelegt worden 
wären; jedoch waren im Bergbau oder in einer der 
knappschaftlichen Rentenversicherung entsprechen- 
den Berufsversicherung zurückgelegte Versiche- 
rungszeiten stets in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung anzurechnen. 

Der Entwurf folgt im wesentlichen dieser im gan- 
zen bewährten Regelung. 

Danach sind in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung anzurechnen 

a) Zeiten, in denen Versicherungspflicht in .einer 
der knappschaftlichen Rentenversicherung ent- 
sprechenden ausländischen Berufsversicherung 
bestanden hat (Absatz 1 Satz 1), sowie 

b) Zeiten nach dem 30. 6. 1926, in denen nach dem 
jeweils geltenden Reichs- oder Bundesrecht 
Versicherungspf licht in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung bestanden haben würde, 
wenn die Beschäftigung im Bundesgebiet ver- 
richtet worden wäre (Absatz 4 Satz 1). Durch 
diese Regelung wird dem tragenden Grund- 
gedanken, die Vertriebenen so zu stellen, als ob 
sie ihre Versicherungs- oder Beschäftigungszei- 
ten im Bundesgebiet zurückgelegt hätten, auch 
bei der Zuordnung der Zeiten zu einem be- 
stimmten Versicherutigszweig Rechnung getra- 
gen. 

Im übrigen sind Beitrags- und Beschäftigungszeiten 
nach der Art^der ausgeübten Beschäftigung in der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der Renten- 
versicherung der Angestellten anzurechnen (Ab- 
satz 1 Satz 2). Ist für einen Versicherten der Renten- 
versicherung der Arbeiter beim Übertritt in die Ren- 
tenversicherung der Angestellten der überwei- 
sungsbetrag an die Angestelltenversicherung aus- 
gefolgt worden, so wird die Zeit, die er in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter verbracht hat, gemäß 
Satz 2 nicht in der Angestelltenversicherung, son- 
dern in der Rentenversicherung der Arbeiter ange- 
rechnet. 

Absätze 2 und 3 regeln die Zuordnung von Zeiten 
der freiwilligen Versicherung sowie der Pflichtver- 
sicherung Selbständiger. 

Zu § 21 

§ 21 bringt eine, insbesondere durch die Anrechnung 
von Beschäftigungszeiten notwendige Ergänzung 
der einschlägigen Vorschriften der RVO, des AVG 
und des RKG. 

Zu § 22 

Eines der entscheidendsten Probleme, die es bei der 
Neuordnung des Fremdrentenrechts zu lösen galt, 
ist die Berechnung der Renten nach Maßgabe der 
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neuen Rentenformel. Von den vier für die Renten- 
berechnung maßgeblichen Faktoren müssen drei un- 
verändert übernommen werden, und zwar die An- 
zahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre, 
der Steigerungssatz und die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage. Schwierigkeiten bereitet die Er- 
mittlung der persönlichen Bemessungsgrundlage. 

Die persönliche Bemessungsgrundlage ist der Vom- 
hundertsatz, der dem Verhältnis entspricht, in dem 
während der zurückgelegten Beitragszeiten der 
Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten zum durch- 
schnittlichen Bruttoarbeitsentgelt aller Versicherten 
der Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten ohne Lehrlinge und Anlernlinge gestan- 
den hat. Um dieses Verhältnis bei Versicherten mit 
ausländischen Versicherungszeiten zu ermitteln, 
sind drei Wege denkbar. 

a) Es kann von der Lohnsituation des Versicherten 
im Herkunftsland ausgegangen und sein Brutto- 
arbeitsentgelt, soweit dieser nachweisbar ist, 
nach Umrechnung in deutsche Währungseinhei- 
ten in Beziehung gesetzt werden zum durch- 
schnittlichen Arbeitsverdienst sämtlicher Ver- 
sicherten in Deutschland. Dieser Weg ist nicht 
gangbar, weil hierbei zwei Größen ins Verhältnis 
gesetzt werden, die in keiner Beziehung zuein- 
ander stehen. Eine besondere Schwierigkeit 
würde dabei die Umrechnung der ausländischen 
Entgelte in deutsche Währungseinheiten berei- 
ten. Die amtlichen Wechselkurse spiegeln die 
Kaufkraft ausländischer Währungen — durch 
die allein die soziale und wirtschaftliche Stellung 
des Versicherten bestimmt werden könnte — nur 
unzulänglich wider. Einem zuverlässigen Kauf- 
kraftvergleich, der für jedes in Betracht kom- 
mende Jahr und für jedes einzelne Vertreibungs- 
gebiet angestellt werden müßte, stehen unüber- 
windliche Schwierigkeiten gegenüber. 

Die Ermittlung der persönlichen Bemessungs- 
grundlage durch die Ermittlung des Verhältnisses 
zwischen dem Bruttoarbeitsentgelt des Ver- 
sicherten im Herkunftsland und dem durch- 
schnittlichen Bruttoarbeitsentgelt sämtlicher Ver- 
sicherten dieses Landes führt ebenfalls zu kei- 
nem befriedigenden Ergebnis. Die auf diesem 
Weg ermittelte persönliche Bemessungsgrund- 
lage wäre maßgeblich durch die wirtschaftliche 
Struktur des Herkunftlandes beeinflußt. Diese 
Lösung — für die bezüglich der meisten Ver- 
treibungsländer ohnedies kein statistisches Ma- 
terial zu ermitteln ist — würde zu einer nicht 
gerechtfertigten Differenzierung innerhalb des 
Personenkreises der Vertriebenen und zwischen 
den Vertriebenen und den einheimischen Ver- 
sicherten führen. 

b) Der Ermittlung des Individuallohns des Ver- 
sicherten auf dem Umweg über die Steigerungs- 
beträge stehen ebenfalls grundsätzliche Beden- 
ken entgegen. Es wäre verfehlt, von der Höhe 
der bisiherigen Leistungen bzw. Leistungsantedle 
die Rente neuen Rechts ermitteln zu wollen. 
Nicht die Höhe der bisherigen Leistungen oder 
Leistungsteile, die vielfach von Faktoren politi- 


scher, wirtschaftlicher und technischer Art maß- 
geblich beeinflußt sind, sind für die Rente des 
neuen Rechts maßgebend, sondern allein der 
Arbeitsverdienst des Versicherten, den er in sei- 
nem Arbeitsleben erzielt hat. Der Schluß von den 
Steigerungsbeträgen auf einen dahinter stehen- 
den fiktiven Entgelt würde übrigens m den mei- 
sten Fällen zu keinem befriedigenden Ergebnis 
führen. Die Steigerungsbeträge sind aus den vor- 
hin erwähnten Gründen entweder teils unzuläng- 
lich oder teils deshalb für die Rentenberechnung 
ungeeignet, weil sie unter Berücksichtigung der 
Höhe der geleisteten Beiträge bemessen sind. Die 
Berücksichtigung der Höhe der Beiträge ist aber 
dem neuen Recht wesensfremd. Es kommt nicht 
auf die Höhe der Beiträge, sondern allein auf die 
Höhe des Entgelts an. Die Ermittlung des Indi- 
viduallohns über die Steigerungsbeträge käme 
übrigens nur für einen kleinen Personenkreis und 
nur für Beitragszeiten vor 1945 in Betracht. Auch 
diese zeitliche Differenzierung zeigt, daß bei der 
Ermittlung des Individuallohns über die Steige- 
rungsbe träge ein der neuen Rentenformel frem- 
des Element in die Erwägungen miteinbezogen 
würde. 

Unzulässig wäre auch, den Steigerungsbeträgen, 
die nach bisherigem Recht den Vertriebenen zu- 
stehen, eine persönliche Bemesisungsgrundlage 
nach dem Verhälfnis zuzuordnen, das zwischen 
den Steigerungsibeträgen der einheimischen Ver- 
sicherten und deren persönlicher Bemessungs- 
grundlage besteht. Das Verhältnis, in dem die 
Steigerungsbeträge der einheimischen Versicher- 
ten zu ihrer persönlichen Bemessungsgrundlage 
stehen, ist eindeutig durch den den Beiträgen zu- 
grunde liegenden Arbeitsverdienst bestimmt. In 
Wahrheit ist nach den Tabellen der Anlagen 1 
zu den RVNG den Steigerungsbeträgen ein be- 
stimmter Verhältniswert nicht zugeordnet ; dieser 
Verhältniswert ist wohl über die Steigerungs- 
beträge ermittelt worden, die Höhe des letzteren 
ist aber maßgeblich durch den Arbeitsverdienst 
bestimmt, für den die Beiträge entrichtet sind, 
auf die die Steigerungsbeträge entfallen. Die Be- 
ziehungen, die zwischen Beitrag und Steigerungs- 
betrag einerseits und Beitrag und Arbeitsentgelt 
andererseits bestehen, gestatteten es, bei der all- 
gemeinen Regelung eine Beziehung zwischen 
Steigerungsbetrag und Arbeitsentgelt herzu- 
stellen, 

c) Die § 22 und den Tabellen der Anlagen 4 bis 15 
zugrunde liegende Idee ist, die Vertriebenen 
untereinander und den einheimischen Versicher- 
ten so weitgehend wie möglich gleichzustellen. 
Zur koinstruktiven Rechtfertigung dieser Idee vgl. 
Begründung Allgemeiner Teil. Dieses Ziel kann 
nur dadurch erreicht werden, daß die Beitrag s- 
und Be schäftigimgaz eiten, die nicht nach Reichs- 
recht oder Bundesrecht zurückgelegt sind, eben- 
so honoriert werden, wie die Beitragszeiten, die 
ein nach Ausbildung und ausgeübtem Beruf ver- 
gleichbarer Versicherter im Bundesgebiet zurück- 
gelegt hat. Die Vertriebenen und Flüchtlinge 
werden so gestellt, als ob sie im Bundesgebiet 
beschäftigt und versichert gewesen wären). Diese 
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Regelung, die auch in bezug auf die Höhe der 
Leistungen die Eingliederung der Vertriebenen 
und Flüchtlinge innerhalb der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen in einer umfassenden Weise 
vollzieht, gestattet es, sowohl die Versicherungs- 
und Beschäftigungszeiten vor als auch nach 1945 
einheitlich zu behandeln. Sie gewährleistet dar- 
über hinaus eine systematische Vereinheitlichung 
der bisherigen Rentenberechnung. Die Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge stammen aus zahlreichen 
Ländern mit den verschiedensten untereinander 
und mit dem deutschen Recht in vielen Beziehun- 
gen unvergleichbaren Sozialversicherungssyste- 
men. Diese Unterschiede sind auch unter der for- 
malen Anpassung der Rentenberechnung an das 
deutsche Recht — wie sie insbesondere die so- 
genannten Einführungs Verordnungen und die 
1. DVO zum FAG herbeigeführt habeinl — 
materiell bestehen geblieben. Sie bereiteten nicht 
nur außerordentlich große verwaltungsmäßige 
Schwierigkeiten, sie waren auch im Ergebnis un- 
befriedigend. 

Nach § 22 wird den Versicherten (Beschäftigten), 
auf die dieses Gesetz Anwendung findet, als 
Arbeitsverdienst der Durchschnittsverdienst der 
Berufsgruppe im Bundesgebiet ibzw. im ehemali- 
gen Reichsgebiet angerechnet, der sie nach ihrer 
Beschäftigung im Herkunftsland angehört haben. 
Im praktischen Ergebnis bedeutet dies, daß die 
Berechnung der Rente nach den Tabellen der 
1. DVO zum FAG, die schon bisher für einen 
großen Kreis der Vertriebenen und Flüchtlinge 
maßgebend waren, nach entsprechender Korrek- 
tur auf sämtliche Fremdrentner ausgedehnt wird. 
Die Tabellen der Anlagen 4 bis 6 der 1. DVO 
zum FAG S'ind wegen ihrer außerordentlich gro- 
ben Schematisierung bisher als unbefriedigend 
empfunden worden. Hauptsächlich wurde das 
Fehlen einer Lohngruppe für die angelernten 
Arbeiter vermißt. Bei der Rentenversicherung der 
Angestellten erschien es unter dem Gesichts- 
punkte der neuen Rentenformel erforderlich, eine 
weitere Lohngruppe für die leitenden Angestell- 
ten eiinzuführen. Eine weitere Differenzierung 
bringt die Aufgliederung der in der Land- und 
Forstwirtschaft beschäftigten Arbeiter in jeweils 
zwei Leistungsgruppen. 

Die Tabellenwerte stellen Jahresheträge dar. 
Vergleiche aber § 19 Abs. 2. 

Die Tabellen fußen auf dem Zahlenmaterial, das 
vom Statistischen Bimdesamt nach Maßgabe der 
Definitionen der Leistungsgruppen (vgl. An- 
lage 1) ermittelt worden ist. 

Für die Zeit vor 1942 sind in Anpassung an die 
für die einheimischen Versieh er teni geltende 
Regelung die Arbeitsverdienste in Lohn- bzw. 
Beitragsklassen ausgedrückt, um so eine weitere 
Anpassung an das allgemeine Recht vorzu- 
nehmen. 

Artikel 2 § 54 Abs. 2 AnVNG findet im Unter- 
schied zu Artikel 2 § 55 Abs. 2 ArVNG keine 
Anwendung, weil die Entgelte derjenigen Ver- 
sicherten, die unter Artikel 2 § 54 Abs. 2 AnVNG 


fallen, wegen der Ableitung dieser Entgelte aus 
Einkommens Statistiken der gewerblichen Wirt- 
schaft bereits volle (d. h. um zu niedrig bewertete 
Sachleistungen korrigierte) Barverdienste dar- 
stellen. 

Zu § 23 

Die Tabellen der Anlagen 4 bis 15 können auf 
pflichtversicherte Selbständige sowie freiwillig Ver- 
sicherte nicht unmittelbar angewendet werden, da sie 
lediglich auf Arbeitnehmer abgestellt sind. Die Ein- 
kommensverhältnisse Selbständiger sind zu mannig- 
faltig, als daß sie unmittelbar tabellenmäßig erfaßt 
werden könnten. In diesen Fällen soll das der Er- 
mittlung der persönlichen Bemessungsgrundlage zu- 
grunde zu legende Einkommen grundsätzlich nach 
der Höhe der Beitragsleistung in der Weise ermittelt 
werden, daß dem Selbständigen bzw. freiwillig Ver- 
sicherten der Tabellenwert zugeordnet wird, der 
einem Arbeitnehmer mit vergleichbarer Beitrags- 
leistung nach den Tabellen zuzuordnen ist. 

Bei freiwillig Versicherten, die die Höhe ihrer Bei- 
tragsleistung nicht nachweisen können, würde eine 
Zuordnung der Tabellenwerte nach Maßgabe des 
§ 22 im Vergleich zur überwiegenden Mehrzahl der 
einheimischen Versicherten eine erhebliche Besser- 
stellung zur Folge haben. Deshalb sieht Absatz 2 
Satz 2 vor, daß in diesen Fällen die persönliche Be- 
messungsgrundlage nach den Beitragsklassen des 
deutschen Rechts bemessen wird, in denen die Ver- 
sicherten im Reichs- bzw, Bundesgebiet die frei- 
willige Versicherung in der Regel durchgeführt 
haben. 

Zu § 24 

Da es sich bei den Tabellenwerten um Jahres- 
arbeitsverdienste handelt, bedarf es einer Bestim- 
mung, wie zu verfahren ist, wenn nur ein Teil des 
Jahres als Beitrags- oder Beschäftigungszeit zurück- 
gelegt ist. 

Zu § 25 

Nach dem tschechoslowakischen Pensionsversiche- 
rungsgesetz konnte der Versicherungspflicht in der 
Angestelltenversicherung auch bei einem Ersatz- 
institut Genüge geleistet werden. Die Beiträge und 
Leistungen dieser Ersatzinstitute pflegten höher zu 
sein als die des allgemeinen Trägers der Ange- 
stelltenversicherung. Für diese Art der Versiche- 
rung war charakteristisäi, daß — ähnlich wie im 
Beamtenversorgungsrecht • — die Höhe der Leistun- 
gen außer von der Dauer der Beitragszeit im 
wesentlichen von der Pensionsbemessungsgrund- 
lage, die sich grundsätzlich nach dem letzten Ar- 
beitsverdienst des Versicherten richtete, abhängig 
war. Im Fall einer Gehaltserhöhung mußte zur 
Herstellung der versicherungstechnischen Deckung 
die Prämienreserve durch eine Einzahlung ergänzt 
werden. Die Anwartschaft des Versicherten er- 
reichte somit jederzeit die Höhe, die erreicht ge- 
wesen wäre, wenn der Versicherte während seiner 
gesamten Beitragszeit Beiträge, wie er sie zuletzt 
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zu entrichten hatte, entrichtet haben würde. Zur 
Abgeltung der auf diese Weise erworbenen An- 
wartschaften, soweit sie die gesetzliche Anwart- 
schaft überstiegen, waren bisher nach Maßgabe des 
§ 47 Abs. 2 der Sude tenver Ordnung sowie der Be- 
stimmungen des Reichsversicherungsamts vom 
5. 2. 1943 (RABl. II S. 66) Zusatzleistungen zu 
gewähren. Diese Regelung ist mit dem System des 
jetzigen Rentenversicherungsrechts nicht mehr ver- 
einbar. Die im Entwurf gefundene, an dem System 
des neuen Rentenrechts orientierte Lösung dürfte 
den Interessen der Beteiligten wie auch der 
ursprünglichen Konstruktion der Versicherung bei 
den Ersatzinstituten am besten entsprechen. 

Absatz 2 bringt Ausnahmen von dem Grundsatz 
des Absatzes 1. Honoriert nach § 25 wird nicht 
etwa ein höherer Beitragssatz, die Bestimmung 
trägt vielmehr der Tatsache Rechnung, daß die 
Vorversicherungszeit durch Zahlung von Er- 
höhungstaxen oder Ergänzungsbeiträgen auf die 
letzte (höchste) Pensionsbemessungsgrundlage auf- 
zustocken war. Bei Übertritt zu einem Ersatzinstitut 
kann die beim allgemeinen Träger der Rentenver- 
sicherungen zurückgelegte Beitragszeit naturgemäß 
nur dann nach Absatz 1 abgegolten werden, wenn 
der Ergänzungsbetrag zum Uberweisungsbetrag ge- 
zahlt worden ist. Dort, wo das nicht der Fall ist, 
findet Absatz 1 keine Anwendung (Absatz 2 Buch- 
stabe a). 

Die Satzungen einzelner Einrichtungen teilten die 
Versicherten in zwei Gruppen, von denen eine die 
Leistungen nach dem Sonderrecht des Ersatzinsti- 
tutes, die andere dagegen eine Leistung erhielt, die 
sich nach den Grundsätzen der gesetzlichen Renten- 
versicherung bemaß. Diese letzte Gruppe muß 
naturgemäß so behandelt werden wie die Personen, 
die beim Träger der gesetzlichen R.entenversiche- 
rung versichert waren (Absatz 2 Buchstabe b). 

Beim Pensionsverein der deutschen Sparkassen in 
Prag wurde nach der zuletzt gültigen Regelung die 
statutarische Mehrversicherung nicht durch Auf- 
stocfcen der Versicherungszeit durchgeführt, so daß 
auch hier die Regelung nach Absatz 1 nicht Platz 
greifen kann. 

Die Ausnahme d) beruht auf der Erwägung, daß es 
der Anwendung des Absatzes 1 dort nicht bedarf, 
wo — wie in der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung — bereits durch die höheren Steigerungssätze 
ein angemessener Ersatz gewährleistet ist. 

Zu § 26 

Nach tschechoslowakischem Recht konnte ein der 
Versicherungspflicht unterliegender Angestellter die 
Versicherungsansprüche durch Einkauf einer Bei- 
tragszeit erhöhen. Durch den Einkauf konnten nicht- 
versicherte Dienstzeiten, Zeiten eines Studiums und 
einer Fachausbildung in die Versicherung einbe- 
zogen werden. Der Einkauf erfolgte in der Gehalts- 
klasse, in die der Versicherte im Zeitpunkt des Ein- 
kaufs eingereiht war. Aus diesem Grund ist es 
angebracht, das Jahr des Einkaufs und nicht das 
Jahr, für das die Beiträge entrichtet sind, der Zu- 


ordnung der Leistungsgruppe zugrunde zu legen. 
Die eingekauften Zeiten sind bei der Ermittlung der 
anrechnungs fähigen Versicherungsjahre als Bei- 
tragszeiten zu berücksichtigen. Sie sind nicht als 
Pflichtbeitragszeiten im Sinne des deutschen Rechts 
anzusehen. 


Zu § 27 

Die in dieser Vorschrift genannten Tabellen reichen 
nur bis zum Jahr 1957. Im Hinblick darauf, daß 
auch spätere Versicherungszeiten nach diesem Ge- 
setz anzurechnen sein werden, muß die Möglichkeit 
für eine Ergänzung der Tabellen auf dem Verord- 
nungsweg geschaffen werden. 

Zu § 28 

§ 28 entspricht im Grundsatz Artikel 2 § 11 Abs. 2 
ArVNG und Artikel 2 § 11 Abs. 2 AnVNG. 

Zu § 29 

Daß Ersatz- und Ausfallzeiten sowie eine Zurech- 
nungszeit bei Personen, auf die dieses Gesetz An- 
wendung findet, unter denselben Voraussetzungen 
und in demselben Umfang anzurechnen sind wie bei 
anderen Versicherten, ergibt sich schon aus § 14. 
Absatz 1 stellt klar, daß dabei die Anrechnung von 
Zeiten der Arbeitslosigkeit als Ausfallzeiten nicht 
von der Erfüllung der in § 1259 Abs. 1 Nr. 3 RVO, 
§ 36 Abs. 1 Nr. 3 AVG sowie § 57 Nr. 3 RKG ge- 
nannten Voraussetzungen, insbesondere der Mel- 
dung bei einem deutschen Arbeitsamt, abhängig ist. 
Es soll genügen, daß der Versicherte arbeitslos im 
Sinne des § 75 AVAVG war, wobei es selbstver- 
ständlich nicht erforderlich ist, daß der Versicherte 
dem deutschen Arbeitsmarkt zur Verfügung gestan- 
den hat. 

Die Anrechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften, insbesondere nach Artikel 2 § 14 
ArVNG. 

Zu § 30 

Nach § 1290 Abs. 2 RVO, § 67 Abs. 2 AVG sowie 
§ 82 Abs. 2 RKG ist eine Rente wegen Berufs- 
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit — hierunter 
fallen in diesem Zusammenhang auch die Knapp- 
schaftsrenten nach den Vorschriften der §§46 und 
47 RKG — vom Beginn des Antragsmonats an zu 
gewähren, wenn der Antrag später als drei Monate 
nach dem Eintritt des Versicherungsfalles gestellt 
wird. Das bedeutet, daß Personen, die bereits im 
sowjetischen Besatzungsgebiet, in den unter frem- 
der Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten 
oder im Ausland eine entsprechende Rente bezogen 
haben, bei ihrem Zuzug ins Bundesgebiet oder in 
das Land Berlin nur dann eine Rente im unmittel- 
baren Anschluß an die frühere Leistung erhalten 
konnten, wenn sie noch im Kalendermonat ihres 
Eintreffens einen Rentenantrag stellten. Erfahrungs- 
gemäß wird jedoch dieser Antrag im Vertrauen 
darauf, die bisherige Rente werde ohne weiteres 
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vom Träger der Rentenversicherungen im Bundes- 
gebiet oder im Land Berlin übernommen, erst zu 
einem wesentlich späteren Zeitpunkt gestellt. Die 
sich hieraus ergebenden Folgen sind allgemein als 
Härte empfunden worden und sollen nunmehr be- 
züglich der Renten wegen Berufsunfähigkeit und 
Erwerbsunfähigkeit beseitigt werden; bei Alters- 
ruhegeld und Hinterbliebenenrenten besteht dieses 
Problem schon seit dem Inkrafttreten der Neu- 
regelungsgesetze nicht mehr. Die Vorschriften des 
§ 1290 Abs. 5 RVO, des § 67 Abs. 5 AVG und des 
§ 82 Abs. 5 RKG bleiben unberührt. 

Zu § 31 

Die Vorschrift dient der Vermeidung von Doppel- 
leistungen. Im Bereich der Unfallversicherung hat 
sie ihr Gegenstück in § 11. 

Das Ausmaß des Rühens ist so festgesetzt, daß der 
Berechtigte mit der Rente des ursprünglich ver- 
pflichteten Versicherungsträgers insgesamt nicht 
weniger erhält als vor der Zubilligung dieser Rente. 


Artikel 2 

Änderung der Reichsversicherungsordnung und 
des Arbeiterrentenversidierungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Zu Nr. 1 

Die bisherige Abgrenzung zwischen allgemeinem 
und Fremdrentenrecht war nach der Zugehörigkeit 
zu bestimmten Versicherungsträgern bestimmt. Wer 
bei einem stiligelegten, aufgelösten oder nicht mehr 
bestehenden deutschen oder bei einem ausländi- 
schen Versicherungsträger versichert war, fiel bei 
Erfüllung gewisser weiterer Voraussetzungen unter 
das FAG; die Personen, die bei den übrigen deut- 
schen Versicherungsträgern versichert waren, fielen 
dagegen unter das allgemeine Rentenversicherungs- 
recht. Diese Differenzierung nach institutioneilen 
Gesichtspunkten befriedigte in mehrfacher Hinsicht 
nicht. „Fremd" -Rentner zu sein, wurde als besonders 
unbefriedigend von solchen Versicherten empfun- 
den, die Zeit ihres Lebens Beiträge zu einem deut- 
schen Versicherungsträger, etwa zur LVA Schlesien, 
entrichtet haben. 

Der Entwurf führt eine Aufteilung herbei, die 
grundsätzlich auf das Recht abstellt, nach dem die 
anzu rechnenden Versicherungszeiten zurückgelegt 
sind. Beitragszeiten, die nach Bundesrecht oder 
Reichsrecht zurückgelegt sind, werden künftig nicht 
mehr nach dem Fremdrentengesetz, sondern nach 
den allgemeinen Vorschriften angerechnet. Diesem 
Gedanken soll die Neufassung des § 1250 RVO sinn- 
fälligen Ausdruck geben. Die Anrechnung reichs- 
gesetzlicher Beitragszeiten nach den allgemeinen 
Vorschriften beschränkte sich bisher auf solche Zei- 
ten, die bei Versicherungsträgern im Bundesgebiet 
zurückgelegt waren. Die übrigen reichsgesetzlichen 
Beitragszeiten waren kraft der Sonderregelung des 
FAG von der Anwendung des § 1250 Abs. 1 Buch- 
stabe a RVO ausgenommen. Mit dem Wegfall dieser 
Sonderregelung würden sie vom Inkrafttreten die- 


ses Gesetzes an — ohne daß es besonders gesagt 
zu werden brauchte — von § 1250 RVO erfaßt wer- 
den. Gleichwohl erscheint es zweckmäßig, diese 
Rechtsfolge durch eine entsprechende Wortfassung 
klarzustellen. 

Nach Reichsrecht entrichtete Beiträge sind nicht nur 
Beiträge, die im früheren Reichsgebiet nach dem 
Gebietsstand vom 31. 12. 1937 entrichtet sind, son- 
dern auch Beiträge, die außerhalb dieses Gebiets 
auf Grund Reichsrechts entrichtet wurden, also ins- 
besondere Beiträge, die nach Einführung der deut- 
schen Sozialversicherung im Sudetenland nach deut- 
schem Recht entrichtet wurden, ferner die nach § 1 
der Ostgebietsverordnung in Verbindung mit den 
einschlägigen Bestimmungen der RVO entrichteten 
Beiträge, sowie die Beiträge, die vor 1924 in später 
polnischen Gebieten nach den reichsgesetzlichen 
Vorschriften entrichtet sind. 

Den nach Bundes- bzw. Reichsrecht entrichteten Bei- 
trägen sind die nach dem Berliner Recht entrichteten 
Beiträge gleichgestellt (vgl. Artikel 2 Nr, 8). 

Bei Verlust der Versicherungsunterlagen wird sich 
die Rentenberechnung auch für diesen, nunmehr in 
die RVO einbezogenen Personenkreis nach der nach 
§ 1256 Abs. 3 RVO zu erlassenden Rechtsverord- 
nung richten. 

Zu Nr. 2 

§§ 1283 und 1284 RVO regeln die Gewährung von 
Renten ins Ausland. Sie waren deshalb aus syste- 
matischen Gründen aus dem Abschnitt „Zusammen- 
treffen und Ruhen von Renten" herauszunehmen; 
sie erscheinen als §§ 1315 und 1316 RVO nunmehr 
in dem Abschnitt „Gewährung von Leistungen bei 
Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets und des 
Landes Berlin". 

Zu NfT. 4 

Allgemeines 

Die Vorschriften, die die Gewährung von Renten 
bei Aufenthalt im Ausland regelten, waren bisher 
in der RVO und dem FAG verstreut und wichen in 
systematischer Hinsicht erheblich voneinander ab. 
Sie werden nunmehr mit dem Ziele einer systema- 
tischen Vereinheitlichung in der RVO zusammen- 
gefaßt. Die Übernahme in das allgemeine Recht 
rechtfertigt sich dadurch, daß die Gewährung der 
Renten ins Ausland ein allgemeines und kein spe- 
zielles Problem des Fremdrentenrechts ist. Der 
materielle Unterschied zur bisherigen Regelung be- 
steht darin, daß der Aufenthalt außerhalb des 
Bundesgebiets und des Landes Berlin einheitlich als 
Ruhenstatbestand in Erscheinung tritt; nach bisheri- 
gem Recht hatten die Leistungen ein unterschied- 
liches Schicksal, je nachdem, ob es sich um Leistun- 
gen für Versicherungszeiten nach Bundesrecht oder 
Fremdrentenrecht handelte: der Auslandsaufenthalt 
bewirkte in bestimmten Fällen das Ruhen, in ande- 
ren Fällen dagegen führte er zum Erlöschen des 
Anspruchs. Der dem bisherigen Recht entsprechende 
sozialpolitische Effekt kann — wie die Neuregelung 
zeigt — auch auf dem Wege über das Ruhen der 
Rente erreicht werden. 
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§ 1315 RVO 

§ 1315 entspricht § 1283 RVO (vgl. Begründung zu 
Nr. 2). Der Worlaut ist aus Gründen der Koordinie- 
rung § 615 des Entwurfs eines Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes angepaßt. Da Aufenthalts- 
verbote nach der Ausländerpolizeiverordnung nicht 
nur wegen der Verurteilung in einem Strafverfah- 
ren, sondern auch aus anderen oftmals sogar ge- 
wichtigeren Gründen verhängt werden, wird die 
Vorschrift auf sämtliche Fälle des Aufenthaltsver- 
bots ausgedehnt. 

§ 1316 RVO 

Vergleiche Begründung zu Nr. 2. 

§ 1317 RVO 

Wie zu Nr. 4 „Allgemeines" bereits ausgeführt, soll 
in Zukunft bei Aufenthalt im Ausland die Rente 
auch insoweit ruhen, als sie auf Fremdrentenzeiten 
beruht, nicht aber wie bisher erlöschen. 

§1318 RVO 

Der grundsätzliche Unterschied, den die nunmehr 
in die RVO übernommenen Vorschriften des Aus- 
landsrentenrechts gegenüber den bisherigen §§ 8 
und 9 FAG aufweiisen, liegt darin, daß sie nicht An- 
spruchsgrundlagen für die Gewährung von Renten 
schaffen, sondern solche voraussetzen. Da die neuen 
Vorschriften keine Regelung enthalten, die den An- 
spruch auf Rente an den Aufenthalt im Inland 
knüpft, besteht der Anspruch auf Rente auch für 
Zeiten des Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets 
imd des Landes Berlin. In den in §§ 1318 und 1319 
geregelten Fällen ist der Rentenanspruch bei Aus- 
landsaufenthalt auch zu befriedigen. 

Absatz 1 legt den Grundsatz fest, daß Leistungen, 
die auf Versicherungszeiten entfallen, die im Bun- 
desgebiet und im Land Berlin zurückgelegt sind, 
stets auch ins Ausland zu zahlen sind, wenn der 
Anspruchsberechtigte Inländer ist. Dies gilt auch 
dann, wenn mit diesen Versicherungszeiten allein 
die Wartezeit nicht erfüllt ist. Die Frage, ob die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, beurteilt 
sich — wie bereits oben ausgeführt — nach den 
allgemeinen Vorschriften. 

Absatz 2 begründet eine Vergünstigimg in den 
Fällen, in denen eine Ersatz- oder Ausfallzeit nicht 
im Bundesgebiet zurückgelegt, aber auf Grund einer 
Versicherung oder einer rentenversicherungspflich- 
tigen Beschäftigung oder Tätigkeit im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin anrechenbar ist. Danach sind 
z. B. Zeiten des Kriegsdienstes eines Volksdeutschen 
Vertriebenen als im Bundesgebiet zurückgelegte 
Versicherungsjahre anzusehen, wenn sie auf Grund 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit innerhalb von zwei Jahren im Bundes- 
gebiet nach Beendigung der Ersatzzeit anrechenbar 
sind, ohne Rücksicht darauf, daß sie etwa auf Grimd 
einer vorherigen Versicherung im Herkunftsland 
angerechnet werden. 

§ 1319 RVO 

Die Vorschrift hat ihren Vorläufer in § 8 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b FAG. 


Es wird unterschieden zwischen vorübergehendem 
und gewöhnlichem Aufenthalt. Im ersten Fall 
wird die P^ente ohne Einschränkung, im zweiten 
Fall nur unter bestimmten Voraussetzungen voll 
gezahlt. Der Gegensatz zum vorübergehenden ist 
der ständige Aufenthalt; ständig könnte aber imter 
Umständen als „ohne Unterbrechung" verstanden 
werden. Das würde aber dem Sinn der Regelung 
nicht entsprechen. Deshalb spricht Absatz 2 nicht 
von ständigem, sondern von gewöhnlichem Auf- 
enthalt. 

§ 1319 RVO erweitert das bisherige Recht dadurch, 
daß künftig auch Renten für Versicherungszeiten 
ins Ausland zu gewähren sind, die außerhalb des 
Reichs- bzw. Bundesgebiets zurückgelegt sind. 
Dem steht die spürbare Einschränkung gegenüber, 
die Absatz 3 mit sich bringt. Leistungen aus reichs- 
gesetzlichen Versicherungszeiten und solchen Zei- 
ten, die auf die reichsgesetzlichen Rentenversiche- 
rungen übergegangen waren, werden an im Aus- 
land lebende Berechtigte nach dem Grundgedanken 
der derzeitigen Regelung nur gewährt, wenn der 
Versicherte in eine enge Beziehung zu den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen im Bundesgebiet ge- 
treten ist. Diese Voraussetzung war nach dem FAG 
schon durch die Entrichtung eines, und zwar des 
letzten Pflichtbeitrages erfüllt. Damit wird aber 
die Idee der Zugehörigkeit zur Versichertengemein- 
schaft des Bundesgebiets, die die Aufwendungen zu 
tragen hat, nur in unvollkommener Weise erfüllt. 
Der Entwurf verlangt deshalb, daß der Versicherte 
mindestens für 60 Monate Beiträge im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin entrichtet hat. Ist diese Vor- 
aussetzung erfüllt, so wird ihm für jedes Jahr, für 
das Bundesbeiträge entrichtet sind, ein Jahr zu- 
sätzlich angerechnet, für das Beitragszeiten nach 
dem FRG nachgewiesen oder glaubhaft gemacht 
sind. 

§ 1320 RVO 

Die Vorschrift ist nicht dahin aufzufassen, daß in 
allen Fällen der Aufenthalt von einem Jahr als vor- 
übergehend anzusehen ist. Ist der Wille des Be- 
rechtigten von vornherein darauf gerichtet, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundes- 
gebiets und des Landes Berlin zu nehmen, dann 
liegt ein Fall des § 1319 Abs. 2 und nicht des 
§ 1319 Abs. 1 vor. 

§ 1321 RVO 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 entsprechen § 9 Abs. 1 
FAG; Absatz 2 Satz 2 entspricht § 9 Abs. 5 FAG. 
Absatz 2 Satz 3 klärt eine Zweifelsfrage, die sich 
aus dem bisherigen Recht ergeben hatte. 

Absatz 4 enthält die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen, durch die etwaige Härten, die 
sich aus der Regelung des Auslandsrentenrechts er- 
geben könnten, behoben werden sollen. 

§ 1322 RVO 

Die Vorschrift bringt eine Definition des Begriffs 
der im Bundesgebiet und im Land Berlin zurückge- 
legten Versicherirngszeiten, der in § 1318 Abs. 1 
RVO („im Bundesgebiet und im Land Berlin zurück- 
gelegten Versicherimgsjahre") verwendet wird imd 
zur Auslegung dös in § 1319 Abs. 1 RVO verwen- 
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deten Begriffs der außerhalb des Bundesgebiets und 
des Landes Berlin in der reidisgesetzlidien Renten- 
versicherung zuriickgelegten Versicherungszeiten 
heranzuziehen ist. Das Unterscheidungsmerkmal ist 
der Ort der Beschäftigung, für die die Beiträge ent- 
richtet sind, bei freiwilliger Versicherung der 
Wohnort des Versicherten, nicht wie bei der bisheri- 
gen Regelung der Sitz des Versicherungsträgers, an 
den die Beiträge entrichtet sind. Die Regelimg führt 
das Ergebnis herbei, dem der Wortlaut des § 8 
Abs. 1 Nr. 2 FAG bisher hindernd entgegenstand 
Danach werden künftig die Versicherten der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenver- 
sicherung der Angestellten gnmdsätzlich gleich zu 
behandeln sein. Freiwillige Beiträge, die nach 
Reichsrecht aus dem Ausland entrichtet sind, sind 
stets als im Bimdesgebiet oder im Land Berlin ent- 
richtete Beiträge anzusehen (Absatz 2 Satz 2). 

Zu Nr. 6 

Die Ergänzung des § 1630 Abs. 2 RVO entspricht § 8 
Abs. 2 Satz 2 FAG. 

Zu Nr. 7 

Die Ergänzung des Artikels 2 § 53 ArVNG füllt eine 
Lücke aus. Ohne die Ergänzung würden die Bewoh- 
ner der sowjetisch besetzten Zone und des sowje- 
tischen Sektors von Berlin keine Leistungen für Bei- 
träge der Höherversicherung erhalten können (vgl. 
§ 1285 RVO), zu deren Entrichtung sie auf Grund 
Berliner Rechts berechtigt waren. 

Zu Nr. 8 

Allgemeines 

Artikel 3 § 6 Abs. 3 ArVNG bestimmt, daß bis zur 
Anpassimg des RVUG an die Vorschriften der Neu- 
regelungsgesetze Renten, auf die das RVÜG anzu- 
wenden ist, nach den bis zum Inkrafttreten der 
Neuregelungsgesetze geltenden Vorschriften berech- 
net und nach den Übergangsvorschriften der Neu- 
regelungsgesetze umgestellt werden. 

Diese Übergangsvorschrift war notwendig, weil in 
Berlin die gesetzlichen Rentenversicherungen nach 
dem zweiten Weltkrieg bis zum Jahr 1952 nach 
anderen Grundsätzen als den im Bundesgebiet gel- 
tenden durchgeführt worden sind. Infolge dieser 
Abweichung lassen sich die Beiträge, die nach dem 
Krieg in Berlin nach den vom Bimdesrecht abwei- 
chenden Berliner Vorschriften entrichtet sind, nicht 
in das neue Berechmmgsschema einfügen. 

In Berlin sind bis Ende 1950 Einheitsbeiträge für die 
gesamte Sozialversicherung ohne Bestimmung des 
Beitragsanteils für die Rentenversichenmgen und 
grundsätzlich auch Pflichtbeiträge durch Verwen- 
dung von Beitragsmarken entrichtet worden. Diese 
Markenbeiträge und die Markenbeiträge für die 
Selbst- imd die Weiterversicherung stimmen mit 
den Markenbeiträgen, die im Bundesgebiet nach 
Lohn- oder Beitragsklassen entrichtet und in den 
Anlagen 1 zu § 1255 RVO aufgeführt sind, nicht 
überein, überdies betrifft Anlage 1 zu § 1255 RVO 
Wochenbeiträge, während in Berlin Monatsbeiträge 
entrichtet sind. In den Versicherungskarten der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin sind, soweit die Beiträge 


vor 1951 nicht durch Verwendung von Marken ent- 
richtet sind, nicht die Entgelte, sondern die Beiträge 
eingetragen. 

§ 56 ArVNG 

In Berlin wurde vom 1. 7. 1945 an ein neues Sy- 
stem der Sozialversicherung eingeführt. Alleiniger 
Träger der einheitlifhen Sozialversicherung war die 
Versicherungsanstalt Berlin. Nach der Spaltung der 
Berliner Stadtverwaltung in eine Verwaltung der 
drei Westsektoren und eine Verwaltung des so- 
wjetisch besetzten Sektors verlegte die Verwaltung 
der Versicherungsanstalt Berlin ihren Sitz am 1. 2. 
1949 nach Berlin (West) und führte die gesetzliche 
Rentenversicherung nur noch für die in Berlin (West) 
wohnenden oder beschäftigten Versicherten durch. 
Im sowjetisch besetzten Sektor bestand ebenfalls 
eine Versicherimgsanstalt Berlin als Versieh erimgs- 
träger; die seit dem 1. 2. 1949 an diesen Vexsiche- 
rrmgsträger entrichteten Beiträge sind Fremdbei- 
träge (§15 FRG). Auf Grund des Berliner Sozieil- 
versichenrngs-Anpassungsgesetzes wurden vom 1,1. 
1951 an die Mittel der Rentenversicherung geson- 
dert verwaltet und der Beitrag zur Renten versiche- 
nmg besonders festgesetzt; jedoch wurde zwischen 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ren- 
tenversicherung der Angestellten nicht unterschie- 
den. Erst auf Grund des am 1. 4. 1952 in Kraft ge- 
tretenen RVUG wurde die Trennimg der Renten- 
versicherimg der Arbeiter von der Rentenversiche- 
rung der Angestellten vollzogen und die gesetz- 
lidlen Rentenversicherungen in Berlin wurden 
grundsätzlich nach den im Bundesgebiet geltenden 
Vorschriften durchgeführt. 

§ 56 stellte die nach Berliner Recht entrichteten Bei- 
träge den Beiträgen nach Bundesrecht gleich. 

§ 57 ArVNG 

Die Vorschrift regelt, welchem Versicherungszweig 
die zur einheitlichen Rentenversicherung in Berlin 
entrichteten Beiträge zuzuordnen sind. Die Rege- 
limg des Absatzes 1 entspricht § 20 Abs. 1 FRG 
sowie § 29 Abs. 2 RVÜG. Die in Satz 1 getroffene 
Regelung soll auch in bezug auf Beschäftigungen 
und Tätigkeiten gelten, die — wären sie im Bun- 
desgebiet verrichtet worden — der Versicherungs- 
pflicht nicht unterlegen hätten. 

Absatz 2 regelt die Zuordnung von Zeiten der frei- 
willigen Versicherung. 

§ 58 ArVNG 

Die Vorschrift regelt die Bewertung der zur Ver- 
sicherungsanstalt Berlin entrichteten Beiträge. 

Soweit Pflichtbeiträge entrichtet sind, soll für Ver- 
sicherungszeiten bis zum 31. 12. 1950 das Fünffache 
der entrichteten Beiträge als Arbeitsentgelt oder 
Einkommen gelten, weil der Beitrag 20 v. H. des 
Gesamtentgelts betrug. Der fünffache Beitrag ent- 
spricht also dem beitragspflichtigen Entgelt. 

Im Bundesgebiet lag die Beitragsbemessimgsgrenze 
bis zum Inkrafttreten des SVAG (1.6. 1949) in der 
Rentenversicherung der Arbeiter bei 3600 DM jähr- 
lich, in der Rentenversicherung der Angestellten bei 
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7200 DM jährlich. In Berlin wurde in der Zeit vom 
1. 7. 1945 bis zum 31. 3. 1946 bei der Beitragsbemes- 
sung der Bruttoarbeitsverdienst in voller Höhe der 
Beitragsberechnung zugrunde gelegt. Durch die 
Bekanntmachung des Magistrats der Stadt Berlin 
über die Beiträge zur Versicherungsanstalt Berlin 
vom 30. 3. 1946 (VOBl. S. 119) wurde diese Regelung 
mit Wirkung vom 1. 4. 1946 an aufgehoben und der 
Gesamtbeitrag auf höchstens 120 RM monatlich 
festgesetzt, so daß der Beitrag nur noch vom Entgelt 
bis zu 600 RM/DM monatlich erhoben wurde. Ent- 
sprechend der Höhe des Beitrags muß der volle Ent- 
gelt, nach dem der Beitrag bis zum 31.3. 1946 all- 
gemein und vom 1. 4. 1946 an in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter abweichend vom Bundesrecht ge- 
leistet ist, bei der Rentenberechnung berücksich- 
tigt werden. 

Vom 1.1. 1951 an sind die Beiträge zur Berliner 
Rentenversicherung sowohl in der Pflicht- als auch 
der freiwilligen Versicherung zum Teil durch Ver- 
wendung von iBeitragsmarken entrichtet, und zwar 
in der für das Bundesgebiet maßgeblichen Höhe 
und Beitragsklassenbezeichnung. Diese Beiträge 
werden nach Absatz 2 Satz 1 Buchstabe a wie die 
entsprechenden Beiträge des Bundesgebiets behan- 
delt. Abweidiend vom^ Bundesrecht sah das Berliner 
Rentenversicherungsrecht einen einheitlichen Bei- 
trag von 6 DM monatlich für die Klassen I und II 
vor. Diese Beiträge werden nach Buchstabe b den 
in der Klasse II des Bundesgebiets entrichteten Bei- 
trägen gleichgestellt. 

Bis zum 31. 12. 1950 konnten freiwillige Beiträge zur 
Selbst- oder Weiterversicherung nur begrenzt und 
abweichend vom Bundesrecht entrichtet werden. Für 
freiwillig Versicherte der Rentenversicherung mit 
einem Einkommen bis zu 120 RM/DM monatlich 
waren Beitragsmarken zu 6 RM/DM, für freiwillig 
Versicherte mit höherem Einkommen Beitragsmar- 
ken zu 12 RM/DM zu verwenden. Umfaßte die frei- 
willige Versicherung außer der Rentenversicherung 
auch die Krankenversicherung, so erhöhte sich der 
Beitrag von 6 RM/DM auf 12 RM/DM und der Bei- 
trag von 12 RM/DM auf 20 RM/DM. Absatz 2 Satz 
2 bis 4 regelt die Bewertung dieser Beiträge. 

§ 59 ArVNG 

In Berlin haben weiibliche Versicherte bereits nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres Altersinvaliden- 
rente oder Altersruhegeld auf Grund des § 48 RVÜG 
erhalten, wenn sie nicht mehr erwerbstätig waren. 
Als erwerbstätig galt, wer durch Arbeit mehr als 
das für einen Invaliden oder Berufsunfähigen nach 
§ 22 RVÜG zulässige Einkommen erwarb. Nach § 48 
RVÜG fallen diese Renten weg, wenn die Berech- 
tigten erwerbstätig werden. § 48 RVÜG ist durch 
die RVNG aufgehoben, die weiblichen Versicherten 
Renten nach Vollendung des 60. Lebensjahres nur 
unter erschwerten Voraussetzungen zubilligen. Die 
auf Grund des § 48 RVÜG festgestellten Renten sind 
aber weiter zu gewähren, da es sich um Versiche- 
rungsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten der 
Neuregelungsgesetze handelt (Artikel 2 § 5 ArVNG). 
Diese Renten gelten nach Artikel 2 § 38 Abs. 2 
ArVNG als Renten wegen Erwerbsunfähigkeit. Da 
sie jedoch tatsächlich nicht wegen Invalidität oder 
Berufsunfähigkeit, sondern wegen Vollendung des 


60. Lebensjahres und Erwerbsuntätigkeit gewährt 
worden sind, muß die Frage geklärt werden, wie 
diese Renten unter der Geltung des neuen Rechts 
zu behandeln sind. 

§ 60 ArVNG 

§ 60 übernimmt die Sonderregelung des § 50 Abs. 2 
RVÜG und stellt klar, daß sie auch in den Fällen 
gilt, in denen der Versicherte Rente über den 31. 12. 
1956 hinaus bezogen hat. 

§ 61 ArVNG 

Entspricht § 42 Abs. 2 RVÜG. Die Vorschrift ist er- 
forderlich, weil die Aufteilung des Vermögens der 
Berliner Rentenversicherung noch nicht vollzogen 
ist. 

Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Nn 1 bis 4 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 1 bis 4. 

Nr. 6 

Die Vorschrift beseitigt die Nachteile, die sich aus 
der Anwendung des § 6 der DVO zur 2. Lohn- 
abzugsverordnung und des § 35a der Ostgebiete- 
verordnung bei der Ermittlung der persönlichen 
Rentenbemessungsgrundlage ergeben würde. 

Nr. 7 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 7. 

Nr. 8 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 8. 

Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 
Nr. 1 und 2 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 1 und 2. 

Nr. 5 

Vergleiche Begründung zu Artikel 2 Nr. 4. 

Nr. 7 und 8 

Durch die Einfügung der Vorschriften über die Ge- 
währung von Leistungen bei Aufenthalt im Ausland 
in das RKG ist es erforderlich festzulegen, welche 
Knappschaft für die Gewährung dieser Leistungen 
zuständig sein soll. Da das RKG keine Vorschriften 
enthält, die die diesbezüglichen Aufgaben und Be- 
fugnisse der im Jahre 1949 errichteten Knappschaf- 
ten festlegen, mußte in diesem Zusammenhang eine 
Regelung getroffen werden. Die vorgesehene Rege- 
lung entspricht der Praxis, wie sie bisher bei den 
Knappschaften gehandhabt wird. Im übrigen wird 
§ 191 RKG dem durch die Neuregelungsgesetze ge- 
schaffenen Recht angepaßt. 


49 



Drucksache 1109 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel 6 
Übergangsvorschriften 

1. Gesetzliche Unfallversicherung- 

Zu § 1 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
bisherigen § 5 FAG. Durch sie soll eine Entschädi- 
gung von Unfällen ausgeschlossen werden, die bei 
der Ausübung einer mit der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft besonders eng zusammenhängen- 
den und durch deren Charakter geprägten Tätigkeit 
eingetreten sind. Das gilt jetzt auch für Unfälle, 
gegen die eine Versicherung bei einem anderen 
Versicherungsträger als der früheren Eigenunfall- 
versicherung der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei bestanden hat. Die Entschädigung 
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, gegen 
die der Versicherte bei der früheren Eigenunfall- 
versicherung der NSDAP nicht lediglich nach deren 
Satzungen, sondern nach den Vorschriften des Drit- 
ten Buchs der RVO versichert war, wird, wie sich 
aus Absatz 2 ergibt, grundsätzlich nicht berührt. 

Zu § 2 

§ 2 ermöglicht trotz eingetretener Rechtskraft bei 
abgeschlossenen Fällen, in denen die Anwendung 
des neuen Rechts zu einer für den Beschäftigten 
günstigeren Entscheidung führt, auf Antrag eine 
Neufeststellung zu treffen. 


II. 

Gesetzliche Rentenversicherungen 

Zu § 4 

Nach Artikel 2 § 1 AnVNG und Artikel 2 § 2 
KnVNG waren Angestellte, die infolge der Erhö- 
hung der Versicherungspflichtgrenze durch die 
RVNG versicherungspflichtig geworden waren, auf 
Antrag von der Versicherungspflicht zu befreien, 
wenn sie bis zum 30. 9. 1957 entweder das 50. Le- 
bensjahr vollendet oder für sich und ihre Hinter- 
bliebenen einen Versicherungsvertrag für den Fall 
des Todes oder des Erlebens des 65. oder eines 
niedrigeren Lebensjahres abgeschlossen hatten und 
für diese Versicherung mindestens ebensoviel auf- 
wenden, wie an Beiträgen zu den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen zu zahlen wäre. Der Antrag war 
nur bis zum 31. 12. 1957 zulässig. Ein zuver- 
lässiges Urteil über Vor- und Nachteile eines sol- 
chen Befreiungsantrags setzt jedoch bei Personen, 
die bereits Versicherungszeiten zurückgelegt hat- 
ten, eine genaue Kenntnis der Bewertung der bis- 
herigen Beiträge voraus. Eine solche Bewertung 
wird bei Personen, denen Zeiten nach §§ 15 und 16 
FRG anzurechnen sind, 'erst durch die Tabellen der 
Anlagen zum FRG ermöglicht. Es erscheint daher 
angebracht, für diese Personen die Fristen neu zu 
eröffnen. 


Zu § 6 

Den Beziehern der beim Inkrafttreten dieses Geset- 
zes bereits laufenden Fremdrenten können die Vor- 
teile des neuen Fremdrentenrechts nur im Weg 
einer individuellen Neuberechnung oder individu- 
ellen Umstellung ihrer Renten zuteil werden. Es 
handelt sich dabei nicht um eine Anhebung des 
Niveaus, d. h. der durchschnittlichen Höhe der lau- 
fenden Fremdrenten an das Niveau der künftig neu 
zugehenden Fremdrenten, sondern darum, die Ren- 
ten im Einzelfall dem Leistungsrecht des FRG anzu- 
gleichen. Die Anhebung des allgemeinen Renten- 
niveaus ist bereits durch die Pauschalumstellung im 
Frühjahr 1957 nach den Vorschriften des Über- 
gangsrechts der RVNG vorgenommen worden; an 
dieser allgemeinen Niveauerhöhung haben die 
Fremdrenten nach den gleichen methodischen 
Grundsätzen teilgenommen wie die übrigen laufen- 
den Renten. Da jedoch die Einführungsverordnun- 
gen, nach denen die Fremdrenten größtenteils be- 
rechnet worden sind, sowohl voneinander als auch 
von den für die Berechnung der übrigen Renten 
maßgeblichen Vorschriften erheblich abweichen, 
konnte das dem Gesetzgeber vorschwebende Ziel, 
dem Berechtigten im Einzelfall das zu geben, wo- 
rauf er bei Anwendung der Berechnungsvorschriften 
für neu festzusetzende Renten Anspruch haben 
würde, gerade bei den Fremdrenten nur in unvoll- 
kommener Weise erreicht werden. Allein dieser 
Mangel, der sich aus der Verschiedenartigkeit der 
Leistungen nach dem bisherigen Fremdrentenrecht 
ergibt und der das Prinzip der pauschalen Umstel- 
lung der Bestandsrenten nach den RVNG gar nicht 
berührt, soll durch die individuelle Neuberechnung 
bzw. Umstellung behoben werden. 

In Anpassung an das beim Erlaß der Neuregelungs- 
gesetze beobachtete Verfahren unterscheidet auch 
dieses Gesetz zwischen Versicherungsfällen vor und 
nach dem 1. 1, 1957. Die Versicherungsfälle nach 
dem 1. 1. 1957 werden nach dem für den Rentenzu- 
gang geltenden neuen Recht unter Berücksichtigung 
der §§ 14 bis 31 FRG festgestellt. Das gleiche 
gilt, wenn Leistungen oder Leistungsanteile aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu gewähren 
sind, für Versicherungsfälle vor dem 1. 1. 1957. 

Die umgestellten Renten aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversicherung der 
Angestellten, die auf Versicherungsfällen vor dem 
1. 1. 1957 beruhen, werden erneut nach Maßgabe 
der allgemeinen Umstellungsvorschriften umge- 
stellt. An die Stelle des bisherigen Steigerungsbe- 
trages tritt der aus den Tabellenwerten des FRG 
berechnete Steigerungsbetrag. Die Zuordnung der 
Tabellenwerte richtet sich nach Anlage 1 zum FRG 
in Verbindung mit §§ 20, 23, 25 und 26 FRG. 

Zu § 7 

Die Renten, die auf Versicherungsfällen der Jahre 
1957 und 1958 beruhen, sind nach § 6 Abs. 1 nach 
Maßgabe der für den Zugang geltenden Vorschrif- 
ten neu festzustellen. Soweit die bisher als Vor- 
schüsse geltenden Leistungen über dem neu errech- 
neten Betrag liegen, wahrt § 7 den bisherigen Be- 
sitzstand. Darüber hinaus gewährleistet § 7, daß 
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alle vor dem Inkrafttreten des FRG (1. 1. 1959) ein- 
getretenen Versicherungsfälle einheitlich behandelt 
werden. 

Zu § 8 

§ 8 dehnt die Anwendung der §§ 6 und 7 auf die 
Versicherungsfälle der Jahre 1957 imd 1958 aus, in 
denen bei Verkündimg dieses Gesetzes die Leistung 
noch nicht festgestellt war. 

Zu § 9 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß auch die Ren- 
ten, die auf Versicherungsfällen vor dem 1. 1. 1959 
beruhen, auf Antrag nach den neuen Vorschriften 
des Auslandsrentenrechts neu festzustellen sind. Ein 
Antrag ist erforderlich, weil diese Fälle von den 
Versicherungsträgern nicht gesondert erfaßt sind. 

Absatz 2 dient der Wahrung von Ansprüchen, die 
auf den teilweise günstigeren Voraussetzungen des 
bisherigen Rechts beruhen. Nach bisherigem Recht 
genügte es beispielsweise für die Berücksichtigung 
einer sogenannten übergegangenen Versicherungs- 
zeit, daß der Versicherte vor der Verlegung seines 
Aufenthalts ins Ausland einen Beitrag zu den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin entrichtet hat. Diese Vorausset- 
zung wird bei gleichzeitiger genereller Verbesserung 
der bisherigen Rechtslage verschärft. Aus dieser Ver- 
schärfung soll jedoch den nach bisherigem Recht 
Berechtigten und ihren Hinterbliebenen kein Nach- 
teil erwachsen. 

Absatz 3 regelt die Doppelberechnung, die aber nur 
dann Anwendung finden soll, wenn die Vorausset- 
zungen für die Gewährung einer Rente für Zeiten 
des Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets und 
des Landes Berlin nach den Vorschriften des FAG 
erfüllt sind. 

Zu § 10 

Die Vorschrift hat ihr Vorbild in Artikel 2 § 44 
ArVNG. 

Zu § 11 

Dieser Vorschrift liegt der Gedanke der Besitz- 
standswahrung zugrimde. Durch sie soll verhindert 
werden, daß Berechtigte infolge der Neuordnung in 
Zukimft weniger erhalten als bisher. 

Zu § 12 

In vielen Fällen wird erst durch die Vorschriften 
dieses Gesetzes ein Anspruch ganz oder zum Teil 
begründet; so wird z. B. oftmals erst durch die An- 
rechnung von Beschäftigungs- und Beitragszeiten 
nach §§ 15 und 16 FRG* die Wartezeit erfüllt sein. 
Die Verbesserungen sollen mit Wirkung vom In- 
krafttreten dieses Gesetzes wirksam werden. 

Zu § 14 

§14 dient der Klarstellung des Verhältnisses, das 
zwischen den in Absatz 1 genannten Vorschriften 
und den für die Fremdrenten geltenden Übergangs- 
regelungen der Neuregelungsgesetze besteht. 


Zu § 15 

Das FRG sieht keine Anrechnung von Zeiten einer 
selbständigen Tätigkeit im Herkunftsland vor, es sei 
denn, daß der Selbständige Beiträge zu einem Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet hat 
(vgl. Begründung Allgemeiner Teil und zu § 16 FRG). 
Die Umsiedlerverordnung sah demgegenüber auch 
dier Anrechnung von Zeiten einer selbständigen Tä- 
tigkeit vor. Die Gründe, die für diese Regelung maß- 
gebend waren, sind inzwischen durch die Entwick- 
lung überholt. Um jedoch eine Verschlechterung der 
bisherigen Rechtsstellung zu vermeiden, gewähr- 
leistet § 15 die Erhaltung des Besitzstandes für die 
Hinterbliebenen solcher Versicherter, die bereits auf 
Grund der Umsiedlerverordnung eine Rente bezo- 
gen haben. 

Zu § 16 

§ 16 ermöglicht den Ausgleich von Nachteilen, die 
ausländischen Arbeitskräften dadurch entstanden 
sind, daß für sie keine Beiträge zu den deutschen 
Rentenversicherungen entrichtet sind, obwohl sie 
eine an sich der Versicherungspflicht unterliegende 
Tätigkeit ausgeübt haben. Soweit es sich um hei- 
matlose Ausländer handelt, die in Deutschland ge- 
arbeitet haben und nunmehr in der Bundesrepublik 
leben, kann insbesondere die Diskriminierung nicht 
aufrechterhalten werden, die darin lag, daß sie we- 
gen ihrer Nationalität entgegen dem Territorialitäts- 
prinzip von der Versicherungspflicht ausgenommen 
waren. In anderen Fällen bestand zwar Versiche- 
rungspflicht, es ist aber vielfach nicht mehr nach- 
weisbar, ob die vorgeschriebenen Beiträge entrich- 
tet sind. Den Betroffenen soll durch § 16 die Mög- 
lichkeit gegeben werden, die damit verbundenen 
Nachteile durch die Nachentrichtung freiwilliger Bei- 
träge auszugleichen. Zur Nachentrichtung der Bei- 
träge sind auch die Hinterbliebenen berechtigt (Ab- 
satz 1 letzter Satz). 

Absatz 2 regelt die Ermittlung des Vomhundert- 
satzes der persönlichen Bemessungsgrundlage für 
die Zeiten der Nachentrichtung. Er geht dabei von 
dem Gedanken aus, daß es in diesem Fall dem 
Sinn und Zweck der neuen Rentenformel am besten 
entspricht, wenn der Berechnung der Rente die Ent- 
gelte bzw. Werteinheiten zugrunde gelegt werden, 
die für die Zeit gelten, in der und nicht für die 
die Beiträge entrichtet sind. 

Zu § 17 

Die Regelung der versicherungsrechtlichen Stellung 
der Personen, auf die das Gesetz vom 4. 3. 1943 
Anwendung fand, bleibt auch in bezug auf die Ver- 
triebenen einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 

Zu § 18 

Nach § 15 Abs. 1 FAG werden in der Rentenver- 
sicherung der Angestellten und in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Aufwendimgen für 
Leistungen nach Abschnitt II FAG (Leistungen an 
Berechtigte im Ausland, Auslandsrenten) aus dem 
noch verfügbaren Vermögen der stillgelegten, bis 
zum 8. 5. 1945 für das Gesamtgebiet des Deutschen 
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Reichs zuständig gewesenen Träger der Rentenver- 
sicherung der Angestellten oder der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung nach Maßgabe einer von 
der Bundesregierung im Benehmen mit den Senat 
des Landes Berlin zu erlassenden Rechtsverord- 
nung getragen. 

Eine Abrechnimg ist jedoch entsprechend § 15 Abs. 1 
FAG noch nicht durchgeführt. Die knappschaftlichen 
Rentenanteile in den Leistungen nach Abschnitt II 
FAG sind aus dem Vermögen der Reichsknapp- 
schaft zu tragen, soweit nicht eine Erstattung des 
Bundes nach anderen Vorschriften in Betracht 
kommt. Die entsprechenden Vermögenswerte sind 
verfügbar. Für die Angestelltenversicherung er- 
übrigt sich eine besondere Bestimmung, weil die 
BfA durch § 19 des Errichtungsgesetzes bereits die 
Verfügungsmacht über das Treuhandvermögen der 
RfA erhalten hat. 

Die in § 15 Abs. 1 FAG vorgesehene Rechtsverord- 
nung wird durch diese Vorschrift ersetzt. 

Zu § 19 

Für Berliner Renten bringt dieses Gesetz keine dem 
FRG entsprechende materielle Neuregelung. Es han- 
delt sich bei den die Berliner Renten betreffenden 
Vorschriften der Artikel 2 und 3 lediglich um Vor- 
schriften, die die Berechnung der Renten nach 
neuem Recht ermöglichen. Um die Berliner Rentner 
mit den Rentnern im Bundesgebiet gleichzustellen, 
führt § 19 diese Vorschriften mit Rückwirkung vom 
1. 1. 1957 ein. Soweit die nach neuem Recht festge- 
stellten Renten niedriger sind als die Leistungen 
nach Artikel 3 § 6 ArVNG und Artikel 3 § 5 ArVNG, 
wird der überzahlte Betrag den Rentenempfängern 
belassen. 


Zu § 20 (siehe Seite 82) 

C. Finanzieller Teil 

I. Rechnungsgrundlagen für das 
Fremdrentengesetz (FRG) 

1. Anlagen 1 bis 16 zum FRG 

Die Anlage T und die Tabellen der Anlagen 4 bis 
16 zum FRG dienen dem Zweck, zur Ermittlung der 
für den Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage (im Sinne der allgemeinen Vor- 
schriften der RVO, des AVG und des RKG) nach 
der ausgeübten Beschäftigung als Arbeiter, Ange- 
stellter oder als knappschaftlich Versicherter auf 
den Entgelt schließen zu können, der in den nach- 
gewiesenen oder glaubhaft gemachten Beitrags- und 
Beschäftigungszeiten im Durchschnitt erzielt werden 
konnte. Unter der sozialpolitischen Zielsetzung, daß 
jeder FRG-^Berechtigte hinsichtlich des ihm anzu- 
rechnenden Entgelts so behandelt werden soll, als 
ob er die Beitrags- oder Beschäftigungszeiten im 
ehemaligen Reichsgebiet (nach seinem jeweiligen 
Gebietsstand) oder im heutigen Bimdesgebiet bzw. 
im Land Berlin zurückgelegt hätte (Eingliederungs- 
prinzip), stellen die Tabellenwerte der Anlagen 4 
bis 15 zum FRG auf die durchschnittlichen Brutto- 
jahresarbeitsentgelte aller Versicherten der Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 


sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung 
ohne Lehrlinge und Anlernlinge ab, wie sie in den 
Rechnungsgrundlagen der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze erläutert worden sind (vgl. BABl. 
1957 S. 221 ff., BMA — GS — 680 — 2438/56 — , 
sowie die Rechnungsgrundlagen zum Kn VNG, BMA 
— GS — 680 — 2088/56 und BMA — GS — 680 — 
18/57). 

Zur Differenzierung der Entgelte nach der Art der 
ausgeübten Beschäftigung des Versidierten wurden 
bestimmte Leistungsgruppen festgelegt. Im Gegen- 
satz zu den Abgrenzungsmerkmalen der Anlagen 2 
bis 6 der 1. DVO zum FAG stimmen die neuen De- 
finitionen der Leistungsgruppen mit denen der lau- 
fenden Verdiensterhebungen in Industrie und Han- 
del, durchgeführt vom Statistischen Bundesamt, weit- 
gehend überein (vgl. „Zur Methodik der laufenden 
Verdiensterhebungen und zur Festlegung der Lei- 
stungsgruppen" in „Wirtschaft und Statistik", her- 
ausgegeben vom Statistischen Bundesamt, 9. Jahr- 
gang, N.F., Heft 10, Oktober 1957, S. 522 ff.). Die 
Übernahme der Leistungsgrüppengliederung aus der 
amtlichen Verdienststatistik für Zwecke des FRG 
war notwendig, weil für eine andersartige Gruppen- 
bildung — insbesondere auch für eine weitere Auf- 
fächerung der* Beschäftigungsmerkmale — keine 
ausreichenden statistischen Unterlagen über die 
Einkommensentwicklung seit 1891 zur Verfügimg 
standen. Darüber hinaus erleichtert die Anlehnung 
der in der Anlage 1 zum FRG festgelegten Leistungs- 
gruppen an die der amtlichen Statistik sehr wesent- 
lich die jährliche Fortschreibung der Entgelttabellen 
im Rahmen der Rechts Verordnung nach § 27 FRG. 
Auf einzelne Abweichungen der Leistungsgruppen- 
bildungen gegenüber denen in der amtlichen Sta- 
tistik wird in den folgenden Abschnitten näher ein- 
gegangen. 

Die in den — nachstehend erläuterten — Tabellen 
angegebenen — bzw. die den Lohn-, Gehalts- und 
Beitragsklassen der Anlagen 4, 6, 8, 10, 12 und 14 
zum FRG zugrunde liegenden — Entgelte sind 
durchschnittliche Bruttoverdienste eines vollen Be- 
schäftigungsjahres. Die Berücksichtigung durch- 
schnittlicher „Beitragsdichten" von weniger als 52 
Wochen oder 12 Monaten eines Kalenderjahres, wie 
sie z. B. in den Entgelttabellen der Anlagen 2 bis 6 
der 1. DVO zum FAG mit 46 Wochen für männliche 
und 36 Wochen für weibliche Arbeiter außerhalb 
des Bergbaus und mit jeweils IOV 2 Monaten für 
Angestellte und knappschaftlich Versicherte ange- 
setzt worden waren, erübrigte sich für die FRG- 
Tabellen auf Grund der allgemeinen Vorschriften 
über die Rentenberechnung. Die neue Rentenformel 
geht bei der Ermittlung der für den Versicherten 
maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage stets von 
Vollbeschäftigungsentgelten aus, wie sie bei lücken- 
loser versicherungspflichtiger Beschäftigung wäh- 
rend eines vollen Kalenderjahres erzielt worden 
wären (vgl. die Verordnung über das Verfahren bei 
Anwendung des § 1255 RVO, § 32 AVG vom 9. 7. 
1957, BGBl. I S. 696); demgegenüber wird eine ge- 
ringere Beschäftigungszeit als 52 Wochen oder 12 
Monate innerhalb eines Kalenderjahres bei der Er- 
mittlung der Zahl anrechnungsfähiger Beitrags jahre 
berücksichtigt. Insofern mußten bei der Erstellung 
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der neuen Entgelttabellen durdisdinittliche „Bei- 
tragsdiditen" außer Ansatz bleiben. 

Der Aufbau der Tabellen der Anlagen 4 bis 16 zum 
FRG stellt bewußt auf die technischen Belange der 
Versicherungsträger ab. Die Zuordnung der Entgelte 
in den einzelnen Leistungruppen zu Lohn- oder 
Gehaltsklassen des alten Beitragsrechts und die 
Festlegung von Jahresarbeitsentgelten für die Zeit 
nach Aufhebung der Beitragsentrichtung im Marken- 
verfahren für die überwiegende Mehrheit der 
Pflichtversicherten ermöglicht es den Versicherungs- 
trägern, die Rente eines FRG-Berechtigten mit der- 
selben Berechnungstechnik zu ermitteln wie für 
einen Versicherten, der seine Versicherungszeit 
ausschließlich im ehemaligen Reichsgebiet bzw. dem 
heutigen Bundesgebiet zurückgelegt hat. Insbeson- 
dere stellt die Zuordnung der Entgelte zu Lohn- 
oder Gehaltsklassen in Anlehnung an die Zeitraum- 
abgTenzungen der Anlagen 1 zu § 1255 RVO, § 32 
AVG und § 54 RKG bei der Rentenberechnung nach 
der neuen Rentenformel keine zusätzlichen Anfor- 
derungen an die Speicherwerke und Matrizenkarten 
derjenigen Versicherungs träger, die sich elektro- 
nisch arbeitender Geräte bedienen. Eine begründete 
Ausnahme macht die Tabelle der Anlage 16 zum 
FRG. 

Die Tabellen der Anlagen 2 und 3 zum FRG sind 
erforderlich, weil § 18 Abs. 2 FRG den Ausschluß 
von Beschäftigungszeiten nach Maßgabe der Ein- 
stufung des Versicherten in eine der Leistungs- 
gruppen 1 und 2 für Angestellte außerhalb des 
Bergbaus oder der entsprechenden Leistungsgrup- 
pen für Bergbauangestellte regelt. Da Versicherte, 
die ihre Beitragszeit ausschließlich im ehemaligen 
Reichs- bzw. dem heutigen Bundesgebiet zurück- 
gelegt haben, beim überschreiten bestimmter 
Jahresarbeitsverdienstgrenzen aus der Versiche- 
rungspflicht ausschieden, erschien es notwendig, die 
Anrechenbarkeit von Beschäftigungszeiten auch für 
FRG-Berechtigte davon abhängig zu machen, ob die 
zu unterstellenden Jahresarbeitsentgelte in den in 
Frage kommenden Jahren über oder unter den 
jeweils geltenden Versicherungspflichtgrenzen des 
einen oder des anderen Versicherungszweiges 
lagen. Die Anlagen 2 und 3 zum FRG geben die 
Jahre an, in denen die Jahresarbeitsentgelte in den 
angeführten Leistungsgruppen oberhalb der jeweils 
geltenden Versicherungspflichtgrenzen gelegen 
haben. 


2. Rentenversidierung der Arbeiter (Anlagen 4 bis 7 
zum FRG) 

Übersicht 1 zeigt die Abweichungen der durch- 
schnittlichen Arbeiterverdienste in den einzelnen 
Leistungsgruppen vom Durchschnittsverdienst aller 
männlichen Arbeiter in Industrie und Landwirt- 
schaft, Übersicht 2 die entsprechenden Abweichun- 
gen für weibliche Arbeiter. Beide Übersichten wur- 
den — ebenso wie die Übersichten 9 und 10 — vom 
Statistischen Bundesamt erstellt. Die Definitionen 
der Leistungsgruppen 1 bis 3 der Anlage 1 A zum 
FRG für Arbeiter außerhalb der Land- und Forst- 
wirtschaft wurde unverändert aus der Gruppen- 


übersicht 1 

Abweichungen der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
verdienste in den Leistungsgruppen vom Durch- 
schnittsverdienst aller männlichen Arbeiter in 
Industrie und Landwirtschaft 

(alle männlichen Arbeiter = 100) 


Jahr 

Industriearbeiter 
der Leistungsgruppe 

Land- 

arbeiter 

1 

2 

3 

1907 

126,3 

107,0 

87,8 

56,6 

1908 

126,1 

106,8 

87,5 

56,3 

1909 

125,9 

106,6 

87,3 

56,1 

1910 

125,7 

106,4 

87,1 

55,7 

1911 

125,6 

106,2 

86,8 

55,2 

1912 

125,4 

106,0 

86,5 

54,8 

1913 

125,2 

105,8 

86,2 

54,3 

1914 

125,1 

105,6 

85,9 

53,9 

1915 

125,0 

105,5 

85,6 

53,4 

1916 

124,8 

105,3 

85,3 

53,0 

1917 

124,7 

105,1 

85,0 

52,6 

1918 

124,5 

104,9 

84,7 

52,1 

1919 

124,4 

104,7 

84,5 

51,7 

1920 

124,3 

104,5 

84,2 

51,3 

1921 

124,2 

103,9 

84,2 

50,9 

1922 

124,1 

103,3 

84,4 

50,2 

1923 

124,0 

102,7 

84,6 

49,5 

1924 

123,9 

102,1 

84,8 

48,8 

1925 

123,8 

101,5 

85,0 

48,1 

1926 

123,7 

100,9 

85,2 

47,4 

1927 

123,6 

100,3 

85,4 

46,7 

1928 

123,5 

99,7 

85,6 

46,7 

1929 

123,5 

99,7 

85,7 

46,7 

1930 

123,6 

100,0 

85,7 

45,7 

1931 

123,2 

100,2 

85,7 

46,4 

1932 

121,9 

102,6 

85,0 

48,9 

1933 

120,8 

104,8 

84,8 

49.3 

1934 

120,8 

105,0 

84,8 

49,3 

1935 

120,7 

105,1 

84,8 

49,3 

1936 

121,4 

105,8 

84,3 

49,6 

1937 

121,8 

106,1 

84,6 

48,6 

1938 

122,9 

107,1 

84,1 

47,6 

1939 

122,9 

107,1 

84,4 

47,2 

1940 

122,0 

106,3 

82,1 

45,4 

1941 

120,4 

104,9 

81,4 

44,0 

1942 

120,5 

105,0 

80,6 

43,9 

1943 

120,5 

105,0 

81,6 

44,1 

1944 

120,4 

104,9 

82,2 

44,4 

1945 

118,8 

106,4 

83,8 

46,8 

1946 

117,1 

108,0 

85,3 

49,2 

1947 

115,3 

105,4 

87,1 

49,4 

1948 

113,7 

106,4 

89,5 

47,8 

1949 

113,4 

106,2 

90,1 

45,4 

1950 

115,1 

107,8 

89,3 

44,3 

1951 

113,9 

106,7 

89,3 

45,7 

1952 

114,1 

106,3 

88.8 

46,7 

1953 

114,7 

106,6 

89,4 

47,5 

1954 

113,5 

107,1 

88,7 

47,7 

1955 

114,3 

106,6 

89,5 

48,4 

1956 

112,9 

106,0 

90,2 

49,0 

1957 

112,7 

104,3 

89,2 

49,5 
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Ubersicht2 

Abweichungen der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
verdienste in den Leistungsgruppen vom Durch- 
schnittsverdienst aller weiblichen Arbeiter in 
Industrie und Landwirtschaft 


(alle weiblichen Arbeiter = 100) 


Jahr 

Industriearbeiter 
der Leis tungs gruppe 

Land- 

arbeiter 

1 

2 

3 

1907 

121,3 

119,6 

118,1 

79,1 

1908 

120,7 

119,0 

117,6 

77,9 

1909 

120,2 

118,4 

117,0 

76,7 

1910 

119,8 

117,8 

116,5 

75,5 

1911 

119,2 

117,3 

115,9 

74,4 

1912 , 

118,7 

116,8 

115,4 

73,2 

1913 

118,1 

116,3 

114,8 

72,0 

1914 

117,6 

115,8 

114,3 

70,9 

1915 

117,0 

115,3 

113,8 

69,8 

1916 

116,5 

114,8 

113,2 

68,7 

1917 

115,9 

114,3 

112,7 

67,6 

1918 

115,3 

113,8 

112,2 

66,5 

1919 

114,8 

113,2 

111,7 

65,4 

1920 

114,2 

112,7 

111,2 

64,3 

1921 

114,1 

112,7 

111,0 

64,2 

1922 

113,9 

112,3 

110,9 

64,1 

1923 

113,7 

111,9 

110,7 

64,0 

1924 

113,5 

111,5 

110,6 

63,9 

1925 

113,3 

111,1 

110,4 

63,9 

1926 

113,1 

110,7 

110,3 

63,8 

1927 

112,9 

110,3 

110,1 

63,8 

1928 

112,7 

109,9 

110,0 

63,7 

1929 

111,6 

107,9 

110,0 

64,1 

1930 

112,0 

108,8 

110,4 

64,5 

1931 

111,8 

108,8 

110,3 

64,8 

1932 

112,0 

110,0 

110,8 

62,7 

1933 

110,7 

109,0 

111,3 

62,9 

1934 

110,5 

109,1 

111,2 

63,1 

1935 

110,1 

109,2 

111,3 

62,9 

1936 

109,8 

109,3 

111,2 

62,8 

1937 

109,7 

109,3 

112,1 

62,7 

1938 

109,1 

109,0 

112,1 

62,1 

1939 

108,8 

109,0 

112,1 

62,1 

1940 

109,9 

110,3 

112,1 

62,1 

1941 

111,2 

112,0 

110,5 

60,5 

1942 

111,1 

112,2 

110,3 

60,8 

1943 

114,2 

115,5 

108,6 

60,5 

1944 

114,9 

116,7 

108,3 ‘ 

60,7 

1945 

113,5 

115,5 

107,5 

60,8 

1946 

112,0 

114,3 

106,6 

60,8 

1947 

113,5 

116,2 

105,0 

59,5 

1948 

115,2 

118,2 

104,6 

57,3 

1949 

113,6 

116,9 

105,7 

56,0 

1950 

114,0 

117,6 

104,2 

54,7 

1951 

116,0 

116,5 

104,8 

58,7 

1952 

116,1 

115,2 

104,8 

60,6 

1953 

115,9 

114,8 

103,1 

62,3 

1954 

115,7 

114,6 

103,7 

63,4 

1955 

115,6 

, 114,1 

103,5 

64,9 

1956 

115,9 

113,1 

103,2 

66,9 

1957 

115,9 

112,5 

104,5 

67,8 


gliederung für Industriearbeiter der laufenden Ver- 
diensterhebungen des Statistischen Bundesamtes 
übernommen; ihre Anwendung im Rahmen des FRG 
für alle Arbeiter außerhalb der Land- und Forst- 
wirtschaft erschien zweckmäßig. Für Land- und 
Forstarbeiter wurden auf der Grundlage von Son- 
dererhebungen des Statistischen Bundesamtes eigene 
Leistungsgruppendefinitionen und -werte gebildet. 
Das Statistische Bundesamt berechnete die Ver- 
dienstab stuf ung in den einzelnen Leistungsgruppen 
der Übersichten 1 und 2 für die Zeit von 1907 bis 
1957. Das Jahr 1907 als Endwert der Zeitreihe bot 
mit den Ergebnissen der Berufszählung desselben 
Jahres praktisch den letzten verläßlichen statisti- 
schen Anhalt über die Verdienstabstufung. Ferner 
ist kaum zu erwarten, daß erstmals zugehende FRG- 
Rentner in der Zeit vor 1907 noch einen ins Gewicht 
fallenden Teil ihrer anrechnungsfähigen Beitrags- 
oder Beschäftigungszeiten zurückgelegt haben, wenn 
als normaler Eintritt in die Versicherung das 
15. Lebensjahr und als höchstmögliche Versiche- 
rungsdauer ein Zeitraum von 50 Jahren angenom- 
men wird. Um jedoch für alle Fälle — insbesondere 
für die Berechnung von Hinterbliebenenrenten bei 
sehr großem Altersabstand zwischen dem Verstor- 
benen und seinen Hinterbliebenen — auch eine .ent- 
sprechende Auffächerung der Leistungsgruppenver- 
dienste für die Zeit von 1891 bis 1906 zu haben, 
wurden die Relationen des Jahres 1907 für die vor- 
hergehenden Jahre konstant gehalten. Dazu gab 
nicht zuletzt das bemerkenswerte Gleichmaß der 
Abstufungen in den einzelnen Leistungsgruppen in 
der Zeit vor dem ersten Weltkrieg Anlaß; schwer- 
wiegende Abweichungen von den tatsächlichen Ent- 
wicklungen sind sowohl im Hinblick auf die geringe 
Zahl der möglicherweise davon betroffenen Fälle 
als auch auf die Intervallbreite der Lohnstufen, 
denen die Entgelte zugeordnet werden mußten, nicht 
möglich. 

Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes 
(Schreiben vom 28. 8. 1958 an den BMA) ist bei 
Feststellung der Verdienstabstufungen in den ein- 
zelnen Leistungsgruppen der Übersichten 1 und 2 
vom Durchschnittsverdienst wie folgt vorgegangen 
worden: 

Für die Zeit von 1957 bis 1946 standen für Industrie- 
arbeiter die Ergebnisse der laufenden amtlichen Ver- 
diensterhebungen zur Verfügung. Eine Interpolation 
war für diesen Zeitraum nur für die weiblichen Fach- 
und angelernten Arbeiter erforderlich, die in den 
Verdienstnachweisungen meist zu einer Gruppe zu- 
sammengefaßt waren. Für 1957 standen aus den Er- 
gebnissen der neuen laufenden Verdiensterhebun- 
gen in Industrie und Handel und für 1951 aus denen 
der Lohnstrukturerhebung getrennte Verdienstan- 
gaben zur Verfügung. Die nicht sehr wesentliche 
Veränderung des Verdienstunterschiedes zwischen 
Fach- und angelernten Arbeiterinnen wurde gleich- 
mäßig auf die zwischenzeitlichen Jahre verteilt; 
nach diesem Schlüssel wurde jeweils der gemein- 
same Durchschnittsverdienst aufgegliedert. 

Für die Zeit von 1944 bis 1936 konnten die im Sta- 
tistischen Handbuch von Deutschland (herausgege- 
ben vom Länderrat des Amerikanischen Besatzungs- 
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gebietes, München 1949 S. 469), veröffentlichten 
Durchschnittsverdienste verwendet werden. Dabei 
sind die Verdienste der Fach- und angelernten Ar- 
beiter zusammengefaßt nachgewiesen worden. Es 
wurden die Abweichungen, wie sie sich aus der Zeit 
zwischen 1946 und 1936 ergaben, gegenübergestellt 
und die Veränderung auf die dazwischenliegenden 
Jahre verteilt. 

Aus dem Zeitraum 1936 bis 1928 standen verwend- 
bare Effektivverdienste nur für 1928 zur Verfügung 
(Gehalts- und Lohnstrukturerhebung). Eine Aufglie- 
derung nach Leistungsgruppen war in der damaligen 
Statistik jedoch noch nicht vorgenommen worden. So 
wurden unter Berücksichtigung regionaler und fach- 
licher Gesichtspunkte die Verdienste einer reprä- 
sentativen Anzahl von (für jede Leistungsgruppe 
typischen und vergleichbaren) Berufen ausgewählt 
und daraus Durchschnitte gebildet. Im übrigen muß- 
ten für diesen Zeitraum die im Statistischen Hand- 
buch (a. a. O.) S. 472 veröffentlichten und vom Sta- 
tistischen Reichsamt berechneten durchschnittlichen 
Tariflöhne herangezogen werden. Für das Jahr 1936 
standen sowohl Tariflöhne nach drei Leistungsgrup- 
pen als auch Effektivverdienste nach zwei Leistungs- 
gruppen zur Verfügung. Um für die Zeit, für die nur 
Tariflöhne vorhanden waren, den unterschiedlichen 
Einfluß der übertariflichen Bezahlung auszuschalten, 
wurde für 1936 die Zahl der Stunden berechnet, die 
erforderlich war, um mit den gegebenen Tariflöhnen 
die gegebenen Effektivverdienste zu erzielen. Diese 
Stundenzahl wurde für die zurückliegende Zeit ver- 
wendet, um aus den jeweiligen tariflichen Stunden- 
löhnen Jahresverdienste zu berechnen. 

Für die Jahre 1927 bis 1921 lagen keine Lohnanga- 
ben vor. Es wurde daher wieder eine kontinuierliche 
Entwicklung unterstellt und die Veränderung zwi- 
schen 1928 und 1920 gleichmäßig auf die dazwischen- 
liegende Zeit verteilt. 

Aus der Zeit zwischen 1920 und 1907 sind nur für 
das Jahr 1907 verwendbare Angaben vorhanden. Im 
Reichsarbeitsblatt 1909 S. 120 ist eine Schichtung 
der Tariflöhne für das Jahr 1907 unter Berücksich- 
tigung der Leistungsgruppen dargestellt. Der zu- 
sammengefaßte Verdienst für die weiblichen Hilfs- 
und angelernten Arbeiter wurde nach den Verhält- 
niszahlen von 1920 aufgeteilt. Tariflöhne in den ein- 
zelnen 'Schichtungsgruppen wurden gemittelt und 
mit den gegebenen Arbeiterzahlen gewogen. Aus 
den so gewonnenen Durchschnittslöhnen wurden mit 
den vorstehend beschriebenen Stundenzahlen Jah- 
resverdienste gebildet. Für die Jahre 1919 bis 1908 
mußte wieder eine kontinuierliche Entwicklung un- 
terstellt und die — nur unwesentliche — Verände- 
rung gleichmäßig verteilt werden. 

Die auf dem beschriebenen Wege berechneten 
Durchschnittsverdienste für 1935 bis 1921 und für 
1920 bis 1907 sind zwar in ihrer absoluten Höhe 
nicht verwendbar, da praktisch immer dieselbe Ar- 
beitszeit zugrunde gelegt worden ist. Das wird den 
tatsächlichen Verhältnissen wahrscheinlich nicht ge- 
recht. Dagegen darf angenommen werden, daß die 
Veränderung der Arbeitszeit in allen Leistungs- 
gruppen etwa gleichmäßig verlaufen ist, so daß der 
Zweck dieser Berechnungen — die Abweichungen 


innerhalb der Leistungsgruppen zu ermitteln — 
nicht berührt wird. 

Für die gemeinsame Reihe der Landarbeiter in den 
Übersichten 1 und 2 standen in dem ganzen Zeit- 
raum nur sehr mangelhafte Verdienstangaben zur 
Verfügung. Dazu gehören die Ergebnisse der Ver- 
diensterhebungen von 1953 und 1950 sowie der 
Verdiensterhebungen des Statistischen Reichs- 
amts von 1937. Von letzterer wurden nur Arbei- 
ter mit mehr als 300 Arbeitstagen im Jahr 
erfaßt. Entsprechend dem Verdienstunterschied zwi- 
schen den Arbeitern mit 2750 und mehr Arbeits- 
stunden und allen Arbeitern im Jahre 1950 wurden 
die Verdienste von 1937 umgerechnet und ver- 
gleichbar gemacht. 

Für die Jahre 1929 bis 1925 sind in den Statistischen 
Jahrbüchern Verdienste der Landarbeiter veröffent- 
licht. Die Angaben für 1925 waren wegen der zu 
geringen Repräsentation bei den meisten Landar- 
beitergruppen nicht verwendbar, aus diesen Anga- 
ben konnten lediglich die Relationen zwischen Bar- 
lohn und Gesamtlohn (einschließlich des Wertes der 
Deputate in der jeweiligen Bewertung) berechnet 
werden. Dieses Verhältnis wurde für die Jahre 1929 
bis 1926 benötigt, für die nur der Barlohn und die 
Menge der Depute veröffentlicht sind. 

Für das Jahr 1910 sind im Statistischen Jahrbuch 
1912 S. 60 tarifliche Stundenlöhne für Landarbeiter 
angegeben. Diese Verdienste waren jedoch wegen 
der zu geringen Repräsentation (1061 Arbeiter) 
nicht verwendbar. 

Um die fehlenden Zeiträume aufzufüllen, mußte die 
Entwicklung der Landarbeiterverdienste jeweils an 
die der Hilfsarbeiter der Industrie angelehnt wer- 
den. Dabei wurde wie folgt verfahren: Zwischen 
zwei Zeitpunkten mit Verdienstangaben für Land- 
arbeiter (z. B. 1950 und 1928) wurde die abso- 
lute Veränderung berechnet und der prozentuale 
Anteil an der gleichzeitigen Veränderung der abso- 
luten Hilfsarbeiterverdienste ermittelt. Nimmehr 
wurde die jährliche absolute Veränderung der Hilfs- 
arbeiterverdienste festgestellt und davon an Hand 
des oben erwähnten Vomhundertsatzes die anteil- 
mäßige Veränderimg der Landarbeiterverdienste 
berechnet. Da für 1907 keine Landarbeiterverdienste 
festzustellen waren, wurde für die letzte Zeitspanne 
der männliche Landarbeiterverdienst jeweils ent- 
sprechend der prozentualen Veränderung der Hilfs- 
arbeiterverdienste verändert. Die Verdienste der 
weiblichen Landarbeiter wurden in Anlehnung an 
das Verfahren zur Berechnung der männlichen 
Landarbei terverdienste ermittelt. 

Da für die Landarbeiter nur Jahresverdienste zur 
Verfügung standen, mußten die Verdienste der In- 
dustriearbeiter in Jahresentgelte umgerechnet wer- 
den. Zu diesem Zweck wurden die Wochenver- 
dienste mit 52 und die Tariflöhne mit den nach 
ihrem Zustandekommen vorstehend erwähnten 
Stundenzahlen multipliziert. Die Gewichtung der 
Land- und Industriearbeiterverdienste bei der Be- 
rechnung des gemeinsamen Durchschnitts wurde, 
nach Geschlecht getrennt, an Hand der Ergebnisse 
der Berufszählungen von 1907, 1925, 1939, 1946 und 


55 



Drucksache 1109 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


1950 vorgenommen. Von dieser unterschiedlichen 
Gewichtung wird der gemeinsame Durchschnittsver- 
dienst (und die prozentuale Abweichung der Ver- 
dienste in den einzelnen Leistungsgruppen vom 
Durchschnitt) wesentlich beeinflußt. Der Anteil der 
männlichen Landarbeiter ist von 21 v. H. im Jahre 
1907 auf 10 V. H. im Jahre 1953 gesunken, bei den 
weiblichen Landarbeitern von 48 v. H. im Jahre 
1907 auf 22 v. H. im Jahre 1953. Daraus erklärt 
sich, daß die Industriearbeiterverdienste (insbeson- 
dere die der Facharbeiter) 1907 wesentlich mehr 
über dem — von den Landarbeitern beeinflußten — 
Gesamtdurchschnitt lagen als es heute der Fall ist, 
und daß der Landarbeiterverdienst damals näher 
an den Gesamtdurchschnitt heranreichte als gegen- 
wärtig. Einen Knick weist die Entwicklung der Ab- 
weichungen vom Gesamtdurchschnitt bei den männ- 
lichen Facharbeitern und angelernten Arbeitern im 
Jahre 1931 auf. In diesem Jahr wurden infolge der 
Weltwirtschaftskrise die Löhne gemindert, wobei 
die Facharbeiter wesentlich stärker betroffen waren 
als die übrigen Leistungsgruppen (Facharbeiter 
minus 16 Pf/Std., angelernte Arbeiter minus 10 
Pf/Std.). Diese Entwicklung normalisierte sich nicht 
mehr, sondern mündete in die Angleichungstenden- 
zen der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg. 

Die Tabelle der Anlage 2 ^ur 1. DVO zum FAG sah 
für männliche und weibliche Aiibeiter in der Land- 
wirtschaft nur jeweils eine einzige Leistungsgruppe 
vor. Diese Zusammenfassung war in zweierlei Hin- 
sicht unbefriedigend. Einerseits überdeckte der ge- 
meinsame Durchschnitt für alle Land- und Forst- 
arbeiter die durch unterschiedliche Ausbildung, 
Tätigkeit oder Qualifikation in den genannten Be- 
reichen bestehenden Abweichungen zwischen typi- 
schen Arbeitergruppenentgelten vom Durchschnitts- 
entgelt aller Land- und Forstarbeiter, Andererseits 
setzen sich die Bruttoarbeitsentgelte der Land- und 
Forstarbeiter nach unterschiedlichen Merkmalen zu- 
sammen; während in der Landwirtschaft neben Bar- 
bezügen die Sachleistungen in Form von Deputaten 
usw. eine sehr große Rolle spielen, können Sach- 
leistungen in der Forstwirtschaft vernachlässigt wer- 
den, weil dort fast ausschließlich Barlöhne gezahlt 
werden. Es wurden deshalb unter Auswertung der 
Gehalts- und Lohnstrukturerhebung in der Land- 
und Forstwirtschaft (Statistik der Bundesrepublik 
Deutschland Band 92 Teil I und II [Statistisches 
Bundesamt 1958]) getrennt für Land- und Forst- 
arbeiter je zwei Leistungsgruppen gebildet; eine 
Ausnahme macht allein die einheitliche Leistungs- 
gruppe für weibliche Forstarbeiter. Die Leistungs- 
gruppenbildung für Land- und Forstarbeiter der An- 
lage 1 A zum FRG wurde in Anlehnung an die 
Leistungsgruppendefinitionen des Statistischen Bun- 
desamtes für die landwirtschaftliche Betriebszählung 
1959 vorgenommen. Anhand der Zuordnung einzel- 
ner Arbeitergruppen aus der Gehalts- und Lohn- 
strukturerhebung 1953 zu den neuen Leistungsgrup- 
pen wurden die Leistungsgruppenentgelte ermittelt 
und ihre prozentualen Abweichungen von den je- 
weiligen Durchschnitts entgelten aller Land- und 
Forstarbeiter berechnet. Da für die Vergangenheit 
keine derartigen Unterlagen über die Leistungs- 
gruppendifferenzierung der Land- und Forstwirt- 


schaft verfügbar waren, wurden die für 1953 ermit- 
telten Relationen konstant gehalten. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Verdienstabstu- 
fungen der Landarbeiter den Barlohn einschließlich 
des Wertes der Deputate in der Bewertung nach 
den Vorschriften bis zum Inkrafttreten der Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetze berücksichtigen 
(vgl. Artikel 3 § 4 ArVNG). Der nach den Über- 
gangs vor Schriften dieser Gesetze (vgl. Artikel 2 § 55 
ArVNG) zu gewährende Zuschlag wurde absichtlich 
nicht in die Tabellen für Landarbeiter eingearbeitet, 
um die allgemeinen Vorschriften über die Leistungs- 
voraus Setzungen (mindestens zehnjährige Beschäf- 
tigung als Pflichtversicherter in einer der zuschlag- 
berechtigten Berufsgruppen) unberührt zu lassen. 

Im Einvernehmen mit dem Statistischen Bundesamt 
wurde die bisher in der Anlage 2 zur l.DVO zum 
FAG geführte Leistungsgruppe für Hausgehilfinnen 
aufgegeben; die Entgelte für eine Beschäftigung als 
Hausgehilfin werden zukünftig durch die Leistungs- 
gruppe 2 für weibliche Landarbeiter miterfaßt, da 
die überwiegende Zahl der Hausgehilfinnen ohne- 
dies in der Landwirtschaft beschäftigt ist. 

Zur Festlegung der absoluten Werte der jeweiligen 
100 v.H.-Reihen männlicher und weiblicher Arbeiter 
(und Angestellter, s. Abschnitt 3) übermittelte das 
Statistische Bundesamt die in Übersicht 3 aufgeführ- 
ten Zahlen. Dabei geben die Angaben unter a) die 
rechnerischen Ergebnisse nach den Unterlagen des 
Statistischen Bundesamtes wieder, während die An- 
gaben unter b) die durchschnittlichen Bruttojahres- 
arbeitsentgelte für Versicherte der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge kennzeichnen, wie sie nach 
den Rechnungsgrundlagen der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze (BABl. 1957 S. 223, Tabelle 4) 
auf Grund der Beitragsstatistik des ehemaligen 
Reichsversicherungsamtes festgestellt wurden. Zu 
den Abweichungen der a)- und b)-Werte in den 
fünf Stichjahren ist folgendes zu bemerken: 

1907 

Der um etwa 5 v. H. höhere Durchschnittsentgelt 
nach RVO/AVG erklärt sich vor allem aus der Tat- 
sache, daß die Entgeltbestimmung über die Zahl 
und Verteilung der entrichteten Markenbeiträge 
auf die Lohnstufen (und nach rückwärts verlängerte 
Gehaltsgruppen für Angestellte vor 1913) durch die 
relativ breiten Intervalle der damaligen Lohn- und 
Gehaltsklassen bewirkt wird, während die Jahres- 
verdienste von 1907 Effektivverdienste darstellen. 

1925 

Das Statistische Bundesamt setzte für die zahlen- 
mäßig bekannte Verteilung der männlichen und 
weiblichen Arbeiter und Angestellten des Jahres 
1925 die Verdienste des Jahres 1928 an, während 
die Auswertung der Beitragsstatistik des ehemali- 
gen Reichsversicherungsamtes die Ermittlung der 
Durchschnittsentgelte auch für das Jahr 1925 ermög- 
lichte. Für 1928 wurden nach der Beitragsstatistik 
als Durchschnittsentgelt 1983 RM festgestellt. Die 
danach verbleibende Differenz von 8 v. H. läßt 
sich durch die in den 20er Jahren bestehende 
„Unterversicherung" erklären, d. h. durch die 
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Tatsache, daß wegen niedriger Beitragsbemessungs- 
grenzen die versicherbaren Entgelte geringer waren 
als die Effektivverdienste (dieser Sachverhalt wird 
auch daraus ersichtlich, daß sowohl in der Arbeiter- 
rentenversicherung als auch in der Angestelltenver- 
sicherung in der Zeit zwischen dem 1. 1. 1924 und 
dem 1. 9. 1928 jeweils drei bzw. zwei neue Bei- 
tragsklassen für Pflichtversicherte aufgestockt wer- 
den mußten). 

1939 

Für dieses Jahr beruht die-Differenz der a)- und b)- 
Entgelte von etwa 5 v. H. erneut auf der unter- 

übersicht 3 

Zahl der erwerbstätigen Arbeitnehmer nach den Ergebnissen der Berufszählungen, ihre 
durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsverdienste sowie die durdhsdmittlichen Brutto] ahres- 

arbeitsentgelte aller Versicherten. 


Jahr 

Arbeiter 

und 

Angestellte 

Arbeiter 

m 1 w 

Angestellte 
m j w 

1907 

Anzahl in 1000 

13 540 

.8 802 

2 838 

1 594 

306 

a) Jahresverdienst in RM 

937 

1 009 

452 

1 456 

671 

Abweichungen v. H 

100,00 

107,68 

48,24 

155,39 

71,61 

b) Jahresentgelt RVO/AVG in RM . . 

987 

1 063 

476 

1 534 

707 

1925 






Anzahl in 1000 

18 108 

10 930 

3 504 

2 656 

1 018 

a) Jahresverdienst in RM *) 

2 143 

2 237 

1 156 

3 220 

1 717 

Abweichungen v. H 

100,00 

104,39 

53,94 

150,26 

80,12 

b) Jahresentgelt RVO/AVG in RM . . 

1 469 

1 533 

792 

2 207 . 

1 177 

1939 






Anzahl in 1000 

12 117 

6 836 

2 674 

1 563 

1 044 

a) Jahres verdienst in RM 

1 992 

2 139 

1 112 

3 082 

1 651 

Abweichungen v. H 

100,00 

107,38 

55,82 

154,72 

82,88 

b) Jahresentgelt RVO/AVG in RM . . 

2 092 

2 246 

1 168 

3 237 

1 734 

1946 

Anzahl in 1000 

11 347 

6 155 

2 258 

1 645 

1 289 

a) Jahres verdienst in RM 

1 789 

1 906 

971 

2 746 

1 442 

Abweichungen v. H 

100,00 

106,54 

54,28 

153,49 

80,60 

b) Jahresentgelt RVO/AVG in RM . . 

1 778 

1 894 

' 965 

2 729 

1 433 

1950 

Anzahl in 1000 

14 753 

8 035 

3 195 

2011 

1 512 

a) Jahr es verdienst in DM 

3 123 

3 292 

1 1 853 

4 742 

2 751 

Abweichungen v. H 

100,00 

- 105,41 

' 59,33 

151,84 

88,09 

b) Jahresentgelt RVO/AVG in DM . . 

3 161 

3 332 

1 875 

4 800 

2 785 


*) Verdienste des Jahres 1928. 


schiedlichen Erfassung der Arbeitseinkommen einer- 
seits über die Beitragsstatistik und andererseits 
über die Effektivverdienste der Verdienststatistik. 

1946 

Die fast vollkommene Übereinstimmung beider Ein- 
kommenswerte läßt sich mit der in beiden Fällen 
gleichen Systematik der Erfassung erklären (vgl. 
BABl. 1957 S. 221 ff.). 

1950 

Ebenso wie für das Jahr 1946 beträgt die Abwei- 
chung zwischen beiden Entgeltwerten weniger als 
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1 V. H. und kann im Hinblick auf den Zweck des 
Tabellenwerks für das FRG vernachlässigt werden. 

Die Übersicht 4 zeigt die für die fünf Stichjahre der 
Übersicht 3 festgestellten Durchschnittsentgelte der 
jeweiligen Gruppen (RVO- und AVG-Werte für 
männliche und weibliche Arbeiter und Angestellte) 
nach Auffüllung der Zwischenwerte mit Hilfe der 
durchschnittlichen Brutto jahresarbeitsentgelte aller 
Versicherten der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten ohne Lehrlinge und An- 
lernlinge nach den Rechnungsgrundlagen der Ren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetze (vgl. BABl. 
1957 S. 223). 


Übersicht 4 

Durchschnittliche Brutto] ahresarbeitsentgelte der 
männlichen und weiblichen Arbeiter und Angestellten 
von 1891 bis 1957 in RM/DM 



Arbedter 

Arbeiter 

j Angestellte 

Jahr 

und An- 
gestellte 

m 

w 

m 

w 

Relation 
in V. H. 

100,00 

107,68 

48,24 

155,39 

71,61 

1891 

700 

754 

338 

1 088 

501 

1892 

700 

754 

338 

1 088 

501 

1893 

709 

763 

1 342 

1 102 

508 

1894 

714 

769 

j 344 

1 109 

511 

1895 

, 714 

769 

344 

1 109 

1 511 

1896 

728 

784 

' 351 

1 131 

521 

1897 

741 

798 

i 357 

1 151 

531 

1898 

755 

813 

364 

1 173 

541 

1899 

773 

832 

373 

1 201 

554 

1900 

796 

857 

384 

1 237 

570 

1901 

814" 

877 

393 

1 265 

583 

1902 

841 

906 

406 

1 307 

602 

1903 

855 

921 

412 

1 329 

612 

1904 

887 

955 

428 

1 378 

635 

1905 

910 

980 

439 1 

1 414 

652 

1906 

946 

1 019 

456 

1 470 

677 

1907 

987 

1 063 

476 

1 534 

707 

1908 

1019 1 

1 097 

492 1 

1 583 

730 

1909 

1 046 1 

1 126 

505 1 

1 625 

749 

1910 

1 078 

1 161 

520 

1 675 

772 

1911 ! 

1 119 

1 205 

540 

1 739 

801 

1912 1 

1 164 ' 

1 253 

562 

1 809 

834 

1913 

1 182 

1 273 

570 

1 837 

846 

1914 

1 219 

1 313 

588 

1 894 

873 

1915 

1 178 

1 268 

568 

1 830 

844 

1916 

1233 

1 328 

595 

1 916 

883 

1917 

1 446 

1 557 

698 

2 247 

1 035 

1918 

1 706 

1 837 

823 

2 651 

1 222 

1919 1 

2 010 

2 164 

970 

3 123 

1 439 

1920 

3 729 

4 015 

1 799 

5 794 

2 670 

1921 

9 974 

10 740 

4811 

15 499 

7 142 

1922 

. 


, 


, 

1923 


, 


. 


1924 

1 233 

1 328 

595 

1 916 

883 



Arbeiter 

Arbeiter 

Ange»stellte 

Jahr 

und An- 
gestellte 

m 

j w 

m 

i w 

Relation 
in V. H. 

100,00. 

104,39 

53,94 

150,26 

80,12 

1925 

1 469 

1 533 

792 

2 207 

1 177 

1926 

1 642 

i 1 714 

1 886 

2 467 

1 316 

1927 

1 742 

1 818 

1 940 

2 618 

1 396 

1928 

1 983 

2 070 

1 070 

2 980 

1 589 

1929 

2 110 

2 203 

1 138 

3 170 

1 691 

1930 

2 074 

2 165 

1 119 

3 116 

1 662 

1931 

1 924 

2 008 

1 038 

2 891 

1 542 

1932 

1 651 

1 723 

891 

2 481 

1 323 

1933 

1 583 

1 652 

854 

2 379 

1 268 

1934 

1 605 

1 675 

866 

2 412 

1 286 

1935 

1 692 

1 766 

i 913 

2 542 , 

1 356 

1936 

1 783 

1 861 

962 

2 679 

. 1 429 

1937 

1 856 

1 937 

1001 

2 789 

1 487 

1938 

1 947 

2 032 

1 050 

2 926 ! 

1 560 

Relation 
in V. H. 

100,00 

107,38 

55,82 

154,72 

82,88 

1939 

2 092 

2 246 

1 168 

3 237 

1 734 

1940 

2 156 

2 315 

1 203 

3 336 

1 787 

1941 

2 297 

2 467 

1 282 

3 554 1 

1 904 

1942 

2 310 

2 480 

1 289 

3 574 

1 915 

1943 

2 324 

2 496 

1 297 

3 596 1 

1 926 

1944 

2 292 

2 461 

1 279 

3 546 1 

1 900 

1945 

1 778 1 

1 909 j 

992 

2 751 i 

1 474 

Relation 
in V. H. 

100,00 

106,54 

54,28 

153,49 

80,60 

1946 

1 778 

1 894 

965 

2 729 

1 433 

1947 

1 833 

1 953 

995 

2 813 

1477 

1948 

2 219 

2 364 

1204 

3 406 

1 789 

1949 

2 838 

3 024 

1540 

4 356 

2 287 

Relation 
in V. H. 

100,00 

105,41 

59,33 

151,84 

88,09 

1950 

3 161 

3 332 

1 875 

4 800 

2 785 

1951 

3 579 

3 773 

2 123 

5 434 

3 153 

1952 

3 852 

4 060 

2 285 

5 849 

3 393 

1953 

4 061 

4 281 

2 409 

6 166 

3 577 

1954 

4 234 

4 463 

2512 

6 429 

3 730 

Relation 
in V. H, 

100,00 

107,39 

59,89 

145,65 

84,17 

1955*) 1 

4 548 1 

4 884 

2 724 

6 624 

3 828 

1956 

4 844 

5 202 

2 901 

7 055 

4 077 

1957 

5 043 1 

5 416 

3 020 

7 345 

4 245 


*) Die prozentualen Abweichungen der Entgelte in den 
vier Gruppen vom Durchschnitt&entgelt wurden für die 
Jahre 1955 bis 1957 aus der Übersicht 3 auf S. 226 der 
Rechnungsgrundlagen (a. a. O.) ermittelt. Die Entgelte 
der männlichen und weiblichen Angestellten in den 
Jahren vor 1913 wurden mit Hilfe der für 1907 fest- 
gestellten Relationen errechnet, die auch für männliche 
und weibliche Arbeiter vor 1906 angesetzt wurden. 

Die Übersichten 5 und 6 geben die absoluten Ent- 
gelte aller männlichen und weiblichen Arbeiter in 
den jeweils vier Gruppen für die Jahre 1891 bis 1957 
an. 
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Bruttoarbeitsentgelt der männlichen Arbeiter (RM/DM) 


Übersicht 5 


Jahr 

Induistriearbeiter 
der Leistungsgnippe 

Land- 

arbei- 

Jahr 

Induist ri e arb eit er 
der Leistungsgruppe 

Land- 

arbei- 


1 

2 

3 

ter*) 


1 

2 

3 

ter*) 

1891 

952 

807 

662 

427 . 

1924 

1 645 

1 356 

1 126 

648 

1892 

952 

807 

662 

427 1 

1925 

1 898 

1 556 

1 303 

737 

1893 

964 

816 

670 

432 ; 

1926 

2 120 

1 729 

1 460 

812 

1894 

971 

823 

675 

435 

1927 

2 247 

1 823 

1 553 

849 

1895 

971 

823 

675 

435 

1928 

2 556 

2 064 

1 772 

967 

1896 

990 

839 

688 

444 

1929 

2 721 

2 196 

1 888 

1 029 

1897 

1 008 

854 

701 

452 

1930 

2 676 

2 165 

1 855 

989 

1898 

1 027 

870 

714 

460 

1931 

2 474 

2 012 

1 721 

932 

1899 

1 051 

890 

730 

471 

1932 

2 100 

1768 

1 465 

843 

1900 

1 082 

917 

752 

485 

1933 

1 996 

1 731 

1 401 

814 

1901 

1 108 

938 

770 

496 

1934 

2 023 

1 759 

1420 

826 

1902 

1 144 

969 

795 

513 

1935 

2 132 

1 856 

1 498 

871 

1903 

1 163 

985 

809 

521 

1936 

2 259 

1 969 

1 587 

923 

1904 

1 206 

1 022 

838 

541 

1937 

2 359 

2 055 

1 639 

941 

1905 

1 238 

1 049 

860 

555 

1938 

2 497 

2 176 

1 709 

967 

1906 

1 287 

1 090 

895 

577 

1939 

2 760 

2 405 

1 896 

1 060 

1907 

1 343 

1 137 

933 

602 

1940 

2 824 

2 461 

1 901 

1 051 

1908 

1 383 

1 172 

960 

618 

1941 

2 970 

2 588 

2 008 

1 085 

1909 

1 418 

1 200 

983 

632 

1942 

2 988 

2 604 

2 004 

1 092 

1910 

1 459 

1 235 

1 011 

647 

1943 

3 012 

2 616 

2 040 

1 104 

1911 

1 513 

1 280 

1 046 

665 

1944 

2 964 

2 580 

2 028 

1 092 

1912 

1 571 

1 328 

1 084 

687 

1945 

2 268 

2 028 

1 596 

888 

. 1913 

1 594 

1 347 

1 097 

691 

1946 

2 220 

2 052 

1 620 

936 

1914 

1 643 

1 387 

1 128 

708 

1947 

2 256 

2 064 

1704 

960 

1915 

1 585 

1 338 

1 085 

677 

1948 

2 688 

2 520 

2 112 

1 128 

1916 

1 657 

1 398 

1 133 

704 

1949 , 

3 432 

3 216 

2 724 

1 368 

1917 

1 942 

1 636 

1 323 

819 

1950 

3 840 

3 588 

2 976 

1 476 

1918 

2 287 

1 927 

1 556 

957 

1951 

4 296 

4 032 

3 372. 

1 728 

1919 

2 692 

2 266 

1 829 

1 119 

1952 

4 632 

4 320 

3 600 

1896 

1920 

4 991 

4 196 

3 381 

2 060 

1953 

4 908 

4 560 

3 828 

2 028 

1921 

13 339 

11 159 

9 043 

5 467 

1954 

5 064 

4 776 

3 960 

2 124 

1922 





1955 

5 580 

5 208 

4 368 

2 364 

1923 





1956 

1957 

5 868 

6 108 

5 520 

5 652 

4 692 

4 836 

2 544 

2 952 


*) einschließlich des Wertes der Deputate, aber ohne Zuschlag nach Artikel 2 § 55 ArVNG. Der Wert für 1957 bexüdc- 
sichtigt die durch Artikel 3 § 4 ArVNG eingetretene Veränderung. 


Die Übersichten 5a und 6a zeigen die Aufgliederung 
der in den Übersichten 5 und 6 angegebenen Durch- 
schnittswerte für Landarbeiter unter Berücksichti- 
gung der Leistungsgruppendifferenzierung in der 
Land“ und Forstwirtschaft. Dabei wurden als Durch- 
schnittsentgelte der männlichen und weiblichen 
Landarbeiter die Reihenwerte der Übersichten 5 
und 6 zugrunde gelegt; die absoluten Werte konn- 
ten anschließend nach den für 1953 festgestellten 
relativen Abständen der Leistungsgruppenentgelte 
vom Durchschnitt errechnet werden. Die absolüten 
Leistungsgruppenwerte für die Forstarbeiter be- 
ruhen auf den für 1953 ermittelten Verdiensten voll- 
beschäftigter Forstarbeiter in den einzelnen Grup- 
pen. Für die Zeiten vor und nach 1953 wurden die 
Leistungsgruppenentgelte mit Hilfe des Index der 
Landarbeiterentgelte bestimmt, jedoch blieb für 


1957 die durch Artikel 3 § 4 ArVNG bewirkte Er- 
höhung der Sachbezugsbewertung notwendigerweise 
außer Betracht. 

Zur Vereinfachung der Rentenberechnung bei An- 
wendung dieser Tabellenwerte wurden die Entgelte 
für die Zeit bis zum Inkrafttreten der Zweiten Lohn- 
abzugsverordnung (2. LVA) den Lohnstufen des 
alten Beitragsrechts in Anlehnung an die Zeiträume 
der Anlage 1 zu § 1255 RVO zugeordnet (vgl. die 
Übersichten 7 und 8, deren Ergebnisse zu den An- 
lagen 4 und 6 zum FRG zusammengefaßt wurden). 
Dabei wurden für die einzelnen Zeiträume von 1891 
bis 1942 aus den Entgelten der Übersichten 5, 5a, 6 
und 6a Mittelwerte der einzelnen Leistungsgruppen 
gebildet. Die Mittelwerte berücksichtigen jedoch für 
jedes Jahr nur den jeweils höchstmöglichen ver- 
sicherbaren Entgelt. Diese Leistungsgruppenmittel- 
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werte berücksichtigen innerhalb der einzelnen Zeit- 
räume durch Gewichtung mit der Zahl der Monate, 
in denen sie während des Zeitraums galten, eine 
genaue zeitliche Abgrenzung. Für den Zeitraum vom 
1. 1. 1907 bis 30. 9. 1921 wurden die Leistungs- 
gruppenentgelte der zwölf Monate des Jahres 1917 
auch für die folgenden drei Jahre sowie neun 
Monate des Jahres 1921 angesetzt, um eine Über- 
einstimmung mit der Feststellung des durchschnitt- 
lichen Bruttoarbeitsentgeltes aller Versicherten wäh- 
rend dieses Zeitraumes zu erzielen (vgl. BABl. 1957 
S, 226). Anschließend wurden die auf eine Kalender- 
woche des Geltungszeitraumes entfallenden Entgelt- 
mittelwerte der einzelnen Leistungsgruppen den 
Lohnstufen des alten Beitragsrechts zugeordnet. Da- 
bei war es in einzelnen Fällen nicht zu vermeiden, 
daß die Leistungsgruppendifferenzierung der Ent- 


gelte durch die Intervallbreite der Lohnstufen des 
alten Beitragsrechts überlagert wurde; beispiels- 
weise fielen im Zeitraum 1891 bis 1899 die Entgelte 
der Leistungsgruppen 2 und 3 der Arbeiter außer- 
halb der Land- und Forstwirtschaft zusammen in die 
Lohnstufe (Beitragsklasse) III, ebenso im Zeitraum 
1907 bis 1921 die Entgelte der Leistungsgruppen 1 
und 2 zusammen in die Lohnstufe (Beitragsklasse) V. 
Um die Leistungsgruppendifferenzierung jedoch 
möglichst weitgehend zu wahren und damit das Ziel 
der Entgeltauffächerung zu erhalten, wurden in 
einigen Fällen die Mittelwerte der Leistungsgrup- 
penentgelte der einen oder anderen Nachbarklasse 
zugeordnet. Das erschien insbesondere dann ver- 
tretbar, wenn die Mittelwerte der Leistungsgruppen 
in einzelnen Zeiträumen nur unwesentlich über der 


Übersicht 5a 


Bruttoarbeitsentgelte der männlichen Arbeiter 
in der Land- und Forstwirtschaft (RM/DM) 


Jahr 

Arb eit 1 

Landwirtschaft der 
Lei stungsgr uppe 

er in der 

Forstwirtschaft der 
Lei stungsgmppe 

Jahr 

Arbeite 

Landwirtschaft der 
Leistungsgnippe 

r in der 

Forstwirtschaft der 
Leistungsgruppe 

1 

2 

1 

2 

1 

2 

1 

2 

1891 

631 

380 

736 

653 

1924 

957 

576 

1 117 

992 

1892 

631 

380 

736 

653 

1925 

1 089 

655 

1 270 

1 128 

1893 

638 

384 

745 

661 

1926 

1 199 

722 

1400 

1 243 

1894 

643 

387 

750 

666 

1927 

1 254 

755 

1 463 

1 299 

1895 

643 

387 

750 

666 

1928 

1 428 

860 

1 667 

1 480 

1896 

656 

395 

765 

679 

1929 

1 520 

915 

1 774 

1 575 

1897 

668 

402 

779 

692 

1930 

1 461 

880 

1 705 

1 513 

1898 

680 

409 

793 

704 

1931 

1 377 

829 

1 606 

1 426 

1899 

696 

419 

812 

721 

1932 

1 245 

750 

1 453 

1 290 

1900 

716 

431 

836 

742 

1933 

1 202 

724 

1 403 

1 246 

1901 

733 

441 

855 

759 

1934 

1 220 

735 

1 424 

1 264 

1902 

758 

456 

884 

785 

1935 

1 287 

775 ! 

1 501 

1 333 

1903 

770 

463 

898 

797 

1936 

1 363 

821 

1 591 

1 412 

1904 

799 

481 

932 

828 

1937 

1 390 

837 

1 622 

1 440 

1905 

820 

494 

957 

849 

1938 

1 428 

860 

1 667 

1 480 

1906 

852 

513 

995 

883 

1939 

1 566 

943 

1 827 

1 622 

1907 

889 

535 

1 038 

921 

1940 

1 553 

935 

1 812 

1 608 

1908 

913 

550 

1065 

946 

1941 

1 603 

965 

1 870 

1 660 

1909 

934 

562 

1 089 

967 

1942 

1 608 

972 

1 872 

1 668 

1910 

956 

575 

1 115 

990 

1943 

1 632 

984 

1 896 

1 680 

1911 

982 

591 

1 146 

1 018 

1944 

1 620 

972 

1 884 

1 668 

1912 

1 015 

611 

1 184 

1 051 

1945 

1 320 

792 

1 536 

1 368 

1913 

1 021 

615 

1 191 

1 057 

1946 

1380 

828 

1 608 

1428 

1914 

1 046 

630 

1 220 

1 083 

1947 

1 428 

864 

1 668 

1 476 

1915 

1 000 

602 

1 167 

1 036.. 

1948 

1 668 

1 008 

1 944 

1 728 

1916 

1 040 

626 

1 213 

1 077 

1949 

2 028 

1 224 

2 364 

2 100 

1917 

1 210 

728 

1 412 

1 253 

1950 

2 184 

1 308 

2 544 

2 256 

1918 

1 414 

851 

1 649 

1 464 

1951 

2 544 

1 536 

2 976 

2 640 

1919 

1 653 

995 

1 929 

1 712 

1952 

2 796 

1 692 

3 264 

2 904 

1920 

3 043 

1 832 

3 551 

3 152 

1953 

3 000 

1 812 

3 504 

3 108 

1921 

8 076 

4 862 

9 423 

8 366 

1954 

3 144 

1 896 

3 672 

3 264 

1922 




, 

1955 

3 492 

2 100 

4 080 

3 624 

1923 



. 


1956 

3 768 

2 268 

4 392 

3 900 






1957 

4 356 

2 628 

4 620 

4 104 
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Übersicht 6 

Bruttoarbeitsentgelte der weiblichen Arbeiter (RM/DM) 


Jahr 

Industriearbeiter 
der Ledstungsgruppe 

Land- 

arbei- 

ter") 

Jahr 

Industriearbeiter 
der Leistungsgruppe 

Land- 

arbei- 

ter") 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

1891 

410 

404 

399 

267 

1924 

675 

663 

658 

380 

1892 

410 

404 

399 

267 

1925 

897 

880 

874 

506 

1893 

415 

409 

404 

271 

1926 

1 002 

981 

977 

565 

1894 

417 

411 

406 

272 

1927 

1 061 

1 037 

1 035 

600 

1895 

417 

411 

406 

272 

1928 

1 206 

1 176 

1 177 

682 

1896 

426 

420 

415 

278 

1929 

1 270 

1 228 

1 252 

729 

1897 

433 

427 

422 

282 

1930 

1 253 

1 217 

1 235 

722 

1898 

442 

435 

430 

288 

1931 

1 160 

1 129 

1 145 

673 

1899 

452 

446 

441 

295 

1932 

998 

980 

987 

559 

1900 

466 

459 

454 

304 

1933 

945 

931 

951 

537 

1901 

477 

470 

464 

311 

1934 

957 

945 

963 

546 

1902 

492 

486 

479 

321 

1935 

1 005 

997 

1 016 

574 

1903 

500 

493 

487 

326 

1936 

1 056 

1 051 

1 070 

604 

1904 

519 

512 

505 

339 

1937 

1 098 

1 034 

1 122 

628 

1905 

533 

525 

518 

347 

1938 

1 146 

1 145 

1 177 

652 

1906 

553 

545 

539 

361 

1939 

1 271 

1 273 

1 309 

725 

1907 

577 

569 

562 

377 

1940 

1 322 

1 327 

1 338 

739 

1908 

594 

585 

579 

383 

1941 

1 426 

1 436 

1 417 

776 

1909 

607 

598 

591 

387 

1942 

1 428 

1 452 

1 428 

780 

1910 

623 

613 

606 

393 

1943 

1 476 

1 500 

1 404 

780 

1911 

1 644 

633 

626 

402 

1944 

1 476 

1 488 

1 380 

780 

1912 

667 

656 

649 • 

411 

1945 

1 128 

1 152 

1 068 

600 

1913 

673 

663 

654 

410 

1946 

1 080 

1 104 

1 032 

588 

1914 

691 

681 

672 

417 

1947 

1 128 

1 152 

1 044 

588 

1915 

665 

655 

646 

396 

1948 

1 392 

1 428 

1 260 

696 

1916 

693 

683 

674 

409 

1949 

1 752 

1 800 

1 632 

864 

1917 

809 

798 

787 

472 

1950 

2 136 

2 208 

1 956 

1 032 

1918 

949 

937 

923 

547 

1951 

2 460 

1 472 

2 220 

1 248 

1919 

1 114 

1 098 

1 083 

634 

1952 

2 652 

2 628 

2 400 

1 380 

1920 

2 054 

2 027 

2 000 

1 157 

1953 

2 796 

2 772 

2 484 

1 500 

1921 

5 489 

5 422 

5 340 

3 089 

1954 

2 904 

2 880 

2 604 

1 596 

1922 

. 

. 

• 

. 

1955 

3 144 

3 108 

2 820 

1 764 

1923 

. 

. 

. 

• 

1956 

3 360 

3 276 

3 000 

1 944 






1957 

3 504 

3 396 

3 156 

2 256 


*) einschließlich des Wertes der Deputate, aber ohne Zuschlag nach Artikel 2 §55 ArVNG. Der Wert für 1957 berück- 
sichtigt die durch Artikel 3 § 4 ArVNG eingetretene Veränderung. 


unteren oder unter der oberen Lohnstufengrenze 
einer alten Beitragsklasse lagen. 

Ein besonderes Problem stellte auch die Zuordnung 
der Leistungsgruppenentgelte der weiblichen Arbei- 
ter außerhalb der Land- und Forstwirtschaft dar, die 
— wie Übersicht 6 zeigt — durchweg sehr eng bei- 
einander lagen, sich oftmals deckten oder hin und 
wieder sogar überlagerten, weil je nach Konjunk- 
turlage und Arbeitskraftbedarf die meist im Zeit- 
lohn beschäftigten Facharbeiterinnen kaum mehr 
verdienten als die vorwiegend im Leistungslohn 
tätigen angelernten und ungelernten Arbeiterinnen. 
Hinzu kommt, daß im Zeitlohn tätige weibliche 
Arbeiter überwiegend in Wirtschaftsbereichen arbei- 
ten, die ohnehin ein relativ niedriges Lohnniveau 
haben. Wird berücksichtigt, daß für die Renten- 
berechnung nicht tarifliche Stundenlöhne, sondern 
Effektivverdienste entscheidend sind, und daß die 


errechneten Relationen den tatsächlichen Verhält- 
nissen voll gerecht werden, so entspricht die vor- 
genommene Zuordnung in jeder Weise den Entgelt- 
entwicklungen, wie sie in den Beitragsübersichten 
der einzelnen Versicherten ihren Niederschlag fan- 
den. Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß die Lohn- 
stufengliederung des alten Beitragsrechts unter 
anderen Bestimmungsgründen stand als die Merk- 
male der Leistungsgruppenabgrenzung der heu- 
tigen amtlichen Verdienststatistik. 

Die stärkere zeitliche Untergliederung der Über- 
sichten 7 und 8 (Anlagen 4 und 6 zum FRG) gegen- 
über der Zeitraumabgrenzung der Anlage 1 zu 
§ 1255 RVO war bedingt durch die Tatsache, daß 
einzelne Beitragsklassen nicht während der vollen 
Dauer eines Zeitraumes nach der Gliederung der 
Anlage 1 zu § 1255 RVO galten, sondern durch Auf- 
I Stockung vorhandener Klassen während des Zeit- 
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raumes neu geschaffen wurden. Für die Ermittlung 
der Werteinheiten für Beiträge nach altem Recht 
hat diese Tatsache keine Bedeutung gehabt, weil 
die Gegenüberstellung von repräsentativem Entgelt 
je Klasse und Durchschnittsentgelt stets die zeitliche 
Abgrenzung berücksichtigte; bei der Zuordnung 
von Entgelten zu Beitragsklassen mußte jedoch auf 
die mögliche zeitliche Geltungsdauer einer Beitrags- 
klasse geachtet werden. Die Unterbrechung des vor- 
letzten Zeitraumes an der Jahreswende 1938/1939 
wird den Versicherungsträgern die Ermittlung der 
Steigerungsbeträge nach den Vorschriften des Ren- 
tenmehrbetragsgesetzes für den Fall einer Ver- 
gleichsberechnung im Sinne des Artikels 6 § 6 
Abs. 2 FANG erleichtern. 

Zur weiteren Vereinfachung für die Versicherungs- 
träger sind die in den Anlagen 5 und 7 angegebenen 


Brutto jahresarbeitsentgelte für männliche und 
weibliche Arbeiter so berechnet worden, daß sie 
ohne Rest durch 12 teilbar sind. Zu diesem Zweck 
sind die in den Übersichten 5, 5a, 6 und 6a fest- 
gelegten Entgelte für die Zeit ab 1942 auf Monats- 
basis ermittelt und durch Multiplikationen mit 12 
auf Jahreswerte umgerechnet worden. Damit ent- 
fällt für die Versicherungsträger bei der Renten- 
berechnung die Notwendigkeit zur Abrundung von 
Teilwerten, wenn Kalenderjahre nur teilweise mit 
Beitrags- oder Beschäftigungszeiten belegt sind. Im 
Hinblick darauf, daß bei Glaubhaftmachung der 
Beitrags- oder Beschäftigungszeiten ein höherer 
Genauigkeitsgrad als ein Kalendermonat ohnehin 
nicht zu erwarten ist, wurde von einer restlosen 
Teilbarkeit der Jahresarbeitsentgelte durch 52 (Wo- 
chen) abgesehen. 


Übersicht 6a 


Bruttoarbeitsentgelt der weiblichen Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft 

(RM/DM) 


Jahr 

Arbeiterinnen in 

Landwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

der 

Forstwirt- 

schaft 

Jahr 

Arbeiterinnen in 

Landwirtschaft 
der Leistungsgruppe 

der 

Forstwirt- 

schaft 

1 

2 

1 

2 

1891 

343 

261 

300 

1924 

488 

372 

426 

1892 

343 

261 

300 . 

1925 

650 

495 

568 

1893 

348 

265 

304 

1926 

726 

553 

634 

1894 

349 

266 

305 

1927 

770 

587 

673 

1895 

349 

266 

305 

1928 

876 

667 

765 

1896 

357 

272 

312 

1929 

936 

713 

818 

1897 

362 

276 

316 

1930 

927 

706 

810 

1898 

370 

282 

323 

1931 

864 

658 

755 

1899 

379 

289 

331 

1932 

718 

547 

627 

1900 

390 

297 

341 

1933 

690 

525 

602 

^ 1901 1 

399 

304 

349 

1934 

701 

534 

613 

1902 

412 

314 

360 

1935 

737 

561 

644 

1903 

419 

319 

366 

1936 

776 

591 

678 

1904 

435 

332 

380 

1937 

806 

614 

705 

1905 

446 

339 

389 

1938 

837 

638 

731 

1906 

464 

353 

405 

1939 

931 

709 

813 

1907 

484 

369 

423 

1940 

949 

723 

829 

1908 

492 

375 

430 

1941 

996 

759 ! 

871 

1909 

' 497 

379 

434 

1942 

1 008 

768 

876 

1910 

505 

384 

441 

1943 

1 008 

768 

876 

1911 

516 

393 

451 

1944 

996 

756 

876 

1912 

528 

402 

461 

l;945 

780 

588 

672 

1913 

526 

401 

460 

1946 

756 

576 

660 

1914 

535 

408 

468 

1947 

756 

576 

660 

1915 

509 

387 

444 

1948 

888 

672 

780 

1916 

525 

400 

459 

1949 

1 104 

840 

972 

1917 

606 

462 

530 

1950 

1 320 

1 008 

1 152 

1918 

702 

535 

614 

1951 

1 596 

1224 

1 404 

1919 

814 

620 

711 

1952 

1 776 

1 356 

1 560 

1920 

1 486 

1 132 

1 298 

1953 

1 932 

1 464 

1 680 

1921 

3 967 

3 021 

3 466 

1954 

2 052 

1 560 

1 788 

1922 




1955 

2 268 

1 728 

1 980 

1923 


, 


1956 

2 496 

1 896 

2 184 





1957 

2 892 

2 208 

2 304 
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Übersicht 7 


Ipntgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen für männliche Arbeiter 




Arbeiter außerhalb 
der Land- und Forstwirt- 
schaft der Leiistungsgruppe, 


Arbeiter 

in der 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

Landwirtschaft 
der Leistungs- 
gruppe 

Forstwirtschaft 
der Leistungs- 
Gruppe 



1 

2 

3 

1 

2 

1 

2 

vom 1. 1. 1891 ...... 

0 -Entgelt 

987 

837 

686 

654 

394 

763 

677 

bis 31. 12. 1899 

Klasi^e 

IV 

III 

III 

III 

II 

III 

III 

vom ’l. 1. 1900 

0 -Entgelt 

1175 

996 

817 

778 

468 

908 

806 

bis 31. 12. 1906 

Klasse 

V 

IV , 

III 

III 

II 

IV 

III 

vom 1. 1. 1907 

0 -Entgelt 

1436 

1436 

1135 

1054 

634 

1229 

1091 

bis 30. 9. 1921 

Klasse 

V 

V 

IV 

IV 

III 

V 

IV 

vom 1. 1. 1924 

0 -Entgelt 

1602 

1456 

1215 

1023 

616 

1194 

1060 

bis 31. 12. 1925 

Klasse 

V 

IV 

IV 

III 

II 

IV 

III 

vom 1. 1. 1926 

0 -Entgelt 

1872 

1776 

1507 

1227 

739 

1432 

1271 

bis 31, 12. 1927 

Klasse 

VI 

VI 

V 

IV 

III 

V 

IV 

vom 1. 1. 1928 

0 -Entgelt 

2139 

1987 

1684 

1372 

826 

1601 

1422 

bis 31.12,1933 ...... 

Klasse 

VII 

VII 

VI 

V 

III 

VI 

V 

vom 1. 1. 1934 

0 -Entgelt 

2254 

1963 

1571 

1338 

806 

1561 

1386 

bis 31. 12. 1938 

Klasse 

VIII 

VII 

VI 

V 

III 

VI 

V 

vom 1. 1. 1939 

0 -Entgelt 

2794 

2502 

1945 

1579 

951 

1841 

1635 

bis 27. 6. 1942 

Klasse 

IX 

VIII 

VII 

V 

IV 

VI 

V 


Übersicht 8 

Entgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen für weibliche Arbeiter 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

Arbeiterinnen außerhalb 
der Land- und Forstwirt- 
schaft der Leistungsgruppe 

Arbeiterinnen in der 

Landwirtschaft 
der Leistungs- 
gruppe 

Forst- 

wirt- 

1 

2 

1 

3 

1 

2 

Schaft 

vom 1. 1. 1891 

0 -Entgelt 

425 

419 

414 

356 

271 ^ 

674 

bis 31. 12. 1899 

Klasse 

II 

II 

II 

II 

I : 

III 

vom 1. 1.1900 

0 -Entgelt I 

506 

499 

492 

424 

323 

843 

bis 31. 12. 1906 

Klasse 

II 

II 

II 

II 

I 

III 

vom 1. 1. 1907 

0 -Entgelt 

697 

687 

678 

542 

413 

497 

bis 30. 9. 1921 

Klasse 

III 

III 

III 

II 

II 1 

II 

vom 1. 1. 1924 

0 -Entgelt 

786 

772 

766 

569 

434 

654 

bis 21. 12. 1925 

Klasse 

III 

III 

III 

II 

I 

III 

1 

vom 1. 1. 1926 

0 -Entgelt 

1032 

1009 

1006 

748 

570 

730 

bis 31. 12. 1927 

Klasse 

IV 

IV 

IV 

III 

II 

III 

vom 1. 1. 1928 

0 -Entgelt 

1139 

1110 

1125 

835 

636 

311 

bis 31. 12. 1933 

Klasse 

IV 

IV 

IV 

III 

II 

II 

vom 1. 1. 1934 

0 -Entgelt 

1052 

1034 

1070 

771 

588 

370 

bis 31. 12. 1938 

Klasse 

IV 

IV 

IV 

III 

II 

II 

vom 1. 1. 1939 

0 -Entgelt 

1352 

1361 

1365 

966 

736 

474 

bis 27. 6. 1942 

Klasse 

V 

V 

V 

IV 

m 

II 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


3. Rentenversicherung der Angestellten (Anlagen 8 
bis 11 zum FRG) 

Ebenso wie die übersiditen 1 und 2 die Abweichun- 
gen der durchschnittlichen Arbeiterverdienste vom 
Durchschnittsverdienst aller Arbeiter zeigt, geben 
die Übersichten 9 und 10 die entsprechenden Auf- 


übersicht 9 

Abweichungen der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
verdienste in den Leistungsgruppen vom Durch- 
schnittsverdienst aller männlichen Angestellten 


(alle männlichen Angestellten = 100) 


Jahr 

Angestellte der Leistlingsgruppe 

2 

3 

4 

5 

1913 

136,7 

106,6 

78,5 

51,3 

1914 

136,0 

106,2 

78,5 

52,8 

1915 

135,3 

105,8 

78,6 

54,3 

1916 

134,6 

105,4 

78,6 

55,8 

1917 

133,9 

105,0 

78,6 

57,3 

1918 

133,2 

104,6 

78,7 

58,8 

1919 

132,5 

104,2 

78,7 

60,3 

1920 

131,8 

103,8 

78,7 

61,8 

1921 

130,9 

103,5 

78,8 

63,3 

1922 

131,3 

105,6 

77,7 

62,1 

1923 

131,7 

107,7 

76,6 

60,9 

1924 

132,1 

109,8 

75,5 

59,7 

1925 

132,5 

112,0 

74,6 

58,5 

1926 

131,0 

113,8 

73,8 

60,8 

1927 

131,6 

113,6 

73,9 

60,2 

1928 

132,1 

113,4 

74,0 

59,6 

1929 

127,1 

111,8 

72,8 

58,8 

1930 

128,5 

111,5 

76,2 

60,9 

1931 

128,2 

111,0 

75,9. 

61,5 

1932 

128,1 

111,3 

76,0 

61,6 

1933 

133,0 

112,9 

71,8 

56,3 

1934 

133,0 

112,9 

71,8 

56,3 

1935 

133,0 

112,9 

71,8 

56,3 

1936 

133,0 

112,9 

71,8 

56,3 

1937 

133,0 

112,9 

71,8 

56.3 

1938 

133,0 

112,9 

71,8 

56,3 

1939 

135,0 

111,7 

72,1 

56,5 

1940 

135,7 

111,4 

72,3 

56,2 

1941 

136,4 

111,0 

72,4 

55,9 

1942 

136,5 

110,6 

72.7 

56,8 

1943 

136,6 

110,2 

73,0 

57,6 

1944 

136,7 

109,8 

73,3 

58,3 

1945 ! 

136,8 

109,4 

73,7 

59,1 

1946 1 

136,9 

109,0 

74,0 

59,9 

1947 i 

136,9 

108,6 

74,4 

60,6 

1948 

137,0 

108,2 

74,7 

61,4 

1949 

137,1 

107,8 

75,0 

62,2 

1950 

137,2 

107,2 

75,3^ 

63,0 

1951 

137,2 

107,2 

75,3 

63,0 

1952 

137,6 

106,5 

74,8 

62,4 

1953 

138,0 

105,8 

74,3 

61,8 

1954 

138,5 

105,1 

73,8 

61,2 

1955 

138,9 

104,4 

73,2 

60,5 

1956 

139,2 

103,7 

72,7 

59,9 

1957 

189,5 

103,0 

72,2 

59,3 


Übersicht 10 

Abweichungen der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
verdienste in den Leistungsgrtippen vom Durch- 
schnittsverdienst aller weiblichen Angestellten 


(alle weiblichen Angestellten = 100) 


Jahr 

Angestellte der Leistungsgruppe 

2 

3 

4 

5 

1913 

170,8 

128,9 

96.6 

63,5 

1914 

170,1 

128,5 

96,6 

% 5,0 

1915 

169,4 

128,1 

96,6 

66,5 

1916 

168,7 

127,7 

96,6 

68,0 

1917 

168,0 

127,3 

96,6 

69,5 

1918 

167,3 

126,9 

96,6 

71,0 

1919 

166.6 

126,5 

96,6 

72,5 

1920 

165.9 

126,1 

96,6 

74,0 

1921 

165,2 

125,7 

96,6 

75,5 

1922 

164,5 

125,3 

96,6 

77,0 

1923 

164,9 

127,4 

95,5 

75,8 

1924 

165,3 

129,5 

94,4 

74.6 

1925 

165,7 

131.6 

93,3 

73,4 

1926 

164,0 

131,5 

88,9 

71,5 

1927 

164,2 

132.5 

90,9 

70,2 

1928 

164,3 

133,4 

92,8 

68,9 

1929 

165,4 

133,2 

92,5 

70.1 

1930 

162,3 

129.0 

93,8 

70,7 

1931 

162,0 

128,9 

94,2 

71,0 

1932 

161,6 

128,9 

93,8 

71,2 

1933 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1934 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1935 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1936 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1937 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1938 

173,2 

135,3 

92,1 

67,5 

1939 

175,7 

133,8 

92,4 

67,6 

1940 

176,6 

133,3 

92,6 

67,3 

1941 

177,5 

132,8 

92,8 

66,9 

1942 

177,3 

133,1 

92,8 

67,7 

1943 

177,1 

133,4 

92,9 

68,5 

1944 

176,8 

133,7 

93,0 

69,3 

1945 

176,5 

134,0 

93.1 

70,1 

1946 

176,2 

134,2 

93,1 

70,9 

1947 

175,9 

134,6 

93,2 

71,7 

1948 

175,6 

134,9 

93,3 

72,4 

1949 

175,3 

135,0 

93,3 

73,1 

1950 

175,0 

135,2 

93,4 

73,8 

1951 

175,0 

135,2 

93,4 

73,8 

1952 

176,3 

135,1 

93,1 

74,1 

1953 

177,6 

135,0 

92,8 

74,4 

1954 

178,9 

134,9 

92,5 

74,7 

1955 

180,2 

134,8 

92,2 

75,0 

1956 

181,5 

134,7 

91,9 

75,3 

1957 

182,7 

134,6 

91,6 

75,6 


fädieruilgen für männliche und weiblidie Ange- 
stellte an. Das Statistische Bundesamt berechnete 
die Gehaltsabstufungen in den Leistungsgruppen 
der Angestellten für die Zeit von 1913 (Beginn der 
Angestelltenversicherung) bis 1957. Zur Definition 
der Leistungsgruppen (Anlage 1 zum FRG) wird auf 
die eingangs erwähnte Quellenangabe verwiesen. 
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Das Statistische Bundesamt ging bei der Erstellung 
der Zahlen in den Übersichten 9 und 10 von fol- 
genden statistischen Unterlagen aus: 

Effektiwerdienste der Angestellten standen nur aus 
der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1951 und 
der laufenden Verdi ensterhöbung ab 1957 zur Ver- 
fügung. Die Ergebnisse der Verdiensterhebung von 
1949 waren wegen verschiedener methodischer Ab- 
weichungen nicht verwendbar (und sind auch bei 
der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1951 iricht 
zum Vergleich herangezogen worden). Eine Probe- 
berechnimg ergab Veränderungen in den Verdienst- 
unterschieden nach Leistungsgruppen, wie sie im 
Zeitraum von zwei Jahren nicht eingetreten sein 
können. 

Es lagen indessen aus den Veröffentlichungen des 
Statistischen Reichsamtes für die Zeit von 1925 bis 
1941 regelmäßige Angaben über tarifliche Gehälter 
der Angestellten in einigen Wirtschaftsbereichen 
vor; diese Veröffentlichungen sind vom Statistischen 
Bundesamt bis zum Jahre 1954 fortgeführt worden. 
Die Gehaltsreihen aus sechs Tarifen waren für den 
verfolgten Zweck brauchbar. Nach Maßgabe der 
Eingliederungsrichtlinien für die Lohn- und Gehalts- 
strukturerhebung 1951 wurden die Angestellten- 
gruppen dieser Tarife in die Leistungsgruppen der 
Gehaltsstrukturerhebung eingefügt und aus den 
sechs Gehaltssätzen die Mittel gebildet. Diese durch- 
schnittlichen Tarifgehälter wurden je Leistungs- 
gruppe mit den Zahlen der Angestellten aus der 
Gehaltsstrukturerhebung 1951 gewogen und — für 
Männer und Frauen getrennt — zu Gesamtdurch- 
schnitten vereinigt. Vom Gesamtdurchschnitt wurden 
die prozentualen Abweichungen der einzelnen Lei- 
stungsgruppen berechnet. Die aus den Tarifgehältern 
berechnete Abweichung lag für das Jahr 1951 zwi- 
schen 0 V. H. und 8 v. H. über bzw. unter den aus 
den Effektivverdiensten ermittelten Abweichungen. 
Als Ursache können die unterschiedliche übertarif- 
liche Bezahlung und die geringe Repräsentation von 
sechs Tarifen angenommen werden. Um diese Diffe- 
renzen auszugleichen, wurden die aus den Effektiv- 
verdiensten berechneten Abweichungen = 100 ge- 
setzt; anschließend wurde ein Umrechnimgsfiaktor 
für die aus den Tarifgehältern berechneten Abwei- 
chungen festgestellt. Mit diesem Umrechnungsfaktor 
wurde die ganze Reihe von 1950 bis 1925 vergleich- 
bar gemacht. Für Zeiträume ohne Angaben (1942 
bis 1950 und 1952 bis 1956) wurde eine kontinuier- 
liche Entwicklung angenommen; die Berechnungs- 
methode wurde bei der Erläuterung der Abwei- 
chungen der Arbeiterverdienste beschrieben. Für 
die Zeit vor 1925 standen nur die im Statistischen 
Jahrbuch 1921/22 veröffentlichten Tarifgehälter der 
Angestellten im Bankgewerbe für die Jahre 1913 
und 1920 zur Verfügung. Damit wurde wie folgt 
verfahren: Aus dem betreffenden Tarifvertrag für 
Bankangestellte wurden die Gehaltssätze des Jah- 
res 1951 ermittelt, ein Durchschnittsgehalt und die 
Abweichungen der einzelnen Leistungsgruppen be- 
rechnet. Diesen Abweichungen wurden die der Ge- 
samtwirtschaft gegenübergestellt. Das ermöglichte 
die Bildung eines Umrechnungsfaktors, mit dem die 
aus den Tarifen von 1913 und 1920 ermittelten Ab- 
weichimgen nmgerechnet werden konnten. Die 
Zwischenjahre (1914 \bis 1919 imd 1921 bis 1924) 


wurden wieder so ausgefüllt, daß die Veränderun- 
gen gleichmäßig auf die einzelnen Jahre verteilt 
werden konnten. 

Aus den verfügbaren statistischen Unterlagen gin- 
gen die Verdienstabstufungen für Angestellte in der 
Zeit vor 1913 nicht hervor. Um den Möglichkeiten, 
daß Angestellte versichert waren (oder zumindest 
nach den damaligen Vorschriften als Angestellte 
versicherungspflichtig beschäftigt waren), zu genü- 
gen, wurden die Relationen der Gehaltsauffächerung 
des Jahres 1913 auch für die davor liegende Zeit 
angesetzt. 

Mit Hilfe der absoluten Zahlen der Übersicht 4 und 
Relativzahlen der Übersichten 9 und 10 wurden die 
Übersichten 11 und 12 errechnet, die den jährlichen 
Durchschnittsentgelt der männlichen und weiblichen 
Angestellten in den einzelnen Leistungsgruppen an- 
geben. 


Übersicht 11 


Bruttoarbeitsentgelte der männlichen Angestellten 

(RM/DM) 


Jahr 

Angestellte 

der Leistlingsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1891 

2 128 

1487 

1 160 

854 

558 

1892 

2 128 

1 487 

1 160 

854 

558 

1893 

2 156 

1 506 

1 175 

865 

565 

1894 

2 169 

1 516 

1 182 

871 

569 

1895 

2 169 

1 516 

1 182 

871 

569 

1896 

2 212 

1 546 

1 206 

888 

580 

1897 

2 251 

1 573 

1 227 

904 

590 

1898 

2 294 

1 603 

1 250 

921 

602 

1899 

2 349 

1642 

1 280 

943 

616 

1900 

2 420 

1691 

1 319 

971 

635 

1901 

2 474 

1 729 

1 348 

993 

649 

1902 

2 556 

1 787 

1 393 

1 026 

670 

1903 

2 600 

1 817 

1 417 

1 043 

682 

1904 

2 695 

1 884 

1 469 

1 082 

707 

1905 

2 766 

1 933 

1 507 

1 110 

725 

1906 

2 875 

2 009 

1 567 

1 154 

754 

1907 

3 001 

2 097 

1 635 

1 204 

787 

1908 

3 096 

2 164 

1 687 

1 243 

812 

1909 

3 179 

2 221 

1 732 

1 276 

834 

1910 

3 276 

2 290 

1 786 

1 315 

859 

1911 

3 401 

2 377 

1 853 

1 365 

892 

1912 

3 538 

2 473 

1 928 

1 420 

928 

1913 

3 593 

2511 

1 958 

1 442 

942 

1914 

3 705 

2 576 

2011 

1 487 

1 000 

1915 

3 579 

2 476 

1 936 

1 438 

994 

1916 

3 748 

2 579 

2019 

1 505 

1 069 

1917 

4 395 

3 009 

2 359 

1 766 

1 288 

1918 

5 185 

3 531 

2 773 

2 086 

1 559 

1919 

6 109 

4 138 

3 254 

2 458 

1 883 

1920 

11 333 

7 636 

6 014 

4 560 

3 581 

1921 

30 316 

20 288 

16 041 

12213 

9811 

1922 





. 

1923 



'' , 

, 

• 

1924 

3 748 

2 531 

2 104 

1 447 

1 144 

1925 

4 317 

2 924 

2 472 

1 646 

1 291 
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noch Übersicht 11 

Bnittoarbeitsentgelte der männlichen Angestellten 


(RM/DM) 


Jahr 

Angestellte 

der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1926 

4 825 

3 232 

2 807 

1 821 

1 500 

1927 

5 121 

3 445 

2 974 

1 935 

1 576 

1928 

5 829 

3 937 

3 379 

2 205 

1 776 

1929 

6 201 

4 029 

3 544 

2 308 

1 864 

1930 

6 095 

4 004 

3 474 

2 374 

1 898 

1931 

5 655 

3 706 

3 209 

2 194 

1 778 

1932 

4 853 

3 178 

2 761 

1 886 

1 528 

1933 

4 653 

3 164 

2 686 

1 708 

1 339 

1934 

4 718 

3 208 

2 723 

1 732 

1 358 

1935 

4 972 

3 381 

2 870 

1 825 

1 431 

1936 

5 240 

3 563 

3 025 

1 924 

1 508 

1937 

5 455 

3 709 

3 149 

2 003 

1 570 

1938 

5 723 

3 892 

3 303 

2 101 

1 647 

1939 

6 332 

4 370 

3 616 

2 334 

1 829 

1940 

6 525 

4 527 

3 716 

2 412 

1 875 

1941 

6 952 

4 848 

3 945 

2 573 

1 987 

1942 

6 996 

4 884 

3 948 

2 604 

2 028 

1943 

7 032 

4 908 

3 960 

2 628 

2 076 

1944 

6 936 

4 848 

3 900 

2 604 

,2 064 

1945 

5 376 

3 768 

3 012 

2 028 

1 632 

1946 

5 328 

3 732 

2 976 

2 016 

1 632 

1947 

5 508 

3 852 

3 060 

2 088 

1 704 

1948 

6 660 

4 668 

3 684 

2 544 

2 088 

1949 

7 200 

5 976 

4 692 

3 264 

2 712 

1950 

7 200 

6 588 

5 148 

3 612 

3 024 

1951 

7 200 

7 200 

5 820 

4 092 

3 420 

1952 

7 800 

7 800 

6 228 

4 380 

3 648 

1953 

9 000 

8 508 

6 528 

4 584 

3 816 

1954 

9 000 

8 904 

6 756 

4 740 

3 936 

1955 

9 000 

9 000 

6 912 

4 848 

4 008 

1956 

9 000 

9 000 

7 320 

5 124 

4 224 

1957 

9 000 

9 000 

7 560 

5 304 

.4 356 


Übersicht 12 

Bruttoarbeitsentgelte der weiblichen Angestellten 

(RM/DM) 


Jahr 

Angestellte der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1891 

1 277 

856 

646 

484 

318 

1892 ^ 

1 277 

856 

646 

484 

318 

1893 

1 294 

868 

655 

491 

323 

1894 

1 302 

873 

659 

494 

324 

1895 

1 302 

873 

659 

494 

324 

1896 

1 328 

890 

672 

503 

331 

1897 

1 353 

907 

684 

513 

337 

1898 

1 378 

924 

697 

523 

344 

1899 

1 412 

946 

714 

535 

352 

1900 

1 452 

974 

735 

551 

361 

1901 

1 485 

996 

751 

563 

370 

1902 

1 534 

1 028 

776 

582 

382 


Jahr 

Angestellte der Leistungsgruppe 


1 

2 

3 

4 

5 

1903 

1 

559 

1 045 

789 

591 

389 

1904 

1 

618 

1 085 

819 

613 

403 

1905 

1 

661 

1 114 

840 

630 

414 

1906 

1 

725 

1 156 

873 

654 

430 

1907 

1 

801 

1 208 

911 

683 

449 

1908 

1 

860 

1 247 

941 

705 

464 

1909 

1 

908 

1 279 

965 

724 

476 

1910 

1 

967 

1 319 

995 

746 

490 

1911 

2 

041 

1 368 

1 032 

774 

509 

1912 

2 

125 

1424 

1 075 

806 

530 

1913 

2 

156 

1 445 

1 090 

817 

537 

1914 

2 

224 

1 485 

1 122 

843 

567 

1915 

2 

151 

1 430 

1 081 

815 

561 

1916 

2 

250 

1 490 

1 128 

853 

600 

1917 

2 

637 

1 739 

1 318 

1 000 

719 

1918 

3 

114 

2 044 

1 551 

1 180 

868 

1919 

3 

667 

2 397 

1 820 

1 390 

1 043 

1920 

6 

803 

4 430 

3 367 

2 579 

1 976 

1921 

18 

198 

11 799 

8 977 

6 899 

5 392 

1922 







1923 



, 




1924 

2 

250 

1 460 

1 143 

834 

659 

1925 

2 

999 

1 950 

1 549 

1 098 

864 

1926 1 

3 

353 

2 158 

1 731 

1 170 

941 

1927 ! 

3 

557 

2 292 

1 850 

1 269 

980 

1928 

4 

049 

2611 

2 120 

1 475 

1 095 

1929 

4 

309 

2 797 

2 252 

1 564 

1 185 

1930 

4 

235 

2 697 

2 144 

1 559 

1 175 

1931 

3 

929 

2 498 

1 988 

1 453 

1 095 

1932 

3 

371 

2 138 

1 705 

1 241 

942 

1933 

3 

231 

2 196 

1 716 

1 168 

856 

1934 

3 

277 

2 227 

1 740 

1 184 

868 

1935 

3 

455 

2 349 

1 835 

1 249 

915 

1936 

3 

641 

2 475 

1 933 

1 316 

965 

1937 

3 

789 

2 575 

2 012 

1 370 

1 004 

1938 

3 

975 

2 702 

2 111 

1 437 

1 053 

1939 

4 

418 

3 047 

2 320 

1 602 

1 172 

1940 

4 

553 

3 156 

2 382 

1 655 

1 203 

1941 

4 

851 

3 380 

2 529 

1 767 

1 274 

1942 

4 

884 

3 396 

2 544 

1 776 

1 296 

1943 

4 

908 

3 408 

2 568 

1 788 

1 320 

1944 

4 

836 

3 360 

2 544 

1 764 

1 320 

1945 

3 

756 

2 604 

1 980 

1 368 

1 032 

1946 ! 

3 

648 

2 520 

1 920 

1 332 

1 020 

1947 

3 

768 

2 604 

1992 

1 380 

1 056 

1948 

4 

560 

3 144 

2412 

1 668 

1 296 

1949 

5 

832 

4 008 

3 084 

2 136 

1 668 

1950 

7 

092 

4 872 

3 768 

2 604 

2 052 

1951 

7 

200 

5 520 

4 260 

2 940 

2 328 

1952 

7 

800 

5 988 

4 584 

3 156 

2 520 

1953 

9 

000 

6 348 

4 824 

3 324 

2 664 

1954 

9 

000 

6 672 

5 028 

3 456 

2 784 

1955 

9 

000 

6 900 

5 160 

3 528 

2 868 

1956 

9 

000 

7 404 

5 496 

3 744 

3 072 

1957 

9 

000 

7 752 

5 712 

3 888 

3 204 


Die prozentualen Abweichungen der Gehälter in den 
Leistungsgruppen 1 vom Durchsdinittsverdienst aller 
männlichen oder weiblichen Angestellten wurden 
vom Statistischen Bundesamt nicht festgestellt. Da 
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die Unterscheidung nach Leistungsgruppen la und 
Ib der laufenden Verdiensterhebungen in Industrie 
und Handel (vgl. zur Definition dieser Leistungs- 
gruppen „Wirtschaft und Statistik“ 1957 S. 522) für 
die Zwecke dieser Tabellen zum FRG ohnehin be- 
deutungslos sind (die Abgrenzung nach Gehältern 
über oder unter 2500 DM im Monat auf Gegen- 
wartsbasis hat keinen Einfluß auf die Qualifikations- 
merkmale, die für die Zuordnung zur Leistungs- 
gruppe 1 entscheidend sind), wurde für die Ange- 
stelltentabellen zum FRG eine zusammengefaßte 
Leistungsgruppe 1 festgelegt. Der relative Abstand 
vom Gehalt der Leistungsgruppe 1 zum Durch- 
schnittsgehalt aller männlichen bzw. weiblichen An- 
gestellten wurde aus der Gehaltsstrukturerhebung 
1951 (vgl. Statistik der Bundesrepublik Deutschland, 
herausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Band 
91 Dezember 1954, S. 107 und 165) mit 195,62 v. H. 
für männliche und 254,84 v. H. für weibliche Ange- 
stellte aus dem Verhältnis der Leistungsgruppe Ib 
zum jeweiligen Durchschnitt ermittelt und für alle 
Jahre als konstant angesehen. 

Ebenso wie für FRG-Berechtigte der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter wurden für die Zeit vor Inkraft- 
treten der Zweiten Lohnabzugsverordnung (2. LAV), 
in der Rentenversicherung der Angestellten vor dem 
1. 7. 1942, auch die Gehälter der Angestellten in den 
einzelnen Leistungsgruppen nach zweckgerechten 
Zeitraumabgrenzungen gemittelt und den Gehalts- 
klassen des alten Beitragsrechts zugeordnet. 

Für die Zeiten vor dem 1. 1. 1913 konnte auf vor- 
handene Beitragsklassen der Angestelltenversiche- 


rung nicht zurückgegriffen werden, weil die Ange- 
stelltenversicherung erst von dem genannten Zeit- 
punkt an eingeführt wurde. Andererseits soll der 
Berechtigte, der seine Beitrags- oder Beschäftigungs- 
zeiten außerhalb des früheren Reichsgebietes zurück- 
gelegt hat, dem Eingliederungsgedanken folgend so 
gestellt werden, als wenn er im ehemaligen Reichs- 
gebiet beschäftigt gewesen wäre und für ihn Bei- 
träge entrichtet worden wären. 

Vor Einführung der Angestelltenversicherung waren 
nach damaligem Reichsrecht die Angestellten mit 
einem Jahresentgelt bis zu 2000 Mark in der Inva- 
lidenversicherung versichert. Der versicherbare Ent- 
gelt war nach oben durch die jeweils höchste Bei- 
tragsklasse der Invalidenversicherung begrenzt, und 
zwar durch die Beitragsklasse IV bis zum 31. 12. 1899 
und durch die Beitragsklasse V vom 1. 1. 1900 an. 
Diesem Sachverhalt war wegen der anzustrebenden 
Gleichbehandlung von FRG-Berechtigten gegenüber 
einheimischen Versicherten bei der Zuordnung der 
Angestelltenentgelte zu Beitragsklassen Rechnung 
zu tragen. Es lag daher nahe, für die Zeit vor dem 
1. 1. 1913 die Zuordnung nach den Beitragsklassen 
A bis E mit fiktiven Gehaltsstufen vouznehmen, die 
den Lohnstufen der Beitragsklassen I bis V der In- 
validenversicherung entsprachen. 

Die Ergebnisse dieser Berechnungen sind in den 
Übersichten 13 und 14 bzw. in den Tabellen der An- 
lagen 8 und 10 zum FRG zusammengefaßt. Es ist 
darauf hinzuweisen, daß bei der Bildung der Zeit- 
raumdurchschnitte für die Entgelte in den einzelnen 
Leistungsgruppen — wie auch bei der Erstellung 


Übersicht 13 

Entgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen für männliche Angestellte 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

Angestellte der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

vom 

1. 

1. 

1891 

0 -Entgelt 

2000 

1542 

1202 

886 

579 

bis 

31. 

12. 

1899 

Klasse 

D 

D 

D 

D 

c 

vom 

1. 

1. 

1900 

0 -Entgelt 

2000 

1834 

1431 

1054 

689 

bis 

31. 

12. 

1906 

Klasse 

E 

E 

E 

D 

C 

vom 

1. 

1. 

1907 

0 -Entgelt 

2000 

2000 

1770 

1304 

852 

bis 

31. 

12. 

1912 ! 

Klasse 

E 

E 

E 

E 

D 

vom 

1. 

1. 

1913 1 

0 -Entgelt 

4051 

2788 

2183 

1627 

1154 

bis 

31. 

7. 

1921 

Klasse 

J 

G 

F 

E 

D 

vom 

1. 

1. 

1924 

0 -Entgelt 

4033 

2728 

2288 

1547 

1218 

bis 

31. 

12. 

1925 

Klasse 

E 

D 

C 

C 

C 

vom 

1. 

1. 

1926 .... 

0 -Entgelt 

5404 

3587 

3104 

2054 

1657 

bis 

31. 

12. 

1933 . 

Klasse 

F 

D 

D 

C 

C 

vom 

1. 

1. 

1934 ^ 

0 -Entgelt 

5222 

3551 

3014 

1917 

1503 

bis 

31. 

12. 

1938 

Klasse 

F 

D 

D 

C 

C 

vom 

1. 

1. 

1939 

0 -Entgelt 

6659 

4624 

3787 

2462 

1916 

bis 

30. 

6. 

1942 

Klasse 

G 

E 

E 

D 

C 
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Entgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen für weibliche Angestellte 


Zeitraum 

RM/DM 

j Angestellte der Leistungsgruppe 

Klasse 

1 

2 

3 

4 * 

5 

vom 

1. 

1. 

1891 

0 -Entgelt 

1325 

888 

670 

502 

330 

bis 

31. 

12. 

1899 

Klasse 

D 

D' 

C 

B 

A 

vom 

1, 

1. 

1900 

0 -Entgelt 

1576 

1057 

798 

598 

393 

bis 

31. 

12. 

1906 

Klasse 

E 

D 

C 

C 

B 

vom 

1. 

1. 

1907 ' 

0 -Entgelt 

1923 

1308 

987 

,740 

486 

bis 

31. 

12. 

1912 

Klasse 

E 

E 

D 

C 

B 

vom 

1. 

1. 

1913 

0 -Entgelt 

2431 

1610 

1219 

922 

648 

bis 

31. 

7. 

1921 

Klasse 

F 

E 

D 

C 

B 

vom 

1. 

1. 

1924 

0 -Entgelt 

2625 

1705 

1346 

966 

762 

bis 

31. 

12. 

1925 

Klasse 

D 

C 

C 

B 

B 

vom 

1. 

1. 

1926 

0 -Entgelt 

3754 

2423 

1938 

1362 

1034 

bis 

31. 

12. 

1933 

Klasse 

E 

D 

C 

C 

B 

vom 

1. 

1. 

1934 .... 

0 -Entgelt 

3627 

2466 

1926 

1311 

961 

bis 

31. 

12. 

1938 

Klasse 

E 

D 

C 

C 

B 

vom 

1. 

1. 

1939 

0 -Entgelt 

4646 

3223 

2430 

1689 

1228 

bis 

30. 

6. 

1942 

Klasse 

E 

D 

D 

C 

C 


der Übersichten 7 und 8 für männliche und weib- 
liche Arbeiter — die den heutigen Beitragsbemes- 
sungsgrenzen entsprechenden Höchstbegrenzungen 
des alten Beitragsrechts berücksichtigt wurden. Aus 
dem gleichen Grunde sind die Entgeltwerte der Lei- 
stungsgruppen 1 und 2 in den Übersichten 11 und 12 
in Höhe der jahresdurchschnittlich geltenden Bei- 
tragsbemessungsgrenzen für die Zeit nach Inkraft- 
treten der 2. LAV abgeschnitten worden; für die 
Entgelte der männlichen und weiblichen Arbeiter 
entfiel diese Notwendigkeit. 

Bei der Zuordnung der Entgelte in den Leistungs- 
gruppen zu Beitragsklassen des alten Rechts war es 
auch für die Angestelltengruppen nicht zu vermei- 
den, daß in einigen Fällen mehrere Leistungsgrup- 
pendurchschnitte in eine einzige Gehaltsklasse ein- 
geordnet werden mußten. Dazu zwangen insbeson- 
dere die relativ großen Intervallbreiten der Ange- 
stellten-Gehaltsstufen, die bis zu 1200 Mark im Jahr 
betragen haben. Es wurde auch in diesem Falle ver- 
sucht, die Leistungsgruppendifferenzierung der Ent- 
gelte weitgehend zu erhalten. 

Bei der Ermittlung der Durchschnittsentgelte für die 
Zeit vor 1912 wurden jährlich höchstens 2000 RM 
angesetzt; ferner wurden — ebenso wie für die 
Übersichten 7 und 8 — bei der Errechnung des 
Durchschnittsentgelts für den Zeitraum 1913 bis 1921 
die Monatsentgelte des Jahres 1917 auch für die fol- 
genden Jahre 1918 bis 1920 und die sieben Monate 
des Jahres 1921 zugrunde gelegt. 

Die Durchschnittsentgelte der Übersichten 1 1 und 12 
sind für die Jahre 1942 und später in den Tabellen 


der Anlagen 9 und 1 1 zum FRG angegeben. Sie sind 
ebenfalls auf durch 12 teilbare Beträge abgerundet 
worden, um den Versicherungsträgern die Auftei- 
lung zu erleichtern, wenn Kalenderjahre nur teil- 
weise mit Beitrags- oder Beschäftiqungszeiten be- 
legt sind. Da die Werte der Übersichten 11 und 12 
auf der Grundlage von Barverdiensten in den ein- 
zelnen Leistungsgruppen errechnet wurden, kann 
die Vorschrift des Artikels 2 § 54 AnVNG über die 
Höherbewertung von Sachbezügen (beispielsweise 
von Krankenschwestern) für Berechtigte nach dem 
FRG nicht mehr angewandt werden. 

Zur Ermittlung der für den Versicherten maßgeben- 
den Rentenbemessungsgrundlage aus zugeordneten 
Klassenbeiträgen der Anlagen 4, 6, 8 und 10 zum 
FRG finden die allgemeinen Vorschriften der RVO 
und des AVG Anwendung. Die Tabelle der Anlage 1 
zu § 32 AVG enthält jedoch nur Werte für die Zeit 
ab 1. 1. 1913. Es war daher erforderlich, für zuge- 
ordnete Klassenbeiträge der Angestelltenversiche- 
rung — soweit sie auf die Zeit vor 1913 entfallen — 
eigene Werte ergänzend zu berechnen. 

Die Werte der d-Zeilen der Übersicht 15 sind in der 
Weise gewonnen worden, daß die repräsentativen 
Entgelte je Lohnklasse der Invalidenversicherung 
auf Monatswerte umgerechnet und den für die ein- 
zelnen Zeiträume ermittelten Durchschnittsentgelten 
aller Versicherten gegenübergestellt wurden. Dieses 
Verfahren entspricht der bei der Erstellung der Ta- 
bellen der Anlagen 1 zu § 1255 RVO und zu § 32 
AVG angewandten Methode. Die d- Werte der Über- 
sicht 15 sind in der Anlage 16 zum FRG angegeben. 
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Übersicht 15 


Repräsentative Entgelte und Werteinheiten 
für Versicherungszeiten in der Angestelltenversicherung vor 1913 


Zeitraum 

Gehalts- oder Beitragsklassen 

A 

B 

C 

D 

E 


vom 

1. 

1. 

1891 

5,13 

8,55 

12,90 

22,17 


a 

bis 

31. 

12. 

1899 

22,23 

37,05 

55,90 

96,07 


b 





726,— 

726,— 

726,— 

726,— 


c 





3,06 

5,10 

7,70 

13,23 


d 

vom 

1. 

1. 

1900 , . 

5.24 

8,55 

13,14 

19,00 

26,47 

a 

bis 

31. 

12. 

1906 

22,71 

37,05 

56,94 

82,33 

114,70 

b 





864,— 

864,— 

864,— 

864,— 

864,— 

c 





2,63 

4,29 

6,59 

9,53 

13,28 

d 

vom 

1. 

1. 

1907 

5,38 

8,59 

13,24 

19,00 

29,15 

a 

bis 

31. 

12. 

1912 

23,31 

37,22 

57,37 

82,33 

126,32 

b 





1069,— 

1069,— 

1069,— 

1069,— 

1069,— 

c 





2,18 

3,48 

5,37 

7,70 

11,82 

d 


a ” repräsentativer Wochenentgelt der Invalidenversicherung (I bis V) 
b == repräsentativer Monatsentgelt je Klasse 

c = durchschnittlicher Brutto jahresarbeitsentgelt aller Versicherten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten 

d — Verhältnis wert aus b und c 


4. Knappschaf tliche Rentenversicheirung (Anlage 12 
bis 15 zum FRG) 

a) Bergarbeiter 

Zur Ermittlung der Verdienstabstufungen für Berg- 
arbeiter waren weder die Unterlagen der laufenden 
Verdiensterhebungen des Statistischen Bundesamtes 
noch die Stichjahresergebnisse der Lohnstruktur- 
erhebung 1951 verwendbar, weil für die Zwecke 
des FRG eine abweichende Gruppenbildung vor- 
genommen werden mußte, die den Erfordernissen 
der Praxis der knappschaftlichen Rentenversicherung 
entspricht. Es wurden für die im Bergbau beschäf- 
tigten Arbeiter fünf Leistungsgruppen fest^elegt, 
die zwischen drei Unter- und zwei Ubertage-Lei- 
stungsgruppen differenziereh. 

Den Ausgangswert der Zeitreihen bildete das 
Monatseinkommen eines Vollhauers im Stein- 
kohlenbergbau des gesamten Bundesgebietes für 
das Jahr 1955, das von der Statistik der Kohlenwirt- 
schaft e. V., Essen, in „Zahlen zur KohlenwirtschafL' 
Heft 10/1958 S. 71, mit 535 DM angegeben wird. Da 
in der Leistungsgruppe 1 der Bergarbeiter die Hauer 
und sonstigen Gedingearbeiter zusammengefaßt 
werden sollten, wurde über die Leistungslohndiffe- 
renz je Schicht beider Gruppen ein gemeinsamer 
Durchschnitt des Schichtlohns ermittelt, der für 1955 
mit 97,04 v. H. des Hauerlohnes festgestellt wurde. 
Daraus ergab sich ein durchschnittliches Monats- 
einkommen der Hauer und sonstigen Gedinge- 
arbeiter im Steinkohlenbergbau des Bundesgebietes 
für das Jahr 1955 von 519 DM. Um von diesem für 
den Steinkohlenbergbau errechneten Einkommen 
auf das entsprechende Einkommen im gesamten 


Bergbau des Bundesgebietes schließen zu können, 
wurde mit einer Hilfsrechnung die relative Abwei- 
chung des Lohnniveaus im Steinkohlenbergbau vom 
Gesamtbergbau festgestellt. Nach Angaben in „Die 
Industrie der Bundesrepublik Deutschland", heraus- 
gegeben vom Statistischen Bundesamt, Reihe 4, 
Heft 19 S. 17 und 19, wurde für das Jahr 1957 ein 
durchschnittlicher Jahreslohn des Gesamtbergbaus 
von 5874,26 DM und ein Durchschnittslohn des Stein- 
kohlenbergbaus von 6017,79 DM festgestellt. Der 
mit 519 DM für den Monatsdurchschnitt des Jahres 
1955 im Steinkohlenbergbau errechnete Effektiv- 
lohn der Hauer und sonstigen Gedingearbeiter 
wurde um die Differenz zwischen Steinkohlen- und 
Gesamtbergbau von 2,4 v. H. auf den Monatsbetrag 
von 507 DM gesenkt. Bei dieser Hilfsrechnung muß- 
ten die Zahlen des Jahres 1957 zugrunde gelegt 
werden, weil für frühere Jahre Stein- und Braun- 
kohlenbergbau gemeinsam ausgewiesen werden. 

Auf der nächsten Stufe wurde das durchschnittliche 
Monatseinkommen der sonstigen Arbeiter unter 
Tage — jedoch ohne die Auffächerung nach den 
Leistungsgruppen 2 und 3 — ermittelt. Dazu wurde 
erneut die Leistungslohnrelation im Steinkohlen- 
bergbau zwischen statistisch erfaßten Gruppen her- 
angezogen. Die Statistik zur Kohlenwirtschaft er- 
mittelte für das Jahr 1955 einen durchschnittlichen 
Schichtlohn für Hauer und Gedingearbeiter unter 
Tage (Leistungsgruppe 1) von 19,68 DM und für die 
sonstigen Arbeiter unter Tage von 15,12 DM. Die 
Relation von 19,68 ; 15,12 - 100:76,8 wurde auf 
den vorher festgelegten Durchschnittsentgelt der 
Leistungsgruppe 1 (507 DM) angewandt; daraus 
ergab sich ein Durchschnittsentgelt aller sonstigen 
Arbeiter unter Tage von 389 DM im Monat für 1955. 
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Für die Auffächerung dieses gemeinsamen Durch- 
schnittsentgelts für die Leistungsgruppen 2 und 3 
wurde nach einer Statistik des Unternehmensver- 
bandes Ruhrbergbau aus dem Jahre 1954 verfahren. 
Aus der Besetzung der einzelnen Lohngruppen mit 
sonstigen Arbeitern unter Tage und den Tariflöhnen 
der Lohnordnung für den Steinkohlenbergbau an 
der Ruhr vom 4. 4. 1953 wurde festgestellt, daß die 
Angehörigen der Lerstungsgruppe 2 einen Verdienst 
hatten, der 111,7 v. H. des gemeinsamen Durch- 
schnitts betrug, während die Angehörigen der Lei- 
stungsgruppe 3 mit ihrem Einkommen bei 94,5 v. H. 
des gemeinsamen Durchschnitts beider Leistungs- 
gruppen lagen. Die Anwendung dieser Relationen 
auf den gemeinsamen Durchschnitt von 389 DM 
ergab für die Leistungsgruppe 2 (Facharbeiter und 
gelernte Arbeiter unter Tage) einen Monatsentgelt 
von 435 DM und für die Leistungsgruppe 3 (son- 


stige Arbeiter unter Tage) einen Monatsentgelt von 
368 DM für das Jahr 1955. 

Für die Ermittlung der Entgelte in den Leistungs- 
gruppen 1 und 2 (Arbeiter über Tage) wurde analog 
vorgegangen. Die Statistik zur Kohlenwirtschaft 
wies für den Monatsdurchschnitt 1955 ein Übertage- 
arbeitereinkommen im Steinkohlenbergbau von 
376 DM aus. Reduziert auf den Gesamtbergbau durciF 
Anwendung des bereits beschriebenen Minderungs- 
satzes von 100 zu 97,6 v. H. ergaben sich als ge- 
meinsamer Entgelt der Leistungsgruppen 1 und 2 
monatlich 367 DM. Die Auffächerung auf die beiden 
Leistungsgruppen war erneut über die Lohnord- 
nung im Steinkohlenbergbau an der Ruhr vom 4. 4. 
1953 und die Angaben in der Statistik des Unter- 
nehmensverbandes Ruhrbergbau über die Besetzung 
der Lohngruppen mit Übertagearbeitern möglich. 
Es stellte sich heraus, daß die Angehörigen der Lei- 


übersicht 16 


Bruttoarbeitsentgelte der Bergarbeiter 

(RM/DM im Monat) 


Jahr 

Bergarbeiter der Leistungsgruppe 

Lohnindex 

1 

unter Tage 

2 

3 

1 

über Tage 

2 

1926 

204 

175 

148 

162 

139 

40,2 

1927 

215 

184 

156 

170 

147 

42,4 

1928 

226 

194 

164 

179 

154 

44,6 

1929 

232 

199 

168 

184 

158 

45,7 

1930 

234 

201 

170 

186 

160 

46,2 

1931 

211 

181 

153 

168 

144 

41,7 

1932 

173 

149 

126 

137 

118 

34,2 

1933 

172 

147 

125 

136 

117 

33,9 

1934 

187 

160 

135 

148 

127 

36,8 

1935 

195 

167 

142 

155 

133 

38,5 

1936 

204 

175 

148 

162 

139 


1937 

215 

185 

156 

171 

147 

42,5 

1938 

218 

187 

158 

173 

149 


1939 

233 

200 

169 

185 

159 


1940 j 

240 

206 

174 

191 

164 

47,4 

1941 

256 

220 

186 

203 

175 


1942 

258 

221 

187 

204 

176 

50,8 

1943 

259 

222 

188 

205 

177 

51,1 

1944 

256 

219 

185 

203 

174 

50,4 

1945 

198 

170 

144 

157 

135 

39,1 

1946 

198 

170 

144 

157 

135 

39,1 

1947 

204 

175 

148 

162 

139 

40,3 

1948 

247 

212 

180 

196 

169 

48,8 

1949 

316 

271 

230 

251 

216 

62,4 

1950 

352 

302 

256 

279 

240 


1951 

399 

342 

290 

316 

"272 

78,7 

1952 

429 

368 

312 

340 

293 

84,7 

1953 

453 

388 

329 

359 

309 

89,3 

1954 

472 

405 

343 

374 

322 

93,1 

1955 

507 

435 

368 

402 

346 


1956 

560 

481 

407 

444 

382 

110,5 

1957 

583 

501 

424 

462 

398 

115,0 
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stungsgruppe 1 109,5 v. H. des gemeinsamen Durdi- 

sdinitts verdienten, die Angehörigen der Leistungs- 
gruppe 2 hingegen 94,4 v. H. In absoluten Zahlen 
waren das 402 DM für Leistimgsgruppe 1 und 346 
DM für Leistimgsgruppe 2 im Monatsdurdisdmitt 
1955. 

Derartige Entgeltsbestimmungen und -auffädierun- 
gen waren mit dem vorhandenen statistischen Ma- 
terial nur für das Jahr 1955 niöglich, annähernd ge- 
naue Berechnungen auch noch für einige davorlie- 
gende Zeiträume, nicht hingegen für den Gesamt- 
zeitraum von 1956 bis 1926. Es wurden daher die 
für das Jahr 1955 ermittelten Auffächerungen der 
Einkommen in den fünf Leistungsgruppen für alle 
vorhergehenden Jahre konstant gesetzt und die ab- 
soluten Entgeltwerte mit dem Index der Arbeiter- 
löhne im Bergbau bis 1926 zurückgerechnet (vgl. 
Rechnimgsgrundlagen zum KnVNG, BMA — GS — 
680 — 18/57 vom 9. 1. 1957). Die in Tabelle 4 
Spalte 15 der zitierten Rechn\ingsgrundlagen an- 
gegebene Indexreihe wurde für die Jahre 1939 bis 
1926 mit der Indexreihe der Tabelle 3 Spalte 3 auf 
der Basis 1939 verkettet. 

Kontrollrechnungen hinsichtlich der Zulässigkeit des 
vorstehend beschriebenen Berechnungsverfahrens 
ergaben befriedigende Ergebnisse; beispielsweise 
wich der Durchschnittsverdienst aller Bergarbeiter 
für das Jahr 1926 — errechnet als gewogenes 

arithmetisches Mittel aus Anzahl der Arbeiter und 
Entgelt je Leistungsgruppe — nach dem Indexver- 
fahren nur um 1,25 v. H. von dem mit anderen Me- 
thoden ermittelten Durchsdinittsentgelt aller Berg- 
arbeiter für 1926 nach den Rechnungsgrundlagen 
zum KnVNG ab. 

Die Werte für das Jahr 1957 wurden durch Fort- 
schreibung der für das Jahr 1956 ermittelten Lei- 
stungsgruppenentgelte im Gesamtbergbau mit Hilfe 
der Meßziffer der Veränderung des durchschnitt- 
lichen Bruttojahresarbeitsentgelts aller Versicherten 
gewonnen. 

Die in Übersicht 16 angegebenen Entgelte der Berg- 
arbeiter in den einzelnen Leistungsgruppen wur- 
den — ebenso wie für die Arbeiter und Angestell- 
ten außerhalb des Bergbaus — den Lohn- oder Bei- 
tragsklassen des alten Beitragsrechts zugeordnet. 
Dabei war zu beachten, daß für den Zeitraum bis 
zum 30. 6. 1926 die Verdienste der Arbeiter im Berg- 


bau schon einmal bestimmten Beitragsklassen zu- 
geordnet worden waren. Nach § 42 der Satzung der 
Reichsknappschaft wurden alle vor dem 1. 7. 1926 
erworbenen Anwartschaften der Arbeiter in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung den satzungs- 
mäßig festgelegten Lohn- oder Beitragsklassen zuge- 
ordnet. Nach Angaben in dem Geschäftsbericht der 
Reichsknappschaft für das Jahr 1926 ergab sich als 
gewogenes arithmetisches Mittel der Zuordnungs- 
klassen (Zahl der Bergarbeiter je Knappschaft mal 
Zuordnungsklasse der betreffenden Knappschaft) ein 
Wert von 4,57, der eine abgerundete Zuordnungs- 
klasse V verlangt hätte. Dieselbe Berechnung ohne 
die Bergarbeiter der Ruhr- und Niederrheinischen 
Knappschaft — aus denen der Fremdrentner ja un- 
ter keinen Umständen stammen können — ergab 
indessen einen Wert von 4,03, der die Zuordnungs- 
klasse IV rechtfertigte. 

Für die beiden folgenden Zeiträume wurden wie- 
derum Mittelwerte der Entgelte in den einzelnen 
Leistungsgruppen gebildet, wobei die versicherba- 
ren Höchstbeträge zu berücksichtigen waren. Die 
Übersicht 17 zeigt die Mittelwerte der Entgelte und 
die diesen Entgeltwerten entsprechenden Zuord- 
nungsklassen, die zur Tabelle der Anlage 12 zum 
FRG zusammengefaßt wurden. Die Monatsentgelte 
der Übersicht 16 für die Jahre ab 1943 wurden mit 
12 vervielfältigt und zur Tabelle der Anlage 13 zum 
FRG zusammengestellt. 

b) Bergangestellte 

Für die Auffächerung der Angestelltenentgelte im 
Bergbau bot die erstmals für das Jahr 1957 erstellte 
Statistik über die Verdienste der Angestellten in 
Industrie und Handel, veröffentlicht in „Wirtschaft 
und Statistik", 10, Jahrgang N. F. Heft 6, Juni 1958, 
S. 361 ff., hinreichenden Anhalt. 

Das monatliche Durchschnittsgehalt aller Angestell- 
ten im Bergbau wurde in der zitierten Statistik mit 
751 DM angegeben. Dabei handelte es sich um das 
Durchschnittsgehalt der Angestellten in den Lei- 
stungsgruppen 2 bis 5; das Gehalt der Angehörigen 
der Leistungsgruppe 1 war vom Statistischen Bun- 
desamt wegen der außerordentlichen Erhebungs- 
schwierigkeiten nicht erfaßt worden. Ferner han- 
delte es sich bei den erfaßten Gehältern um Durch- 


übersicht 17 

Entgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen für Bergarbeiter 


Bergarbeiter der Leistuixgsgruppe 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

unter Tage 

über Tage 

1 

2 

3 

1 

2 

bis 

30. 

6. 

1926 

Klasse 

IV 

IV 

IV 

IV 

IV 

vom 

1. 

7. 

1926 

0 -Entgelt 

205 

177 

150 

164 

141 

bis 

31. 

12. 

1938 

Klasse 

VII 

VI 

IV 

V 

IV 

vom 

1. 

1. 

1939 

0 -Entgelt 

247 

212 

179 

196 

169 

bis 

31. 

12. 

1942 

Klasse 

VIII 

VII 

VT 

VI 

V 
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Schnittsverdienste der Erhebungsmonate Februar, 
Mai, August und November 1957, so daß die im 
Bergbau nach dem dort herrschenden Entlohnungs- 
prinzip tariflich zu gewährende Jahressonderzuwen- 
dung in Höhe des 13. Monatsgehalts nicht erfaßt 
werden konnte. Es wurde daher der mit 751 DM 

Übersicht 18 

Bruttoarbeitsentgelte der Angestellten im Bergbau 


(ohne Leistungsgruppe 1) 


Jahr 

Dur 

Bruttom 

Kauf- 

män- 

nischen 

Ange- 

stellten 

chschnittli 

onatsgehä 

Techn 

Anges 

unter 

Tage 

che 

Iter der 

ischen 

teilten 

über 

Tage 

Gehalts- 

index 

1913 

177 

256 

225 

29,5 

1914 

188 

271 

239 

31,3 

1915 

165 

238 

210 

27,5 

1916 

180 

260 

229 

30,0 

1917 

196 

283 

249 

32,6 

1918 





1919 





1920 





1921 





1922 





1923 





1924 

171 

245 

215 

(28,3) 

1925 

203 

292 

257 

33,7 

1926 

227 

328 

289 

37,8 

1927 

240 

346 

305 

39,9 

1928 

252 

363 

320 

41,9 

1929 

275 

396 

349 

45,7 

1930 

273 

394 

347 

45,4 

1931 

249 

360 

317 

41,5 

1932 

234 

337 

297 

38,9 

1933 

234 

337 

297 

38,9 

1934 

230 

332 

293 

38,3 

1935 

230 

331 

292 

38,2 

1936 

232 

335 

295 

38,6 

1937 

242 

349 

307 

40,2 

1938 

272 

392 

345 

45,2 

1939 

276 

399 

351 

46,0 

1940 

285 

411 

362 

47,4 

1941 

304 

438 

386 

50,5 

1942 

305 

440 

388 

50,8 

1943 

307 

443 

390 

51,1 

1944 

303 

437 

385 

50,4 

1945 

235 

339 

299 

(39,1) 

1946 

235 

339 

299 

39,1 

1947 

242 

349 

308 

40,3 

1948 

293 

423 

373 

48,8 

1949 

375 

541 

477 

62,4 

1950 

418 

603 

531 

69,5 

1951 

473 

682 

601 

78,7 

1952 

509 

734 

647 

84,7 

1953 

537 

774 

682 

89,3 

1954 

560 

807 

711 

93,1 

1955 

601 

867 

764 

100,0 

1956 

647 

1 934 

823 

107,7 

1957 

674 

972 

857 

112,1 


Übersicht 19 

Bruttoentgelte 

der kaufmännischen Angestellten im Bergbau 


(RM/DM im Monat) 


Jahr 

Kaufmännische Bergbauangestellte 
der Leistungsgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

1913 

283 

242 

196 

152 

110 

1914 

301 

257 

208 

161 

117 

1915 

264 

226 

182 

142 

102 

1916 

288 

246 

199 

155 

112 

1917 

314 

268 

217 

168 

122 

1918 






1919 






1920 






1921 






1922 






"1923 






1924 

273 

233 

189 

146 

106 

1925 

325 

278 

225 

174 

126 

1926 

363 

310 

251 

195 

141 

1927 

384 

328 

265 

206 

149 

1928 

403 

344 

279 

216 

156 

1929 

440 

376 

304 

236 

171 

1930 

437 

373 

302 

235 

170 

1931 

399 

340 

275 

214 

155 

1932 

375 

320 

259 

201 

145 

1933 

375 

320 

259 

201 

145 

1934 

368 

314 

254 

198 

143 

1935 

368 

314 

254 

198 

143 

1936 

371 

317 

257 

199 

144 

1937 

387 

331 

268 

208 

150 

1938 

435 

372 

301 

234 

169 

1939 

442 

377 

305 

237 

171 

1940 

456 

390 

315 

245 

177 

1941 

487 

416 

336 

261 

189 

1942 

488 

417 

337 

262 

189 

1943 

492 

420 

340 

264 

191 

1944 

485 

414 

335 

260 

188 

1945 

376 

321 

260 

202 

146 

1946 

376 

321 

260 

202 

146 

1947 

387 

331 

268 

208 

150 

1948 

469 

401 

324 

252 

182 

1949 

600 

513 

415 

322 

233 

1950 

669 

571 

462 

359 

260 

1951 

757 

647 

523 

406 

294 

1952 

815 

696 

563 

437 

316 

1953 

860 

734 

594 

461 

333 

1954 

897 

766 

619 

481 

348 

1955 

962 

822 

665 

516 

373 

1956 

1 036 

884 

716 

556 

402 

1957 

1 078 

920 

745 

579 

418 


im Monat angegebene Entgelt um den anteiligen 
Betrag des 13. Monatsgehalts auf 815 DM erhöht. 
Gleichzeitig wurde unter Verwendung von Zahlen 
aus „Die Industrie der Bundesrepublik Deutschland", 
herausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Reihe 
4, Heft 19 S. 17 und 19, die Veränderung des Durch- 
schnittsgehalts im Bergbau von 1956 auf 1957 mit 
plus 4,2 V. H. festgestellt. Um diesen Vomhundert- 
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Satz wurde das Durchschnittsgehalt von 815 für 1957 
auf 781 DM für 1956 gemindert. 

Nach den Zahlenangaben in „Wirtschaft und Stati- 
stik" (a. a. O.) verdienten die kaufmännischen An- 
gestellten im Bergbau 82,8 v. H., die technischen 
Angestellten 112,3 v. H. des gemeinsamen Durch- 
schnittsgehalts. Ferner ergab sich aus den geltenden 


Gehaltstarifen im Bergbau, daß die technischen 
Untertage-Angestellten im Durchschnitt 13 v. H. 
mehr verdienten als die technischen Angestellten im 
übertagebetrieb. Unter der Annahme einer gleich- 
mäßigen Verteilung der technischen Angestellten 
auf den Grubenbetrieb und den übertagebetrieb 
ließen sich die Gehälter der Angestellten im Berg- 


übersicht 20 

Bruttoarbeitsentgelte der technischen Angestellten im Bergbau 

(RM/DM im Monat) 


Jahr 

Techniische Angestellte der Leistungsgruppe 
unter Tage | über Tage 

1 

2 

3 

4 

1 

2 

3 

4 

1913 

432 

321 

245 

213 

379 

282 

215 

187 

1914 

457 

340 

259 

225 

403 

299 

229 

199 

1915 

401 

298 

228 

198 

354 

263 

201 

175 

1916 

438 

326 

249 

216 

386 

287 

219 

191 

1917 

477 

355 

271 

235 

420 

312 • 

238 

207 

1918 









1919 









1920 









1921 









1922 









1923 









1924 

413 

307 

234 

204 

363 

270 

206 

180 

1925 

492 

366 

279 

' 243 

433 

322 

246 

214 

1926 

553 

411 

314 

273 

487 

362 

277 

240 

1927 

583 

434 

331 

288 

514 

382 

292 

254 

1928 

612 

455 

347 

302 

540 

401 

306 

266 

1929 

668 

496 

379 

329 

588 

437 

334 

290 

1930 

664 

494 

^77 

*328 

585 

435 

332 

289 

1931 

607 

451 

345 

300 

534 

397 

303 

264 

1932 

568 

422 

323 

280 

501 

372 

284 

247 

1933 

568 

422 

323 

280 

501 

372 

284 

247 

1934 ' 

560 

416. 

318 

276 

494 

367 

280 

244 

1935 

558 

415 

317 

275 

492 

366 

279 

243 

1936 

565 

420 

321 

279 

497 

370 

282 

245 

1937 

588 

437 

334 

290 

518 

385 

294 

255 

1938 

661 

491 

375 

326 

582 

432 

330 

287 

1939 

673 

500 

382 

332 

592 

440 

336 

292 

1940 

693 

515 

393 

342 

610 

454 

346 

301 

1941 

738 

549 

419 

364 

! 651 

484 

369 

321 

1942 

742 

551 

421 

366 

654 

486 

371 

323 

1943 

747 

555 

424 

369 

658 

489 

373 

324 

1944 

737 

548 

418 

364 

649 

482 

368 

320 

1945 

572 

425 

324 

282 

504 

375 

286 

249 

1946 

572 

425 

324 

282 

504 

375 ' 

286 

249 

1947 

588 

437 

334 

290 

519 

386 

295 

256 

1948 

713 

530 

405 

352 

629 

467 

357 

310 

1949 

912 

678 

518 

450 

804 

598 

456 

397 

1950 

1 017 

756 

577 

502 

895 

665 

508 

442 

1951 

1 150 

855 

653 

567 

1 013 

753 

575 

500 

1952 

1 238 

920 

702 

611 

1 091 

811 

619 

538 

1953 

1 305 

970 

741 

644 

1 150 

855 

653 

567 

1954 

1 361 

1 011 

772 

671 

1 199 

891 

680 

592 

1955 

1 462 

1 086 

830 

721 

1 288 

957 

731 

636 

1956 

1 575 

1 170 

894 

777 

1 388 

1 031 

788 

685 

1957 

1 1 640 

1 218 

931 

809 

1 445 

1 073 

820 

713 
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bau für das Jahr 1956 mit folgenden Beträgen an- 
geben: Kaufmännische Angestellte = 647 DM, 
Tedinisdie Angestellte im Grubenbetrieb = 934 DM 
und Technisdie Angestellte im übertagebetrieb = 
823 DM im Monat. 

Diese für das Jahr 1956 ermittelten Entgelte der 
drei Hauptgruppen wurden für die vorhergehenden 
Jahre bis einschließlich 1926 dem Index der Ange- 
stelltengehälter im Bergbau aus den Redinimgs- 
grundlagen zum KnVNG (BMA — GS — 680 — 
18/57 — vom 9. 1. 1957) fortgeschrieben. Die in Ta- 
belle 4 Spalte 15 der zitierten Quelle angegebene 
Indexreihe wurde für die Jahre 1939 bis 1926 mit 
der Indexreihe der Tabelle 3 Spalte 6 der zitierten 
Quelle auf der Basis 1939 verkettet. Für die Zeit 
vor 1926 wurde in Ermangelung von eigenen Ge- 
haltsangaben für den Bergbau die Indexreihe der 
Angestelltengehälter außerhalb des Bergbaus zu- 
grunde gelegt (vgl. Rechnungsgrundlagen für die 
RVNG a. a, O. S. 222)} das Fehlen von Angaben für 
die Jahre 1918 bis 1921 war dabei insofern belang- 
los, als bei der Ermittlimg des Durchschnittsentgelts 
für den Zeitraum 1913 bis 1926 nach der Systematik 
der Rechnungsgrundlagen der Entgelt des Jahres 

Übersicht 21 

Entgeltmittelwerte und Zuordnungsklassen 


1917 auch für die folgenden Jahre bis zur Inflation 
anzusetzen war. Für das Jahr 1924, für das eben- 
falls kein Angestelltengehaltsindex vorhanden war, 
wurde der Gesamtindex der Tabelle 4 der Rech- 
nungsgrundlagen für die RVNG, a. a. O. in BABl. 
S. 223, angesetzt. 

Die Entwicklung der Entgelte für die drei Haupt- 
gruppen der Angestellten im Bergbau ist in Über- 
sicht 18 dargestellt. In den Übersichten 19 xmd 20 
sind die Durchschnittsentgelte nach Leistungsgrup- 
pen aufgefächert worden. Als Maßstab für die Auf- 
fächerung dienten die Angaben der Verdienststati- 
stik für Angestellte in „Wirtschaft und Statistik". 
Wegen des Fehlens langfristiger Reihen über die 
Veränderung der Gehaltsabstufungen im Bergbau 
wurden die für 1957 ermittelten Relationen für die 
vorhergehenden Jahre konstant gesetzt. Kontroll- 
rechnungen zeigten eine nur sehr geringfügige Ab- 
weichung gegenüber den aus der Beitragsstatistik 
ermittelten Gehältern der Angestellten im Bergbau 
in den Jahren 1926 und später. Zur Ermittlung des 
relativen Abstandes der Gehälter in der Leistungs- 
gruppe 1 wurden die Angaben aus der Gehalts- 
strukturerhebung des Jahres 1951 (Statistik der 


für kaufmännische Angestellte im Bergbau 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

Kaufmämiisdie Bergbauangestelllte 
der Leistungsgnippe 

1 1 

2 

3 

4 

5 

bis 31. 12. 1912 

Klasse 

D 

D 

C 

C 

C 

vom 1. 1. 1913 

0 -Entgelt 

303 

259 

209 

162 

118 

bis 30. 6.1923 

Klasse 

E 

D 

D 

C 

C 

vom 1. 7. 1926 

0 -Entgelt 

394 

336 

272 

211 

153 

bis 31. 12. 1938 

Klasse 

E 

E 

D 

D 

C 

vom 1. 1. 1939 ...... 

0 -Entgelt 

468 

400 

323 

251 

182 

bis 31. 12. 1942 

Klasse 

F 

1 

1 

E 

E 

D 

C 


Übersicht 22 

Entgeltmitteiwerte und Zuordnungsklassen für technische Angestellte im Bergbau 


Zeitraum 

RM/DM 

Klasse 

Technische Angestellti 

unter Tage 

3 der Leistungsgruppe 

über Tage 

1 

2 

" 3 

4 

1 

2 

3 

4 

bis 31. 12. 1912 

Klasse 

D 

D 

D 

D 

D 

D 

D 

C 

vom 1. 1. 1913 ...... 

0 -Entgelt 

412 

342 

261 

227 

404 

301 

230 

199 

bis 30. 6. 1926. ...... 

Klasse 

F 

E 

D 

D 

F 

E 

D 

C 

vom 1. 7. 1926 

0 -Entgelt 

581 

445 

340 

295 

526 

392 

299 


bis 31. 12. 1938 ...... 

Klasse 

F 

F 

E 

D 

F 

E 

D 

D 

vom 1. 1. 1939 

0 -Entgelt 

600 

529 

404 

351 

598 

466 

356 


bis 31. 12. 1942 

Klasse 

F 

F 

F 

E 

F 

F 

E 

E 
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Bundesrepublik Deutschland, Band 91 S. 106/7) zu- 
grunde gelegt; die Zahlen der zitierten Quelle 
erlaubten es, die Relationen für kaufmännische und 
technische Angestellte zu trennen (kaufmännische 
Angestellte — 160,1 v. H., technische Angestellte = 
168,6 V. H. des jeweiligen Durchschnittsgehalts der 
Gruppen). 

Zur Vereinfachung der Rentenberechnung wurden 
nach den besonderen Gruppierungsmerkmalen der 
Angestellten im Bergbau die Leistungsgruppen 4 
und 5 für tedinische Angestellte im Gruben- und 
Ubertagebetrieb zu jeweils einer Leistungsgruppe 
(4) zusammengefaßt. 

Bei der Einstufung der Angestelltengehälter im 
Bergbau für die Zeit bis einschließlich 1912 war die 
Bestimmung der Satzung der Reichsknappschaft zu 
beachten, nach der alle Gehälter grundsätzlich in 
Klasse D einzuordnen waren, es sei denn, daß der 
Januarverdienst des Jahres 1913 eine niedrigere 
Einstufung bedingte. Für die folgenden Zeiträume 
wurden unter Berücksichtigung möglicher Höchstbe- 
träge Mittelwerte der Entgelte in den einzelnen 
Leistungsgruppen gebildet, die den Beitragsklassen 
des alten Rechts zugeordnet wurden. Die Entgeltmit- 
telwerte und Zuordnungsklassen für die drei Ange- 
stelltengruppen im Bergbau sind in den Übersichten 
21 und 22 dargestellt; die Ergebnisse wurden zur 
Tabelle der Anlage 14 zum FRG zusammengefaßt. 

Die in den Übersichten 19 und 20 für die Zeit ab 
1943 angegebenen Werte wurden durch Vervielfäl- 
tigungen mit 12 auf Jahreswerte hochgerechnet und 
zur Tabelle der Anlage 15 zum FRG züsammenge- 
stellt; Beitragsbemessungsgrenzen wurden berück^ 
sichtigt. 

5. Zuordnungsmerkmale für FRG-Berechtigte der 

Rentenversicherung der Angestellten 

(Anlage 1 B) 

Die schnelle und sichere Zuordnung zu den Lei- 
stungsgruppen bereitet bei denjenigen Versicher- 
ten der Rentenversicherung der Angestellten Schwie- 
rigkeiten, deren Beruf oder Berufsbezeichnung nicht 
so eindeutig ist, daß sie mit Hilfe der Leistungs- 
gruppendefinitionen der Anlage 1 B zum FRG zwei- 
felsfrei vorgenommem werden könnte. Das gilt ins- 
besondere dann, wenn einzelne Berufe in mehreren 
Leistungsgruppen vertreten sind. Da ferner nicht zu 
erwarten ist, daß es in jedem Zweifelsfall gelingen 
kann, durch Rückfragen beim Versicherten oder sei- 
nen Hinterbliebenen die notwendigen Angaben zu 
erhalten, die eine Zuordnung nach den Leistungs- 
gruppendefinitionen erlauben würden, ist unter- 
sucht worden, ob das in jedem Fall bekannte Le- 
bensalter des FRG-Berechtigten gegebenenfalls als 
ergänzendes Zuordnungsmerkmal verwendet wer- 
den kann. Das Ergebnis dieser Untersuchung ist 
positiv: für den Zweck der Zuordnung von Versi- 
cherten zu Leistungsgruppen der Rentenversiche- 
rung der Angestellten führt das ergänzende Merk- 
mal des Lebensalters in Zweifelsfällen zu befrie- 
digenden Zuordnungen und damit zur Bestiäimung 
typischer Versichertenentgelte. Bei der Prüfung, ob 
das Lebensalter des Versicherten u. U. ein sinnvol- 


les Ergänzungsmerkmal für die Leistungsgruppen- 
zuordnung abgeben kann, wurde von folgenden 
Überlegungen ausgegangen: 

Die Tabelle der Anlage 3 der 1. DVO zum FAG (für 
die Errechnung der Steigerungsbeträge in der An- 
gestelltenversicherung) enthält vier Leistungsgrup- 
pen und stellt innerhalb der einzelnen Leistungs- 
gruppen hinsichtlich der Entgeltshöhe auf das Le- 
bensalter der Versicherten ab. In dieser Tabelle, die 
für männliche und weibliche Versicherte gleicher- 
maßen gilt, wird nach dem Lebensalter bis zum 35. 
Jahr, vom 36. bis zum 45. Lebensjahr und dem Alter 
ab 46 differenziert. Die Abweichungen der Entgelte 
unter 36 jähriger und über 45 jähriger Angestellter 
betragen gegenüber dem Entgelt der mittleren Al- 
tersgruppe bis zu 10 V. H. nach unten oder oben. 

Abseits der grundsätzlichen Frage, wieweit die vier 
Leistungsgruppen — gemeinsam für männliche und 
weibliche Versicherte — bei der Erstellung neuer 
Tabellen für das FRG unverändert übernommen 
werden konnten, worüber in den vorhergehenden 
Teilen bereits Ausführungen gemacht wurden, stellt 
sich die weitere Frage, ob die Differenzierung der 
Entgelte nach dem Lebensalter der Versicherten 
nach dem bisherigen Aufbau der Anlage 3 der 1. 
DVO zum FAG grundsätzlich sinnvoll ist. Dem steht 
für den Normalfall entgegen: 

1. Für den Versicherungsträger bringt jede Ver- 
feinerung des Tabellenmaterials eine zusätzliche 
Arbeitsbelastung mit sich, die soweit vermieden 
werden sollte, wie es nach der Zielsetzung des 
FRG noch vertreten werden kann. 

2. Das heute verfügbare amtliche statistische Mate- 
rial über die Differenzierung der Angestelltenge- 
hälter nach dem Lebensalter erlaubt die bisher 
vorgenommene Untergliederung nicht, sondern 
gestattet nur Abgrenzungen nach anderen Alters- 
gruppen. 

3. Die Gehaltsstrukturerhebung des Statistischen 
Bundesamtes vom November 1951 — als derzeit 
einzig verfügbare amtliche Quelle auf repräsen- 
tativer Grundlage — legt die Vermutung nahe, 
daß die Gehaltshöhe wesentlich weniger durch 
das Lebensalter des Versicherten als durch seine 
Zugehörigkeit zu einer Leistungsgruppe bestimmt 
wird. 

Es wurde daher das Material der Gehaltsstruktur- 
erhebung vom November 1951 (Band 91 der Stati- 
stik der Bundesrepublik Deutschland) auf die Frage 
hin untersucht, ih welcher Weise die Höhe des An- 
gestelltengehalts vom Lebensalter und der Zugehö- 
rigkeit zu einer Leistungsgruppe abhängt. Da für 
alle notwendigen Angaben dieser Prüfung weder die 
absoluten Zahlen der Verteilung der Angestellten 
auf Alters- und Leistungsgruppen noch die DM- 
Beträge der Gehälter, sondern nur die relativen Zah- 
len bedeutsam waren, wurden alle Verteilungen 
und Differenzierungen als Prozentzahlen angegeben. 
Damit wurde gleichzeitig die absolute Höhe des Ge- 
haltsniveaus von 1951 verallgemeinert und die Not- 
wendigkeit beseitigt, die Repräsentativerhebung 
vom November 1951 auf die Gesamtzahl aller An- 
gestellten hochzurechnen. 
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Übersicht 23 zeigt die prozentuale Verteilung der 
männlichen Angestellten auf Xeistungsgruppen und 
Altersklassen. Dabei ist die Gesamtzahl aller männ- 
lichen Angestellten = 100 gesetzt worden. 

ü b e r s i c h t 23 


Verteilung der männlichen Angestellten 
auf Leistungs- und Altersgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

0,02 0,10 1,32 2,22 

3,66 

2 

0,23 0,94 7,39 9,05 

17,61 

3 

2,10 4,76 17,63 17,91 

42,40 

4 

8,29 6,19 9,73 7,36 

31,57 

5 

1,28 0,67 1,31 1,50 

4,76 

insgesamt 

11,92 12,66 37,38 38,04 

100,00 


Die Übersichten 24 und 25 lassen die Verteilung 
der Angestellten innerhalb der einzelnen Leistungs- 
gruppen (Übersicht 24) und innerhalb der Alters- 
gruppen (Übersicht 25) erkennen. 

Schon die zahlenmäßige Verteilung der männlichen 
Angestellten läßt die Bedeutung der Leistungsgrup- 
pen und des Lebensalters für die Gehaltshöhe sicht- 
bar werden. Von den Angehörigen der Leistungs- 
gruppe 1, die insgesamt 3,66 v. H. aller männlichen 
Angestellten ausmachten, waren etwa 97 v. H. älter 
als 30 Jahre und davon zwei Drittel über 45 Jahre 
alt; die jüngeren Altersgruppen waren nur mit3 v.H. 
aller Angestellten der Leistungsgruppe 1 besetzt. 

Übersicht 24 


Verteilung der männlichen Angestellten 
auf Leistungsgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

0,46 2,85 36,02 60,67 

100,00 

2 

1,32 5,36 41,95 51,37 

100,00 

3 

4,95 11,22 41,58 42,25 

100,00 

4 

26,27 19,62 30,81 23,30 

100,00 

5 

26,90 14,10 27,42 31,58 

100,00 

insgesamt 

. 



Daraus durfte gefolgert werden, daß die Leistungs- 
gruppe 1 für jüngere Angestellte keine wesentliche 
Rolle spielt, weil die Angestellten erst in späteren 
Lebensjahren in höhere Leistungsgruppen hinein- 
wachsen. Fast dasselbe Bild zeigte die Verteilung 
der Angestellten der Leistungsgruppe 2 auf Alters- 


gruppen; auch in diesem Falle waren mehr als 
90 V. H. aller Angehörigen der Leistungsgruppe 
älter als 30 und mehr als die Hälfte älter als 
45 Jahre. 


Übersicht 25 


Verteilung der männlichen Angestellten 
auf Altersgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 

25 

25 bis 

30 

30 bis 
45 

über 

45 1 

ins- 

gesamt 

1 

0,14 

0,82 

3,52 

5,82 


2 

1,95 

7,45 

19,78 

23,79 

, 

3 

17,59 

37,54 

47,17 

47,09 


4 

69,57 

48,88 

26,03 

19,34 

, 

5 

10,75 

5,31 

3,50 

3,96 


insgesamt 

100,00 

100,00 

100,00 

100,00 



Auch die Leistungsgruppe 3 — die mit 42,40 v. H. 
aller männlichen Angestellten die am stärksten be- 
setzte Leistungsgruppe war — zeigte eine deutliche 
Verdichtung der Gruppenbesetzung mit zunehmen- 
dem Lebensalter: 83 v. H. der Gruppenmitglieder 
waren über 30 Jahre alt. 

Demgegenüber war die Leistungsgruppe 4 verhält- 
nismäßig gleichmäßig besetzt, ebenso ciie Leistungs- 
gruppe 5, die aber mit insgesamt 4,76 v. H. aller 
männlichen Angestellten kaum noch ins Gewicht fiel. 

Die Tendenz des Hineinwachsens in höhere Lei- 
stungsgruppen mit zunehmendem Lebensalter wird 
noch durch die Aussagemöglichkeit der Übersicht 25 
bestätigt. Von den bis 25jährigen waren fast 70 v. H. 
in der Leistungsgruppe 4, die schon aus diesem 
Grunde als normale „Eingangsstufe“ der männlichen 
Angestellten gewertet werden kann. In der Alters- 
gruppe 25 bis 30 Jahre überwog die Zugehörigkeit 
zu den Leistungsgruppen 4 und 3 mit zusammen 
über 86 v. H. aller Gleichaltrigen, während die 
überwiegende Mehrheit der 30 bis 45 Jahre alten 
Angestellten sich auf die Leistungsgruppen 4, 3 und 
2 verteilten. Von den über 45jährigen waren bereits 
47 V. H. Angehörige der Leistungsgruppe 3, und fast 
24 V. H. gehörten der Gruppe 2 an. Die Angehörigen 
der Leistungsgruppe 5 (= 4,76 v. H, aller männlichen 
Angestellten) verteilten sich zwar altersmäßig ziem- 
lich gleichmäßig über die Leistungsgruppe, machten 
aber mit steigendem Lebensalter einen ständig klei- 
ner werdenden Anteil der einzelnen Altersgruppen 
aus; es handelt sich bei ihnen offenbar vorwiegend 
um Menschen, deren beruflichem Fortkommen Gren- 
zen gesetzt sind. 

Die Übersichten 23 bis 25 lassen folgende Tendenz 
erkennen: 

Die Verteilung der männlichen Angestellten auf die 
einzelnen Leistungsgruppen wird durch das Lebens- 
alter der Angestellten bestimmt; mit zunehmendem 
Lebensalter wächst die Besetzung der höheren Lei- 
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stungsgruppen, während die Besetzung der unteren 
Leistungsgruppen ständig geringer wird. 

Diese allein über die alters- und leistungsgruppen- 
mäßige Verteilung der männlichen Angestellten ge- 
wonnene Erkenntnis ließ sich durch die Untersu- 
chung der Gehaltshöhe der Angestellten in Abhän- 
gigkeit von der Leistungs- und Altersgruppe noch 
verstärken. Übersicht 26 läßt die Differenzierung der 
Angestelltengehälter innerhalb der einzelnen Lei- 
stungsgruppen in Abhängigkeit vom Lebensalter er- 
kennen. Demgegenüber wurden in Übersicht 27 die 
Gehälter gleichaltriger Angestellter nach der Zuge- 
hörigkeit zu den jeweiligen Leistungsgruppen un- 
tersucht. Übersicht 28 schließlich zeigt die prozen- 
tualen Abweichungen der Gehälter in den einzelnen 
Leistungs- und Altersgruppen vom Durchschnittsge- 
halt aller Angestellten. Um die Zahlen der Übersicht 
28 noch anschaulicher zu machen, wurde in Über- 
sicht 29 das Gehalt der „Eingangsgruppe" (bis 25- 
jährige Angestellte der Leistungsgruppe 4) = 100 ge- 
setzt und die Zunahme des Gehalts in den darüber 
liegenden Alters- und Leistungsgruppen als Pro- 
zentsatz des Eingangsstufengehalts ausgedrückt. 


Übersicht 26 


Gehälter der männlidien Angestellten 
gleicher Leistungsgruppen in v. H. 
des Durchschnittsgehalts der Leistungsgnippe 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45^ 

ins- 

gesamt 

1 

68,53 75,44 93,98 104,97 

100,00 

2 

65,32 78,26 97,10 105,53 

100,00 

3 

65,99 82,86 100,20 108,33 

100,00 

4 

71,06 93,95 111,74 122,19 

100,00 

5 

69,36 92,71 112,44 118,56 

100,00 

insgesamt 

54,27 77,36 104,37 117,80 

^00,00 


Übersicht 27 


Gehälter der männlichen Angestellten 
gleicher Altersgruppen in v. H 
des Durchschnittsgehalts der Altersgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

247,01 190,78 176,52 176,01 

195,62 

2 

158,94 133,61 123,12 118,31 

132,06 

3 1 

125,56 110,62 99,36 94,97 

103,27 

4 

95,03 88,13 77,87 75,28 

72,58 

5 

77,70 72,86 65,63 61,19 

60,80 

insgesamt 

100,00 100,00 100,00 100,00 

100,00 


Übersicht 28 


Gehälter der männlichen Angestellten in den 
einzelnen Leistungs- und Altersgruppen in v. H. des 
Durchschnittsgehalts aller männlichen Angestellten 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

134,07 147,58 183,85 205,34 

195,62 

2 

86,27 103,35 128,23 139,36 

132,06 

3 

68,15 85,57 103,48 111,87 

103,27 

4 

51,58 68,18 81,10 88,68 

72,58 

5 

42,17 56,36 68,36 72,08 

60,80 

insgesamt 

54,27 77,36 104,37 117,80 

1 

100,00 


Übersicht 29 

Zunahme der Gehälter männlicher Angestellter 
in den einzelnen Leistungs- und Altersgruppen 
in v. H. des Gehalts der „Eingangsgnippe" 

(bis 25jährige der Leistungsgruppe 4) 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

+ 160 +186 +256 +299 

+ 279 

2 

+ 67 +100 +149 +170, 

+ 156 

3 

+ 32 + 66 +100 +117 

+ 100 

4 

= 100 + 32 + 57 + 72 

+ 41 

5 

- 18 + 9+33+40 

+ 18 

msgesamt 

■ 


Übersicht 26 läßt das Ausmaß der Differenzierung der 
Angestelltengehälter innerhalb der einzelnen Lei- 
stungsgruppen nach dem Lebensalter der Angestell- 
ten erkennen. Die Ausfächerung wird mit höheren 
Leistungsgruppen ständig kleiner. Während in 
Gruppe 5 die Streuung durch die Grenzwerte 
— 30 V. H. bis + 19 V, H. abgesteckt wird, also ein 
Streuungsintervall von etwa 50 v. H. bildet, betra- 
gen die entsprechenden Grenzwerte in der Lei- 
stungsgruppe 1 nur noch — 31 v. H. und +5 v. H. 
Immerhin macht schon die Übersicht 26 deutlich, 
daß die altersmäßige Differenzierung der Angestell- 
tengehälter der Tabelle 3 der 1. DVO zum FAG, in 
der Zu- und Abschläge bis zu 10 v. H. vorgenom- 
men wurden, durch den tatsächlichen Stand der 
Streuung — zumindest im November 1951 — nicht 
gedeckt wurde, sondern nach unten zu eng und nach 
oben in drei Leistungsgruppen zu weit, in zwei 
Gruppen aber zu eng war. Bei den weiblichen Ver- 
sicherten liegen die Verhältnisse ganz ähnlich, wie 
anschließend noch im einzelnen gezeigt wird. 

Die größte Bedeutung für eine gesicherte Antwort 
auf die Frage nach der Gehaltshöhe in Abhängig- 
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keit vom Lebensalter des Versicherten und seiner 
Zugehörigkeit zu einer Leistungsgruppe hat über- 
sidit 29. Dort ist das Gehalt der (fiktiven, wenn- 
gleich wahrscheinlichen) „Eingangsgruppe" = 100 
gesetzt und die Zunahme des Gehalts in den höhe- 
ren Alters- und Leistungsgruppen als Prozentsatz 
des Gehalts der „Eingangsgruppe" beredinet wor- 
den. 

Ein Angestellter dieser „Eingangsgruppe" kann 
erwarten, allein durch Älterwerden sein Gehalt 
innerhalb derselben Leistungsgruppe (4) um bis zu 
72 V. H. zu verbessern, während er durch das Auf- 
rücken in höhere Leistungsgruppen sein Gehalt um 
bis zu 160 V. H. steigern könnte, solange er bis 25 
Jahre alt ist, und bis zu 299 v, H., wenn er mit 
zunehmendem Lebensalter in höhere Leistungs- 
gruppen aufrückt. Aus der Übersicht 29 folgt ein- 
deutig, daß die Leistungsgruppe für die Höhe des 
Gehalts eine weitaus größere Bedeutung hat als die 
Altersgruppe; im Extremfall erhöht die Aufrückung 
in höhere Leistungsgruppen das Gehalt viermal so 
stark wie das Hineinwachsen in höhere Altersgrup- 
pen. Dennoch hat das Lebensalter für die Gehalts- 
höhe der männlichen Angestellten eine Bedeutung, 
die nicht ganz vernachlässigt werden darf. 

Dieselbe Prüfung zeigt bei den weiblichen Ange- 
stellten ein ganz ähnliches Bild, wenngleich einige 
Abweichungen zu beobachten sind, die in der Eigen- 
art der weiblichen Beschäftigung begründet liegen. 
Die Übersicht 30 entspricht der Übersicht 23 für 
männliche Angestellte und zeigt die Verteilung der 
weiblichen Angestellten auf Alters- und Leistungs- 
gruppen. 

Übersicht 30 


Verteilung der weiblichen Angestellten auf 
Leistungs- und Altersgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 

25 

25 bis 

30 

30 bis 
45 

Über 

45 

ins- 

gesamt 

1 

0,00 

0,02 

0,08 

0,08 

0,18 

2 

0,13 

0,38 

1,29 

1,08 

2,88 

3 

2,17 

4,16 

7,96 

4,29 

18,58 

4 

23,92 

15,00 

16,21 

5,73 

60,86 

5 

9,45 

3,30 

3,41 

1,34 

17,50 

insgesamt 

35,67 

22,86 

28,95 

12,52 

100,00 


Die Übersichten 31 und 32 enthalten die Verteilung 
der weiblichen Angestellten auf Altersgruppen 
innerhalb der einzelnen Leistungsgruppen und um- 
gekehrt die Verteilung auf Leistungsgruppen inner- 
halb der einzelnen Altersgruppen. 

Auch bei den weiblichen Versicherten ist zu erken- 
nen, daß die höheren Leistungsgruppen erst mit 
zunehmendem Lebensalter der weiblichen Ange- 
stellten besetzt werden, wenngleich die Leistungs- 
gruppe 4 die bei weitem am stärksten besetzte 


Gruppe bleibt, und zwar in allen Lebensaltern. Im 
Gegensatz zur Altersgruppenbesetzung der männ- 
lichen Angestellten, bei denen ciie älteren Gruppen 
stärker besetzt sind als die jüngeren, sinkt bei den 
weiblichen Angestellten die Besetzung mit zuneh- 
mendem Lebensalter. Darin drückt sich die Tatsache 
aus, daß nur ein Teil der weiblichen Angestellten 
während des ganzen möglichen Berufslebens auch 
erwerbstätig bleibt, während die weibliche Ange- 
stellte üblicherweise in jungen Jahren heiratet und 
nach wenigen Berufsjahren aus dem Erwerbsleben 
ausscheidet; die Zunahme der altersmäßigen Be- 
setzung der Gruppe 30 bis 45 ist dadurch zu erklä- 
ren, daß eine Reihe von weiblichen Angestellten in 
späteren Lebensjahren wieder eine Beschäftigung 
aufnimmt, weil sie entweder keine Kinder haben 
oder die Kinder dem Alter entwachsen sind, in dem 
sie der ständigen Betreuung durch die Mutter be- 
dürfen (sogenannte U-Kurve der weiblichen Beschäf- 
tigung). Die anhaltend starke Besetzung der Lei- 
stungsgruppe 4 über alle Lebensalter erklärt sich 
aus demselben Sachverhalt: die Leistungsgruppe 4 
ist über alle Lebensalter hinweg . die übliche Ein- 
gangsstufe der weiblichen Beschäftigten, vor allem 
auch der in späteren Jahren wiederbeschäftigten 
Frauen. 


Übersicht 31 

Verteilung der weiblichen Angestellten auf 
Leistungsgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

3,26 9,30 42,33 45,11 

100,00 

2 

4,67 13,08 44,72 37,53 

100,00 

3 

11,69 22,39 42,82 23,10 

100,00 

4 

39,30 24,65 26,63 9,43 

100,00 

5 

53,99 18,87 19,47 7,67 

100,00 

insgesamt 

. 

• 


Übersicht 31 macht deutlich, daß ebenso wie bei den 
männlichen Angestellten die höheren Leistungs- 
gruppen erst mit zunehmendem Lebensalter der 
weiblichen Angestellten besetzt werden. 

Die Verteilung der weiblichen Angestellten inner- 
halb der einzelnen Altersgruppen zeigt mit zuneh- 
mendem Alter ein erheblich geringeres Aufsteigen 
in höhere Leistungsgruppen als bei den Männern, 
wo beispielsweise in der Altersgruppe über 45 Jah- 
ren die oberen drei Leistungsgruppen mit über 
76 V. H, aller gleichaltrigen Angestellten besetzt 
sind, während es bei den Frauen nur 43 v. H., also 
etwa halb so viel sind. Die Ursache dafür ist ver- 
mutlich erneut der diskontinuierliche Verlauf des 
weiblichen Arbeitslebens als Angestellte. 

Die Übersicht 33, in der die Gehälter der weiblichen 
Angestellten in v. H. des Durchschnittsgehalts der 
jeweiligen Leistungsgruppe dargestellt sind, zeigt 
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ein ganz ähnlidies Bild wie die Übersicht 26 für die 
männlichen Angestellten; auch bei den weiblichen 
Angestellten ist innerhalb gleicher Leistungsgrup- 
pen eine Gehaltssteigerung in Abhängigkeit vom 


Übersicht 32 


Verteilung der weiblichen Angestellten 
auf Altersgruppen 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 

25 

25 bis 
30 

30 bis 
45 

über 

45 

ins- 

gesamt 

1 

0,02 

0,07 

0,26 

0,64 


2 

0,38 

1,65 

4,46 

8,64 


3 

6,09 

18,21 

27,52 

34,25 


4 

67,02 

65,62 

55,99 

45,76 


5 

26,49 

14,45 

11,77 

10,71 


iinisgesamt 

100,00 

100,00 

100,00 

100,00 

• 


Übersicht 33 


Gehälter der weiblichen Angestellten 
gleicher Leistungsgruppen in v. H. 
des Durchschnittsgehalts der Leistungsgruppe 


Leistungs- 

gnippe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

66,15 104,32 106,56 

100,00 

2 

64,72 86,51 101,07 107,81 

100,00 

3 

76,04 92,38 104,54 111,08 

100,00 

4 

79,84 106,39 116,29 122,00 

100,00 

5 

85,45 112,23 119,98 121,61 

100,00 

i 

insgesamt 

73,14 102,16 118,24 130,39 

100,00 


Übersicht 34 


Gehälter der weiblichen Angestellten 
gleicher Altersgruppen in v. H. 
des Durchschnittsgehalts der Altersgruppe 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

. 165,01 224,83 208,29 

254,84 

2 

. 154,23 147,59 148,99 144,12 

174,30 

3 

139,80 121,61 118,91 114,57 

134,48 

4 

101,61 96,95 91,55 87,00 

93,09 

5 

85,97 80,84 74,67 68,63 

73.59 

insgesamt 

100,00 100,00 100,00 100,00 

100,00 


Lebensalter zu beobachten. Die Gehälter der jüng- 
sten weiblichen Angestellten liegen bis zu 35 v. H. 
unter und die der ältesten bis zu 22 v. H. über dem 
Durchschnittsgehalt je Leistungsgruppe. 

Wie Übersicht 34 ersehen läßt, ist die Ausfächerung 
der Gehälter gleichaltriger weiblicher Angestellter 
nach Leistungsgruppen teilweise noch größer als bei 
den männlichen Angestellten (Übersicht 27). 

Übersicht 35 


Gehälter der weiblichen Angestellten in den einzel- 
nen Leistungs- und Altersgruppen in v. H. des 
Durchschnittsgehalts aller weiblichen Angestellten 


Leistungs- 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

168,56 265,85 271,58 

254,84 

2 

112,81 150,79 176,17 187,92 

174,30 

3 

102,26 124,24 140,60 149,39 

134,48 

4 

74,32 99,04 108,26 112,91 

93,09 

5 

62,88 82,29 88,29 89,49 

73,59 

insgesamt 

73,14 102,16 118,24 130,39 

100,00 


Ebenso wie für die männlichen Angestellten läßt 
auch erst die Übersicht 36 eine sichere Antwort auf 
die Frage nach der Abhängigkeit der Gehaltshöhe 
der weiblichen Angestellten vom Lebensalter und 
der Zugehörigkeit zu einer Leistungsgruppe zu. Aus 
Übersicht 36 geht deutlich hervor, daß die Gehalts- 
entwicklung allein nach dem Lebensalter noch fla- 
cher verläuft als bei den männlichen Angestellten, 
wenn wiederum von der „Eingangsgruppe" der bis 
25jährigen in Leistungsgruppe 4 ausgegangen wird. 
Während männliche Versicherte erwarten durften, 
durch Alterwerden innerhalb der Leistungsgruppe 4 


Übersicht 36 

Zunahme der Gehälter weiblicher Angestellter in 
den einzelnen Leistungs- und Altersgruppen in v. H. 
des Gehalts der „Eingangsgruppe" 

(bis 25jährige der Leistungsgruppe 4) 


Leistungs^ 

gruppe 

Altersgruppen 

bis 25 bis 30 bis über 

25 30 45 45 

ins- 

gesamt 

1 

+ 127 +258 +265 

+ 243 

2 

+ 52 +103 +137 +153 

+ 135 

3 

+ 38 + 67 + 89 +101 

+ 81 

4 

= 100 + 33 + 46 + 52 

+ 25 

5 

- 15 +11 +19 +20 

- 1 

insgesamt 

. 

• 
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eine Gehaltssteigerung um bis zu 72 v. H. zu erhal- 
ten, sind es bei den weiblichen Angestellten nur 52 
V. H. Auch bringt das Hineinwachsen in ältere Grup- 
pen bei gleichzeitigem Aufstieg in höh’ere Leistungs- 
gruppen im Extremfall nicht 299 v. H. sondern nur 
265 V. H. maximale Gehaltssteigerung. Dennoch 
liegt bei den weiblichen Angestellten das Aufrük- 
ken in höhere Leistungsgruppen im Hinblick auf die 
Gehaltshöhe im Extremfall fünfmal so stark wie das 
Hineinwachsen in höhere Altersgruppen. 

Zusamenfassend ist folgendes festzustellen: 

1. Alle Folgerungen dieses Abschnitts wurden aus 
dem statistischen Material einer Repräsentativ- 
erhebung vom November 1951 gezogen, das für 
den Zweck dieser Untersuchung umgewertet wer- 
den mußte. Dieses Material sagt nichts über die 
langfristige Entwicklung der dargestellten Rela- 
tionen aus und läßt sich nur mit Vorbehalten als 
typisch für die Gehaltsentwicklung seit Beginn 
der deutschen Angestelltenversicherung verwen- 
den. Andere Unterlagen stehen indessen nicht 
zur Verfügung. Aus diesem Grunde können die 
aufgezeigten Relationen zumindest zur Veran- 
schaulichung der gegenwärtigen Situation die- 
nen, auf die auch die Regelung des FRG abstellt. 

2. Für männliche und weibliche Angestellte ist die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Leistungs- 
gruppe für die Höhe des Gehalts ein weitaus ge- 
wichtigerer Bestimmungsgrund als das Lebens- 
alter. 

3. Das Aufrücken in höhere Leistungsgruppen ge- 
schieht in der überwiegenden Zahl der Fälle erst 
in späteren Lebensjahren. 

4. Unter Berücksichtigung der Punkte 2 und 3 ist 
die Gehaltssteigerung älter werdender Angestell- 
ter normalerweise keine Funktion des höheren 
Lebensalters, sondern einer größeren Qualifizie- 
rung, die erst in höheren Lebensjahren erreicht 
wird und das Aufrücken in höhere Leistungs- 
gruppen ermöglicht. 

5. Diejenigen Angestelltenberufe, die ihrer Art 
nach mit zunehmendem Lebensalter des Berufs- 
ausübenden auch eine höhere berufliche Quali- 
fizierung und eine erweiterte Dispositionsbefug- 
nis verbinden, lassen sich zur Entgeltbestimmung 
den Leistungsgruppen zweckmäßigerweise durch 
das ergänzende Merkmal des Lebensalters zu- 
ordnen. Die in der Anlage 1 B zum FRG aufge- 
führten Altersdifferenzierungen einzelner, über 
mehrere Leistungsgruppen streuender Berufe 
wurden anhand des der Untersuchung zugrunde 
liegenden Materials vorgenommen. 

II. Die durch das Fremdrentengesetz 
voraussichtlich entstehenden 
finanziellen Mehraufwendungen 

Zur Ermittlung von Zahl und Art der Renten, die 
durch die Neuregelung des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes betroffen werden, sowie zur Er- 
mittlung der voraussichtlichen finanziellen Mehrauf- 
wendungen, die durch das Inkrafttreten des FRG in 


der vorliegenden Fassung entstehen werden, sind 
bei den Trägern der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Angestellten Repräsentativerhebungen 
vorgenommen worden. Die Auswertungsergebnisse 
dieser Erhebung werden nachstehend zusammenge- 
faßt wiedergegeben. Da die knappschaftliche Ren- 
tenversicherung in der Lage war, die genaue Zahl 
der Fremdrenten angeben zu können, wurde die 
knappschaftliche Rentenversicherung nicht in die 
Repräsentativerhebung einbezogen. 

1. Zahl der FRG-Renten 

Die Zahl der künftigen FRG-Renten (unter Berück- 
sichtigung der neuen Begriffsbestimmungen der §§ 1 
und 17 FRG) ist in der Weise festgestellt worden, 
daß die Rentenrechnungsstellen der Deutschen Bun- 
despost jede 20. Lochkarte der in ihren Bereichen 
gezahlten Renten (Stichtag 1. 10. 1958) gezogen, ge- 
doppelt, beschriftet, tabelliert und an den Träger 
gesandt haben, der die Rente zahlte. Die Versiche- 
rungsträger haben anschließend die in die Auswahl 
gefallenen fünf Prozent ihrer Rentenbestände an 
Hand der Akten nach den Erhebungsmerkmalen 
überprüft und die verschlüsselten Erhebungsmerk- 
male auf den Lochkarten oder Zählblättern ver- 
merkt. Die vervollständigten Lochkarten oder Zähl- 
blätter sind dann von den Versicherungsträgern mit 
eigenem Lochkartengerät selbst, anderenfalls von 
Lohnarbeitsbetrieben ausgelocht und zur zentralen 
Auswertung an die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte in Berlin weitergeleitet worden. 

Die Hochredinung der Auswahlergebnisse auf die 
Gesamtbestände ergab folgende Rentenzahlen: 


Rentenversicherung der Arbeiter 

Versichertenrenten Männer 67 543 

Versichertenrenten Frauen 53 180 

zusammen 120 723 

Witwenrenten 69 380 

Waisenrenten 27 284 

FRG-Renten insgesamt 217 387 


Rentenversicherung der Angestellten 

Versichertenrenten Männer 45 676 

Versichertenrenten Frauen 19 605 

zusammen 65 281 

Witwenrenten 41 886 

Waisenrenten 14 747 

FRG-Renten insgesamt 121 914 


Die Träger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung ermittelten aus ihren eigenen Rentenbestän- 


den folgende Zahlen: 

Versichertenrenten 37 000 

Witwenrenten 33 000 

Waisenrenten 7 000 

FRG-Renten insgesamt 77 000 


Die Gesamtzahl der laufenden FRG-Renten beträgt 
demnach etwa 416 000. 
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2. Finanzielle Mehraufwendungen 

Zur Angleichung der ab 1. 1. 1957 nach den Vor- 
schriften der RVNG umgestellten oder später vor- 
schußweise gezahlten Renten an vergleichbare Ren- 
ten mit nur Reichs- oder Bundesbeiträgen werden 
Mehraufwendungen entstehen, die für jede Renten- 
art unter Berücksichtigung der neuen FRG-Vor- 
schriften, der unterschiedlichen Steigerungssätze 
von 1,3 und 1,5 v. H. bei umgestellten Renten und 
der Tatsache, daß eine Reihe von FRG-Renten durch 
die Umstellung über das Maß hinaus erhöht worden 
ist, das sich bei einer individuellen Neuberechnung 
ergeben hätte, ermittelt worden sind. . Es ergeben 
sich danach für die vorstehend aufgeführten Renten- 
arten folgende jährliche Mehraufwendungen: 


Rentenversicherung der Arbeiter 
Versichertenrenten Männer 
Versichertenrenten Frauen 

zusammen 

Witwenrenten 

Waisenrenten 

Mehraufwand insgesamt 


45.0 Mio DM 

23.8 Mio DM 

68.8 Mio DM 

12.9 Mio DM 
0,3 Mio DM 

82.0 Mio DM 


Zusätzlich zu diesen Mehraufwendungen für lau- 
fende Renten werden noch weitere Aufwendungen 
dadurch entstehen, daß durch das FRG bisher nicht 
anrechnungsfähige — weil beitragslose — Beschäf- 
tigungszeiten künftig unter gewissen Voraussetzun- 
gen honoriert werden können. Der dadurch entste- 
hende Mehraufwand für Versicherte, die bisher noch 
keine Rente beziehen, läßt sich auf Grund einge- 
hender Prüfungen der in Frage kommenden Perso- 
nenzahl mit jährlich höchstens 2,1 Mio DM bezif- 
fern. Der Gesamtaufwand würde sich dadurch auf 
192,2 Mio DM im Jahre stellen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die oben angeführ- 
ten Mehraufwendungen noch von den Wanderver- 
sicherungserstattungen der einzelnen Versiche- 
rungszweige untereinander bereinigt werden müs- 
sen, um die tatsächlichen Mehraufwendungen zu 
Lasten der drei Versicherungszweige kenntlich zu 
machen. Wenn die zusätzlichen 2,1 Mio DM aus 
der Anrechnung von Beschäftigungszeiten allein der 
Rentenversicherung der Arbeiter zugeordnet wer- 
den, beläuft sich der Netto-Mehraufwand eines je- 
den der drei Versicherungszweige auf folgende 
Beträge: 


Rentenversicherung der Angestellten 
Versichertenrenten Männer 
Versichertenrenten Frauen 

zusammen 

Witwenrenten 

Waisenrenten 

Mehraufwand insgesamt 


17,5 Mio DM 
4,4 Mio DM 
21,9 mToDM 
2,7 Mio DM 
0,3 Mio DM 
24,9 Mio DM 


Rentenversicherung der Arbeiter 

Eigenßusgaben 
Erstattungen an AV (netto) 
Erstattungen an KnV (netto) 

insgesamt 


84,1 Mio DM 

2.4 Mio DM 

5.5 Mio DM 

92,0 Mio DM 


Rentenversicherung der Angestellten 


Knapp schaitliche Rentenversicherung 
Versichertenrenten 50,5 Mio DM 

Witwenrenten 26,8 Mio DM 

Waisenrenten — 

Mehraufwand insgesamt 77,3 Mio DM 


Eigenausgaben 22,5 Mio DM 

Knappschaf tliche Rentenversicherung 
Eigenausgaben 71,8 Mio DM 

zusammen 186,3 Mio DM 


Hinzu treten für die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung zusätzlich 14,7 Mio DM durch die Über- 
nahme von etwa 3000 Renten, die bisher von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte gezahlt 
worden sind. Es handelt sich dabei um Renten, die 
bisher Beitragszeiten der Angestelltenversicherung 
enthielten, die aber künftig im Rahmen des § 20 
Abs. 1 FRG in Beitragszeiten der knappschaftlichen 
Rentenversicherung umgewandelt werden. Die 
Angestelltenversicherung wird durch die Abgabe 
dieser Renten um den Betrag von 8,8 Mio DM ent- 
lastet werden. 

Damit würden sich die gesamten Mehraufwendungen 
durch das FRG, soweit laufende Renten davon be- 
troffen werden, wie folgt stellen; 

Rentenversicherung der Arbeiter 82,0 Mio DM 

Rentenversicherung der Angestellten 24,9 Mio DM 
Knappschaftliche Rentenversicherung 77,3 Mio DM 

+ 14,7 Mio DM 
zusammen 198,9 Mio DM 
— 8,8 Mio DM 
insgesamt 190,1 Mio DM 


Unter Berücksichtigung der Abgabe von 3000 Ren- 
ten der Angestelltenversicherung an die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung erhöht sich der Auf- 
wand der knappschaftlichen Rentenversicherung um 
14,7 Mio DM auf 86,5 Mio DM-, gleichzeitig ver- 
ringert sich der Aufwand der Angestelltenversiche- 
rung um 8,8 Mio DM auf 13,7 Mio DM. 

Der Mehraufwand für die knappschaftliche Renten- 
versicherung von 86,5 Mio DM geht zu Lasten des 
Bundes. Die zusätzlichen Aufwendungen in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten werden von den Versicherungsträgern ge- 
tragen. Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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Zu Artikel 6 
Zu § 20 

Das Problem der Versorgung der in der Bundesre- 
publik ansässigen früheren fremdvölkischen Ange- 
hörigen des ausländischen öffentlichen Dienstes, die 
nach dem Recht ihres Herkunftslandes einen Ver- 
sorgungsanspruch hatten (insbesondere Berufssol- 
daten und Beamte) und bis zum, 8. 5. 1945 im Rah- 
men der deutschen Wehrmacht oder Verwaltung 
eingesetzt oder tätig waren, ist hinsichtlich der Be- 
rufssoldaten bereits mehrfach erörtert worden. * 

Die vorgenannten fremdvölkischen Bediensteten ge- 
hören nicht zu den in Artikel 131 GG genannten 
Personen und daher auch nicht zum Personenkreis 
des G 131. Von diesem Gesetz werden nur solche 
Bedienstete aus fremden Staaten erfaßt, die wegen 
ihrer deutschen Volkszugehörigkeit vertrieben und 
als Vertriebene anerkannt sind (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe d, Nr. 3, § 53 Abs. 6 G 131). Sie sind auch 
in das FAG nicht einbezogen, weil sie nicht bei 
einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert waren. Hieraus ergibt sich eine Schlech- 
terstellung gegenüber denjenigen Personen, die in 
ihrem Herkunftsland in einem sonstigen Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis standen und die schon durch 
das z. Zt. geltende FAG hinsichtlich ihrer im Her- 
kunftsland zurückgelegten Versicherungszeiten in 
das deutsche Versicherungsrecht eingegliedert wor- 
den sind. Von dieser Schlechterstellung werden die 
im vorgeschrittenen Lebensalter stehenden Perso- 
nen, die nach Kriegsende in "der Bundesrepublik 
ihren Wohnsitz genommen und hier eine neue Hei- 
mat gefunden haben, besonders hart getroffen, da 
sie' seither keine oder keine ausreichende Alters- 
versorgung mehr erlangen konnten oder erwerben 
können, weil ihnen die Zeit ihres früheren Dienst- 
verhältnisses versorgungsmäßig ausfällt. In diesem 
Zusammenhang kann nicht außer Betracht gelassen 
werden, daß die ganz überwiegend aus dem ost- 
und südosteuropäischen Raum stammenden Perso- 
nen wegen ihres Einsatzes im Rahmen der deut- 
schen Wehrmacht oder Verwaltung nicht in ihre 


Heimatländer zurückkehren können und auch von 
dort keine Versorgung mehr erhalten können. 

Die Voraussetzimgen für die Nachversicherung nach 
Absatz 1 lehnen sich an § 72 Abs. 1 G 131 an. Es 
erschien jedoch notwendig, in die Regelimg nicht 
jeden im Bundesgebiet ansässigen früheren Ange- 
hörigen des ausländischen öffentlichen Dienstes ein- 
zubeziehen, sondern nur diejenigen, die durch ihren 
Einsatz oder ihre Tätigkeit im Rahmen der deut- 
schen Wehrmacht oder Verwaltung im Zuge der Er- 
eignisse des zweiten Weltkrieges einen wesent- 
lichen Versorgungsverlust erlitten haben. Ein sol- 
cher Verlust wird in der Regel dann nicht angenom- 
men werden können, wenn das Dienstverhältnis 
erst im zweiten Weltkrieg begründet worden ist, 
weil diese noch jüngeren Personen sich aus eigener 
Kraft noch eine ausreichende Altersversorgung ver- 
schaffen können. Außerdem können solche Perso- 
nen nicht erfaßt werden, die im Zuge der Kriegs- 
ereignisse, insbesondere wegen ihrer Verbindung 
zu nationalsozialistischen oder gleiche Ziele verfol- 
genden Einrichtimgen im Herkunftsland, in den 
öffentlichen Dienst gelangt sind. Der Ausschluß der 
vorgenannten Personen wird durch den vorgesehe- 
nen Stichtag vom 1. 9. 1939 erreicht. 

Durch Absatz 2 Nr. 1 wird eine Doppelversorgung 
vermieden. Nr. 2 schließt Personen aus, die bereits 
vor Inkrafttreten des Gesetzes ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets 
oder des Landes Berlin genommen hatten; denn 
auf Grund ihres vorübergehenden oder nur kürzere 
Zeit dauernden Aufenthaltes erscheint eine Betreu- 
ung nicht gerechtfertigt. Die Nummern 3 bis 5 sollen 
von der Vergünstigung des § 20 die Personen aus- 
schließen, die gegen die in der Bundesrepublik gel- 
tenden Rechtsnormen verstoßen haben, da diese 
Personen einer weitergehenden Hilfe aus öffent- 
lich,en Mitteln nicht würdig erscheinen. 

Die Absätze 3 bis 5 regeln unter Bezugsnahme auf 
§ 72 G 131 bzw. in Anlehnung an § 99 AKG das 
Verfahren und die Durchführung der Nachversiche- 
rung. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 

1 . § 17 

Entschließung 

Aus § 17 Abs. 2 Satz 1 ergibt sich, daß eine 
Personengruppe nach der derzeitigen Rechtslage, 
auch unter Berücksichtigung des Gesetzentwurfs, 
ohne Versorgung ist, und zwar die im Öffent- 
lichen Dienst beschäftigt gewesenen Personen, 
die zur Zeit weder von diesem Gesetz noch vom 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 GG fallenden Personen noch 
von § 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
erfaßt sind. 

Der Bundesrat hält es für notwendig, die Ver- 
sorgung dieses Personenkreises im Bereich eines 
der genannten Gesetze zu regeln. 

2. § 18 Abs. 4 

Nach dem Wort „regeln“ sind die Worte „mit 
Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Die vorgesehenen Verwaltungsvor Schriften be- 
treffen auch Fälle, für die die obersten Verwal- 
tungsbehörden der Länder oder die der Aufsicht 
der obersten Verwaltungsbehörden der Länder 
unterstehenden Dienststellen zuständig sind. 

3. Anlage 1 A. 1. Leistungsgruppe 1 

Nach dem Wort „Tuchweber“ ist das Wort 
„(gelernt)" anzufügen. 

Begründung 

Notwendige Klarstellung, da es auch angelernte 
Tuchweber gibt. 

Artikel 2 

4. Die Bundesregierung wird gebeten, die in § 1256 
Abs. 3 RVO vorgesehene Rechtsverordnung 
möglichst gleichzeitig mit der Verkündung des 
FANG zu erlassen, da für die bisher vom FAG 
miterfaßten, nicht unter Artikel 1 des FANG fal- 
lenden Versicherten und Rentner, die keine 
Versicherungsunterlagen mehr besitzen, eine 
den Anlagen zu Artikel 1 § 22 entsprechende 
Regelung für die Berechnung der Rentenleistun- 
gen erforderlich ist. 

5. Nr. 8 

Artikel 2 § 57 Abs. 1 Satz 3 ArVNG erhält fol- 
gende Fassung: 

„Beiträge von Personen, die mit dem 31. De- 
zember 1950 aus der Versicherungspflicht aus- 
geschieden sind, werden, soweit es sich um 
Handwerker handelt, der Handwerkerversor- 
gung und, soweit es sich um sonstige Selbstän- 


dige handelt, der Rentenversicherung der Ange- 
stellten zugeordnet." 

Begründung 

Zu den sonstigen Selbständigen gehören u. a. 
Arzte, Rechtsanwälte und freischaffende Künstler. 
Die Zuordnung dieser Selbständigen zur Hand- 
werkerversorgung dürfte sich nicht empfehlen. 

6. Artikel 3 Nr. 8 

Artikel 2 § 56 Abs. 1 Satz 3 AnVNG erhält fol- 
gende Fassung: 

„Beiträge von Personen, die mit dem 31. De- 
zember 1950 aus der Versicherungspflicht ausge- 
schieden sind, werden, soweit es sich um Hand- 
werker handelt, der Handwerkerversorgung und, 
soweit es sich um sonstige Selbständige handelt, 
der Rentenversicherung der Angestellten zuge- 
ordnet. " 

Begründung 

Siehe Begründung zum Änderungsvorschlag 
unter lfd. Nr. 5. 

7. Artikel 6 

§ 19 Satz 3 ist zu streichen. 

Folgender Absatz 2 ist anzufügen: 

„(2) übersteigt der Zahlbetrag der bisherigen 
Rente den Zahlbetrag der neuen Rente, so ist 
er in der bisherigen Höhe weiterzugewähren." 

Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung würde zu einer Kür- 
zung einer großen Anzahl von Berliner Renten 
führen. Eine derartige Verminderung des Ein- 
kommens eines schon jetzt zu den wirtschaftlich 
schwächsten Berliner Bürgern zählenden Kreises 
von Rentnern ist vor allem unter Berücksichti- 
gung der gegenwärtigen politischen Lage un- 
tragbar. 

8. Der Bundesrat empfiehlt, im Laufe des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die Ko- 
sten für die nach dem Entwurf zu erwartenden 
zusätzlichen Aufwendungen in den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und Angestellten vom 
Bund zu tragen sind, zumindest in dem Umfang, 
in dem durch dieses Gesetz Bundesmittel beim 
Lastenausgleich und in der Kriegsopferversor- 
gung eingespart werden. 

Begründung 

Im finanziellen Teil der Begründung zum Ent- 
wurf werden die durch das Fremdrentengesetz 
voraussichtlich entstehenden finanziellen Mehr- 
aufwendungen für die Rentenversicherung der 
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Arbeiter mit insgesamt 82,0 Mio DM, für die 
Rentenversicherung der Angestellten mit insge- 
samt 24,9 Mio DM und für die knappschaftliche 
Rentenversicherung mit insgesamt 77,3 Mio DM 
angegeben. Diese Mehraufwendungen sollen 
sich unter Berücksichtigung insbesondere von 
Wanderversicherungserstattungen für die Ren- 
tenversicherung der Arbeiter noch auf 92,0 Mio 
DM erhöhen und für die Rentenversicherung der 
Angestellten auf 13,7 Mio DM vermindern; der 
Mehraufwand für die knappschaftliche Renten- 
versicherung soll sich nach der Begründung zum 
Entwurf noch auf 86,5 Mio DM erhöhen. Es ist 
nicht ausgeschlossen, daß die Mehraufwendun- 
gen wesentlich höher liegen werden. 

Nur der Mehraufwand für die knappschaftliche 
Rentenversicherung soll zu Lasten des Bundes 
gehen, während die zusätzlichen Aufwendungen 
in den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten von den Versicherungsträgern 
getragen werden sollen. Diese finanzielle Bela- 
stung der Versicherungsträger ist nicht gerecht- 
fertigt. 

Die Mehraufwendungen konnten bei der erstma- 
ligen Festsetzung der Bundeszuschüsse in den 
§§ 1389 RVO, 116 AVG für das Kalenderjahr 
1957 nicht berücksichtigt werden. Es konnten nur 
Berücksichtigung finden die auf den Bund ent- 
fallenden Erstattungen nach dem FAG in der da- 
mals bekannten Höhe. Die Finanzierung der 
Rentenversicherungen würde durch diese zusätz- 
liche Belastung noch mehr erschwert werden. Die 


Beiträge der vertriebenen Beitragszahler können 
nicht zweimal als Finanzierungsgrundlage einge- 
setzt werden. 

Zur Deckungsfrage: 

Der Bund spart durch die Mittelaufwendung für 
die nach dem Entwurf zu gewährenden Fremd- 
renten erhebliche Ausgaben im Rahmen des La- 
stenausgleichsgesetzes und der Kriegsopferver- 
sorgung ein. Bezieher von Fremdrenten, welche 
zugleich Unterhaltshilfeempfänger sind, haben 
nach Maßgabe des § 267 LAG bei Erhöhung 
ihrer Renten aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen eine Kürzung der ihnen gewährten 
Unterhaltshilfen zu gewärtigen, ebenso die 
Empfänger von Ausgleichsrenten nach dem BVG. 
Die dadurch begründete Entlastung des Aus- 
gleichsfonds für Unterhaltshilfe und der Kriegs- 
opferversorgung wirkt sich auch für den Bund 
insoweit entlastend aus, als sich der von ihm 
gemäß § 6 Abs. 4 LAG an den Ausgleichsfonds 
zu leistende Zuschuß nach dem Jahresaufwand 
des Ausgleichsfonds bzw. nach dem erforder- 
lichen Aufwand für Ausgleichsrenten nach dem 
BVG richtet. Diese finanzielle Entlastung fällt 
für den Bund um so mehr ins Gewicht, als eine 
Vielzahl von Unterhaltshilfeempfängern und 
auch von Ausgleichsrentenempfängern nach dem 
BVG Fremdrenten bezieht. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung sieht sich nicht in der Lage, Angaben 
über die Höhe dieser Einsparungen zu machen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen 
des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Es wird z. Z. die Möglichkeit geprüft, wie die Ver- 
sorgung des genannten Personenkreises geregelt 
werden kann. Es handelt sich um Bedienstete öffent- 
licher Körperschaften, die ihre Alterssicherung 
ganz oder teilweise dadurch verloren haben, daß 
beim Zusammenbruch des Jahres 1945 ihre Versor- 
gungseinrichtung oder ihr zur Nachversicherung 
verpflichteter Dienstherr untergegangen ist. § 17 
Abs. 2 bezieht nur Beschäftigungen privatrechtlicher 
Art in die Rentenversicherung ein, weil es sich 
hier um einen Personenkreis handelt, der seine 
Sicherung grundsätzlich im Rahmen der gesetzlichen 
Rentenversicherung findet. Bei Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst handelt es sich dagegen um ein 
Versorgungsproblem, das nicht zu Lasten der Ver- 
sichertengemeinschaft der Rentenversicherung ge- 
löst werden kann. 


Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. 

Die Bundesregierung ist mit dem Bundesrat der 
Auffassung, daß die Verordnung möglichst gleich- 
zeitig mit der Verkündung des FANG, auf jeden 
Fall in möglichst nahem zeitlichen Anschluß daran 
ergehen soll. 

Zu 5. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 6. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 
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Zu 7. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Der Vorschlag des Buhdesrates würde zur Folge 
haben, daß die auf Grund der derzeitigen Über- 
gangsregeiung gewährten, auf Versicherungsfällen 
der Jahre 1957 und 1958 beruhenden Berliner Renten 
in ihrer bisherigen Höhe weitergewährt würden, 
wenn die Rentenberechnung nach neuem Recht 
einen niedrigeren Betrag ergäbe. Die Berliner Rent- 
ner würden insoweit höhere Bezüge erhalten als 
vergleichbare Versicherte im Bundesgebiet. Die der- 
zeitige Übergangsregelung rechtfertigt keine Besitz- 
standswahrung. Mit der rückwirkenden Einführung 
der Anpassungsvorschriften für Berlin werden die 
Nachteile der Übergangsregelung beseitigt. Es wäre 
ein Widerspruch, die Übergangsregelung als eine 
endgültige zu betrachten, soweit sie für den Berech- 
tigten günstiger ist, dagegen als eine vorläufige, so- 
weit sie für den Berechtigten ungünstiger ist. 

Zu 8. 

Die Bundesregierung hat die Frage der^ Kostentra- 
gung durch den Bund bei den Vorarbeiten an dem 
Gesetzentwurf geprüft. Die vorgesehene Verteilung 
der zusätzlichen Aufwendungen zwischen Versiche- 
rungsträger und Bund entspricht dem Grundsatz, 


wie er in den Rentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzen für die Beteiligung des Bundes an der Auf- 
bringung der Mittel in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen festgelegt worden ist. Danach ist das 
System der Einzelerstattungen durch einen globalen 
Zuschuß des Bundes ersetzt worden, in dem alle 
zum 31. Dezember 1956 .bestehenden Einzelver- 
pflichtungen, darunter auch die Zuschüsse des Bun- 
des im Rahmen des derzeitigen FAG, aufgingen 
(vgl. Artikel 2 § 47 Abs. 1 Satz 1 ArVNG). Der bis- 
herige Zuschuß des Bundes zu den Aufwendungen 
des FAG ist auf diese Weise in einer für alle Zu- 
kunft gleichbleibenden Höhe in den Bundeszuschuß 
nach den §§ 1389 RVO, 116 AVG eingebaut. Berück- 
sichtigt man, daß sich die Leistungen aus dem FRG 
von Jahr zu Jahr verringern, so ergibt sich, daß 
der Bund auf lange Sicht gesehen die zusätzlichen 
Aufwendungen aus diesem Gesetz auch insoweit 
trägt, als sie durch den^ bisherigen Zuschuß nicht 
voll gedeckt sind. 

Eine Feststellung, in welchem Umfang durch dieses 
Gesetz Bundesmittel beim Lastenausgleich und in 
der Kriegsopferversorgung eingespart werden, ist 
nicht möglich, da erst die Umstellung der Renten 
nach Maßgabe dieses Gesetzes ergeben wird, in 
welchen Fällen und in welcher Höhe sich wegen des 
Zusammentreffens mit Fremdrenten die Renten aus 
dem Lastenausgleich und aus der Kriegsopferver- 
sorgung verringern. 
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